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Der Staatsvertrag über den Übergang 
der Staatseisenbahnen auf das Reich1).

Von WirHl. Geh. Rat Dr. H e r m a n n  K i r c h b o f f ,  München.

Da die politische und militärische Stellung Deutschlands durch den Weltkrieg 
gänzlich gebrochen ist, gibt es nur noch e i n e  Kraft, durch die es sich wie
der aufrichten kann, das ist seine w i r t s c h a f t l i c h e  Neubelebung. Deutsch
land, zur Zeit der Befreiungskriege ein vorwiegend Ackerbau treibendes Land 
von etwa 16 Millionen Einwohnern, hat sich seitdem zu einem Industriestaat 
ersten Ranges mit 60 Millionen Menschen entwickelt. Diese wollen beschäf
tigt und ernährt sein. Gerade die germanische Rasse eignet sich dank ihrem 
Organisationstalent zur Industrialisierung. Ob gern oder nicht gern: wir 
können nur wieder hoch kommen durch intensive Hebung unseres gesamten 
Wirtschaftslebens. Hierzu ist in erster Linie und als dringlichste Maßnahme 
die Sanierung und Neuordnung des gänzlich darniederliegenden Verkehrs
wesens erforderlich.

Die Eisenbahnen werden in Zukunft ganz andere Aufgaben zu erfüllen 
haben als bisher. Sie werden vor allem im Verein mit den Wasserwegen einen 
Riesenverkehr zu bewältigen haben: Masseneinfuhr, Massenausfuhr, Massen- 
transportc heißt die Parole, straffe Einheitlichkeit die Losung. Auf Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit, in finanzieller wie betrieblicher und baulicher Be
ziehung, will daher die Neuordnung des Eisenbahnwesens gerichtet sein: 
großzügig, aber spartanisch einfach.

Was ist statt dessen bisher geschehen? Sechs kostbare Monate sind auf 
einen Staatsvertrag verwendet, der die Interessen der Eisenbahnstaaten wohl 
zu wahren weiß, die jetzt unbedingt gebotene Sanierung des Eisenbahnwesens 
aber einfach unmöglich macht.

Man möge dem Staatsvertrag zu seiner Empfehlung die vorteilhaftesten 
Seiten abgewinnen, man möge auf den Valutasturz hinweisen und uns vor
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Augen führen, diaß von den 43 Milliarden Mi 10 Milliarden M als Entschädigung 
für die an das Ausland abzutretenden Strecken anzusehen sind, daß die 
Eisenbahnstaaten ihr wertvollstes W irtschaftsobjekt an das Reich abtreten; 
was übrig bleibt, ist einfach Verkauf auf Abbruch, nicht Aufblau!

Schon das erste Reichswirtschaftsjahr soll mit einem schweren Defizit 
beginnen; was weiter dahinter sitzt, ist nichts als steigende Defizite, Tarif
erhöhungen und hoffnungslose Kämpfe um das Dasein Deutschlands mit der 
verhängnisvollen Aussicht, daß die Eisenbahnstaaten ihre Eisenbahhnen doch 
schließlich aus dem Zusammenbruch zu einem billigeren Preise wieder zu
rückkaufen müssen.

Wie kann man so etwas machen? Wie kann man das e i n z i g e  W i r t 
s c h a f t s i n s t r u m e n t ,  d a s  w i r  z u r  F r i s t u n g  u n s e r e s  D a s e i n s  n o c h  
h a b e n ,  statt es zu hegen und zu pflegen, vorweg so verstümmeln und 
zu neuen Taten unbrauchbar machen! Diese Wirkung wird mit dem Staats
vertrag todsicher erzielt. Er rechnet gar nicht mit den gänzlich veränderten 
Zeitverhältnissen, seine ganze Sorge dreht sich um Sicherstellungen. Über die 
Frage, ob ein Eisenbahnbeamter in ein anderes Land versetzt werden darf, 
werden in dem Staatsvertrag umständliche Schiedsgerichte in Bewegung ge
setzt. Nichtigkeiten werden darin zu Wichtigkeiten, während da draußen ein 
Riesenverkehr bewältigt sein will.

Auf der einen Seite wird eine neue Sorte von Kriegsgewinnen durch den 
Staatsvertrag geschaffen — Preußen z. B. erhält nach Deckung a l l e r  Schul
den 10 Milliarden M! zur freien Verfügung und behält dazu noch gänzlich 
schuldenfrei seine Domänen, Forsten, Kanäle und Bergwerke, Württemberg 
700 Mill. M usw. Eine zweite Serie von Kriegsgewinnen wird nach dem Staats
bahntyp für den Übergang der W asserwege folgen. Auf der anderen Seite 
sinkt das Reich urinier tiefer in den Abgrund, mag es diese Milliardenab
findungen der Reichsbahn zur Last legen, oder einen Teil der Abfindungen 
als unproduktive Schulden auf die Reichskasse übernehmen: keinesfalls kom
men hierbei die Verkehrswege — wie es so bitter nottut — wieder in Ord
nung. Woher sollen auch weitere Milliarden zur Ausgestaltung und Erweite
rung des Verkehrswesens kommen? Überall, auch hinsichtlich der Besoldung 
des Personals, wird es infolge der chronischen Geldverlegenheiten hapern! Ist 
das die Vejkehrsvereinheitlidiung, wie sie sich das deutsche Volk gedacht 
und wie sie ihm .die Reichsverfassung verbrieft hat? Soll ihm nach all den 
im Weltkrieg erlittenen Enttäuschungen auch noch diese letzte und s c h w e r 
wiegende, sein Dasein in Frage stellende Enttäuschung versetzt werden? 
Welcher Finanzkünstler will nadi dieser mit dem Staatsvertrag verbundenen 
radikalen Aussaugung die in Artikel 02 der Reichsverfassung vorgesehenen 
Rücklagen, Reserven und Überschüsse hervorzaubern?

Wozu überhaupt jetzt diese Eile in der Sache? Vor sechs Monaten hieß 
es, der Übergang der Staatsbahnen auf das Reich werde erst zum Verfassungs
termin (1. Oktober 1020) durchgeführt. Danach veröffentlichte ich meine 
Vorschläge in der Deutschen Allgemeinen Zeitung, dann wurde der 1. April 
1020 als Übergangstermin bekanntgegeben.

Während dieser sechs Monate Ist die so dringliche Sanierung des kranken 
Eisenbahnwesens leider verpaßt, wohl aber haben sich die Ärzte selbst vor
weg saniert.
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Dies ist um so mehr zu bedauern, als wir doch einen sicheren und sofort 
gangbaren Weg haben, um >das Eisenbahnwesen von Orund aus zu sanieren 
imd für das Reich, die Eisenbahnstaaten, das verkehrtreibende Publikum und 
das Eisenbahnpersonal leistungsfähig zu machen. Wenn man ihn nur be
schriften hätte!

Die preußischen Eisenbahnfinanzen litten unter dem Ramschetat und der 
zu intensiven Einwirkung der Finanzverwaltung. Mühevoll gebildete Reserven 
wurden für allgemeine Staatsbedürfnisse in Anspruch genommen. Milliarden
werte wurden nicht richtig bilanziert, indem sie nicht, wie es nach kauf
männischen Grundsätzen üblich, zu- oder abgeschrieben, sondern einfach jedes 
Ersatzstück Zug um Zug gerechnet wurde. Wird z. B. für eine Lokomotive, 
die im Anlagekapital mit 40 000 M zu Buche steht, eine neue, die jetzt über 
1 Mill. Mf kostet, aber dreimal so leistungsfähig ist, beschafft, so wird der 
M eh rw ert in d e r Bilanz nicht g u tg e re ch n e t. Jetzt, wo die Staatsbahn Verwal
tungen im Staatsvertrag ihren Kaufpreis berechnen, haben sie all diese großen 
und kleinen Konten im laufenden Etat schon zu finden gewußt, die die Natur 
einer Vermögensverbesserung haben, und sie ihrem Kaufpreise zugerechnet. 
Wird in Zukunft nach diesen kaufmännischen Grundsätzen auch im Etat ver
fahren, so wird sich die Bilanz um tnindestens eine Milliarde M verbessern.

Die Sanierung ließe sich bei den Staatsbahnen in folgender Weise so
fort durchführen:

Das Reich übernimmt sofort das finanzielle Risiko für die Staatsbahnen, sie 
bleiben bis zur Sanierung, spätestens bis zu dem in der Reichsverfassung fest
gesetzten Zeitpunkt im Eigentum der Eisenbahnstaaten. Sofort wird — ent
sprechend der in Preußen vorgenommenen Thesaurierung von 6 Milliarden 
Mark — ein kräftiger E r n e u e r u n g s f o n d s  von 6 Milliarden M mit einem 
neuen Typ von Reichsbahnobligationen, deren Zinsendienst aus den Eisenbahn
einnahmen zu bestreiten ist, gebildet. Da sich die Hauptbelastung des Eisen
bahnetats bei der Erneuerung abspielt, wird der laufende Reichsbahnetat so
gleich im ersten Betriebsjahr um einen Milliardenbetrag entlastet, der sich durch 
Einführung der kaufmännischen Grundsätze noch um einen weiteren Milliar
denbetrag erhöhen wird. Statt e i n e r  c h r o n i s c h e n  D e f i z i t w i r t s c h a f t ,  
vor der das Reich bei Annahme des Staatsvertrages todsicher steht, wird schon 
das erste Betriebsjahr mit einem Ü b e r s c h u ß  abschließen, an dem das Reich 
und die Eisenbahnstaaten gleichmäßig teilnehmen können. Würde gleichzeitig 
das Zweiklassensystem eingeführt, so ließen sich durch die damit erzielte 
Betriebsvereinfachung die Personenzüge vermehren, auch wäre an eine Ver
billigung der Tarife wenigstens der Holzklasse zu denken.

Die Sanierung müßte also sofort v o n  i n n e n  h e r a u s  in die Wege ge
leitet werden.

Weder der Reichsverkehrsminister noch der ^Reichsfinanzminister haben 
das Bedürfnis an den Tag gelegt, Sachverständige, die sie selbst zur Teil
nahme an den Sanierungsverhandlungen eingeladen haben, zu den Verhand
lungen hinzuzuziehen. Ein als Beirat bestellter engerer Ausschuß von Tech
nik und Wirtschaft ist nur einmal zur Tagung einberufen, und zwar am 13. 
April, am gleichen Tage, als der 26. Ausschuß der Nationalversammlung seine 
Verhandlungen über den Staatsvertrag schon begonnen hatte; er sollte noch 
schnell vom Reichsverkehrsminister darüber unterrichtet werden. So ist diese 
wichtige Materie bisher summarisch behandelt worden!
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Der H err Reichsfinanzminister hat den Ausspruch getan: »Wenn der 
Staatsvertrag nicht angenommen wird, wird das Defizit noch größer.« Trotzdem 
meldet er für das erste Reichsbetriebsjahr ein Defizit von 12 Milliarden M 
an. Er hat offenbar die vorerörterten preußischen Verhältnisse nicht gekannt, 
sonst würde er nicht so gesprochen haben. Das Umgekehrte ist nach m einer' 
bestimmten Überzeugung richtig: Durch den Staatsvertrag werden die Eisen
bahnfinanzen so zugrunde gerichtet, daß eine Sanierung auf der von mir vorge
schlagenen Grundlage mit Bildung eines Emeuerungsfonds überhaupt nicht 
mehr möglich ist. D ie  D e f i z i t w i r t s c h a f t  w i r d  d u r c h  d e n  S t a a t s 
v e r t r a g  v e r e w i g t .  Nur auf dem von mir angedeuteten Wege sind die 
deutschen Staatsbahnen zu sanieren und für die kommende große Wirtschafts
kampagne tauglich zu machen, nicht aber dadurch, daß die Eisenbahnstaaten 
vorweg ihre Kriegsgewinne einheimsen und schwerwiegende Vorbehalte 
machen. Dann sollte man doch lieber die Zentralstelle für das künftige Eisen
bahnwesen mehr nach Süddeutschland werlegen, um hierdurch eine Arbeits
freudigkeit in Süddeutschland zu erzielen, als acht Reichszentralen für ein 
neues deutsches Eisenbahnwesen einrichten. Nur ein großzügiger deutscher 
Industriestaat kann ganz Deutschland, auch das agrarische Nord- und Süd
deutschland, retten! Die Vorbedingung dafür ist ein großzügiges Verkehrs
wesen (Eisenbahnen und W asserstraßen)! Es wäre ein Verbrechen am deut
schen Volke, wenn man diese wichtigste und dringlichste Frage der wirt
schaftlichen W iedergeburt nicht in einer dem deutschen Volke zuträglichen 
Weise lösen wollte. D e r  Z w a n g s l a g e ,  d i e  d e r  L ö s u n g  d e r  g r o ß e n  
F r a g e  j e t z t  d a d u r c h  b e r e i t e t  w i r d ,  d a ß  d i e  Ei  s e  n b a h  n s ta a t e n 
s i c h  a u f  k e i n e  a n d e r e  L ö s u n g  e i n l a s s e n  w o l l e n ,  s t e h t  d i e  
« o c h  g r ö ß e r e  Z w a n g s l a g e  g e g e n ü b e r ,  d a ß  d a s  R e i c h  u n d  d a 
m i t  a u c h  s e i n e  G l i e d e r  u n b e d i n g t  w i r t s c h a f t l i c h  g e r e t t e t  
w e r d e n  m ü s s e n .  W e l c h e  L ö s u n g  b e i  d i e s e m  D i l e m m a  d e n  V o r 
t r i t t  v e r d i e n t ,  d a r ü b e r  k a n n  m a n  w o h l  k e i n e n  A u g e n b l i c k  
z w e i f e l h a f t  s e i n .
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Das Lehrlingswesen in  HandwerK und Industrie. 
Verhandlungen des 10. Kongresses der Gewerkschaften 

Deutschlands.
Von Dr. T h ilo  H am p K e, Hamburg.

I. D ie  b i s h e r i g e  R e g e l u n g  d e s  L e h r l i n g s w e s e n s .

Die Regelung des Lehrlingswesens ist eine der wichtigsten Fragen für 
den zukünftigen Aufbau unseres Wirtschaftslebens, denn gelingt es uns nicht, 
durch die Vorzüglichkeit unserer Qualitätsarbeit, wie vor dem Kriege, den 
Weltmarkt wieder zu gewinnen, so wird ein wirtschaftlicher Aufbau unseres 
gesamten Gewerbes, sowohl der Industrie wie des Handwerks, kaum mög
lich sein. Diese gute Qualitätsarbeit werden wir aber in der Zukunft nur 
liefern können, wenn wir unser Lehrlingswesen auf die Heranbildung tech
nisch vorzüglich geschulter Qualitätsarbeiter einstellen. Die Frage der Regelung



des Lehrlingswesens scheint aber durch die Beschlüsse des 10. K o n g r e s 
s e s  d e r  G e w e r k s c h a f t e n  D e u t s c h l a n d s  zu N ürnberg1) ln ein Fahr
wasser gebracht zu werden, welches eine vorzügliche Ausbildung der Lehr
linge kaum gewährleisten kann.

Die Gewerbegesetzgebung in Deutschland hatte erkannt, wie wichtig eine 
Regelung des Lehrlingswesens ist. Deshalb sind in den §§ 126 bis 128 der 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 allgemeine Bestimmungen für das Lehr
lingswesen erlassen worden, die auch für die Industrielehrlinge gelten, und 
ferner sind noch besondere Bestimmungen für Handwerkslehrlinge in den 
§§ 129 blis 133 enthalten;, die nur für diese Anwendung finden. Als Organe 
zur Überwachung des Lehrlingswesens im Handwerk waren die Handwerks
kammern und die Innungen gedacht, die sich ihren Aufgaben auf dem Ge
biete des Lehrlingswesens mit großem Eifer widmeten. Es unterliegt gar 
keinem Zweifel, daß sie durchaus günstige Ergebnisse auf diesem Gebiete er
zielt haben. Erst im Jahre 1900 sind die Handwerkskammern ins Leben ge
treten, und in verhältnismäßig kurzer Zeit haben sie gute Erfolge erreicht, 
wie u. a. der Bericht der Z e n t r a l s t e l l e  f ü r  V o l k s w o h l f a h r t  über 
das Lehrlingswesen und die Berufserziehung des gewerblichen Nachwuchses 
für den 5. Kongreß der Zentralstelle für Volkswohlfahrt am 19. bis 20. Juni 
1911 in Elberfeld einwandfrei beweist.

Die Tätigkeit der Handwerkskammern auf dem Gebiete des Lehrlings
wesens hatte so günstig gewirkt, daß die Industrie immer mehr zur Verbes
serung des Lehrlingswesens nach dem Muster der Vorschriften der Hand
werkskammern überging, ohne daß gesetzliche Bestimmungen dafür Vor
lagen. Schriftliche Lehrverträge bürgerten sich in der Industrie mehr und 
mehr ein, das Prüfungswesen in der Industrie nahm einen immer weiteren 
Umfang an, und vielfach zeigten sich in den Industrieverbänden Wünsche, 
den Handelskammern', die z. T. auch Industriekammern sind, ähnliche Auf
gaben für das Lehrlingswesen zu übertragen, wie sie die Handwerkskam
mern auf Grund gesetzlicher Bestimmungen übernommen hatten. Ähnlich lag 
es beim Handel. Auch hier bürgerten sich schriftliche Lehrverträge mehr und 
mehr ein, und auch im Handel wurde von den Angestellten vielfach die For
derung erhoben, eine Art Abschlußprüfung nach der Lehre einzuführen. 
Stimmen wurden laut, den Handelskammern ähnliche Befugnisse wie den 
Handwerkskammern zuzuweisen. Auch in der Landwirtschaft zeigten sich 
gleichartige Bestrebungen.

Der Krieg hat nun in den guten Erfolgen, die die Handwerkskam
mern für das Lehrlingswesen erzielt hatten, verheerend gewirkt. Die 
Lehrlingsausbildung ist im Handwerk während des Krieges stark zurück
gegangen. Eine ordnungsmäßige Lehrlingsausbildung konnte z. T. kaum 
stattfinden, weil wegen des Fehlens an Rohstoffen die Warenherstellung ganz 
einseitig gestaltet werden mußte und daher eine vielseitige Ausbildung gar 
nicht mehr möglich war. ln den Metallgewerben mußten, weil die Arbeiter 
Im Felde waren, die Lehrlinge, um jene zu ersetzen, zum Teil in so großer 
Zahl eingestellt werden, daß von einer Ausbildung kaum die Rede sein
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konnte. Statt daß sich nun aber nach dem Kriege die Verhältnisse besserten, 
wurden sie noch schlimmer, indem vielfach die Betriebe wegen ihrer sch lech
ten wirtschaftlichen Lage ihre Arbeiter entlassen mußten, aber verpflichte* 
waren, ihre Lehrlinge, mit denen sie drei- und vierjährige Lehrverträge abge
schlossen hatten, zu behalten, so daß bei der verminderten Gehilfen- und Ar
beiterzahl die Lehrlingszahl unverhältnismäßig groß wurde. Diese Mißstände 
ließen sich natürlich nicht von heute auf morgen beseitigen, sondern die zu 
hohe Lehrlingszahl mußte erst allmählich abgebaut werden. Diese Kriegs
erscheinungen werden aber nun seitens der Gewerkschaften den Handwerks
kammern und Innungen als den Arbeitgeberorganisationen in die Schuhe ge
schoben; sie werden nicht als Kriegserscheinungen betrachtet, sondern es wird 
behauptet, daß die Handwerkskammern und die Innungen und überhaupt die 
Arbeitgeberorganisationen auf dem Gebiete des Lehrlingswesens durchaus 
versagt hätten und deshalb gänzlich beseitigt werden müßten.

II. D ie  N ü r n b e r g e r  B e s c h l ü s s e .

1. G r u n d s ä t z l i c h e  E r k l ä r u n g e n .

Die Beschlüsse des 10. Kongresses der Gewerkschaften Deutschlands zu 
Nürnberg werden eröffnet durch grundsätzliche Erklärungen, welche lauten 
»1. Die Art des Lehrlingswesens, die in der Handwerkslehre beim Klein

meister und in der Prinzipalslehre beim Krämer ihre typischen Aus
drucksformen findet, wird in einer sozialisierten W irtschaftsordnung von 
selbst verschwinden.

2. Die neuzeitige, sich sozialisierende Volkswirtschaft hat auf eine soziali
sierte Berufsbildung hinzuwirken. Jeder mit der Absicht auf Dauertätig
keit in einen Beruf, einen Berufszweig oder einen Betrieb eintretende 
jugendliche Arbeiter männlichen und weiblichen Geschlechts ist, soweit 
die Vorbedingungen dazu vorhanden sind oder entstehen, grundsätzlich 
und praktisch als Lehrling zu behandeln. Jeder Beruf, Berufszweig und 
Betrieb hat seine jugendlichen Arbeiter planmäßig in einer geordneten 
Lehrzeit auszubilden und ihnen Gelegenheit zu geben, die praktische Aus
bildung durch theoretische Fachbildung zu ergänzen und zu vertiefen.

3. Allen Arbeitern ist die Möglichkeit offen zu halten, sich auch noch in 
einem späteren Lebensalter anderen Berufen und Berufszweigen zuzu- 
w'enden, tun sich in diesen beruflich auszubilden. Etwaige Bestimmun
gen in körperschaftlichen Arbeitsverträgen und andere Bestimmungen, 
die dem entgegenstehen, sind zu verwerfen und, wo vorhanden, zu be
seitigen.«

ln der Hauptsache bringen also die grundsätzlichen Erklärungen zum 
Ausdruck, daß, w'enn unsere ganze Gütererzeugung einmal ia der Z ukunft 
sozialisiert sein wird, die jetzt herrschende Meisterlehre verschwinden muß, 
weil es dann eben keine selbständigen Meister mehr gibt. Die Lehr
lingsausbildung hat in der sozialisierten W irtschaftsordnung durch die All
gemeinheit, also durch den Staat zu erfolgen. Diese Grundsatzerklärung 
scheint mir durchaus Zukunftsmusik zu sein, so daß man über sie, wenn 
man zunächst an die praktische Gestaltung des Lehrlingswesens in der Z u
kunft denkt, nicht weiter W orte zu verlieren braucht.
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2 . Z u s t ä n d i g k e i t .

Die w ich tigsten  B estim m ungen  ü b e r  das L eh rlingsw esen  sind die ü ber 
die Z uständ igkeit. Sie la u te n :

>;1. Die Z u stän d ig k e it d e r  In n u n g en  ist aufzuheben .
2. Z u r R eg elu n g  d e r  L ehrlingsverhä ltn isse  w erd en  m it Z uständ igkeit fü r  

d as Reich fü r  jeden  B eruf p a ritä tisch  aus V e rtre te rn  von A rb e itg eb ern  
und  A rbeitnehm ern  b es teh en d e  Z en tra lkom m issionen  e in g ese tz t, die u n te r  
V orsitz  eines V e rtre te rs  des R e ich sa rb e itsam tes in n erha lb  d e r durch  all* 

^  gem eine  gesetz liche B estim m ungen  g ezo g en en  G renzen  w irken.

In sb eso n d e re  hab en  diese Z en tra lk o m m iss io n en  die A ufgaben,

a) d ie  L ehrzeit fü r den  B eruf und  fü r bestim m te  A rbeitzw eige  des 
B erufes festzusetzen ,

b ) d ie  technischen  A usb ildungsp läne  auszuarbe iten ,
c) d ie  V orau ssetzu n g en  festzu legen , u n te r  den en  die G en eh m ig u n g  

zum  H alten  von L ehrlingen  e r te il t  w e rd en  kann , in sbesondere  die 
Z ahl von  L ehrlingen  festzusetzen , d ie g eh a lten  w erden  darf,

d ) d u rch  g e e ig n e te  M aßnahm en d a fü r zu so rg e n , d a ß  dem  B erufe

3. F ü r g rö ß e re  S täd te , im übrigen  fü r jeden  L andkre is u n d  au ß erh a lb  
P reu ß en s  f ü r  B ezirke, die den  p reuß ischen  L andkre isen  en tsp rechen , 
w erd en  p a ritä tisch  aus V ertre te rn  von A rb e itg eb ern  und A rbeitnehm ern  
b esteh en d e  R eichskom m issionen e in g ese tz t, d ie  u n te r  V orsitz  eines von 
d e r  B ehörde  zu ste llenden  u n p arte iischen  V orsitzenden  in nerha lb  d e r
d urch  a llgem eine  gesetz liche B estim m ungen  gezo g en en  G ren zen  und d er
d u rch  d ie  Z en tralkom m issionen  au fgeste llten  R ichtlinien w irken.

In sb eso n d e re  haben  diese R eichskom m issionen d ie A ufgaben ,

a) d ie  D u rch fü h ru n g  d e r  b esteh en d en  V orsch riften  zu ü b erw achen ,
b) zu en tscheiden , o b  d e r  einzelne M e ister L ehrlinge ha lten  darf

o d e r  nicht,
c) d ie A usb ildung  d e r L ehrlinge zu überw achen , in sb eso n d ere  die

v o rg eseh en en  Z w ischen- und  Sch lußprü fungen  zu veranlassen .«

M an w ill also  in d e r  G e w e rb eo rd n u n g  die B efugnisse d e r  Innungen  und 
dam it auch die d e r  H andw erk sk am m ern  vollkom m en b ese itigen  und in Z u
k u nft fü r  alle  G ew erb e  p a ritä tisch e  R eichskom m issionen aus A rb e itg eb ern
und A rb e itnehm ern  b ilden , die die a llgem einen  G esich tspunk te  des L ehr
lingsw esens zu reg e ln  h ab en , und  d a ru n te r  s teh en d e  B ezirkskom m issionen, 
die nach den R ichtlinien d e r  R eichskom m issionen d ie beso n d eren  ö rtlichen  
V orschriften  zu e rlassen  und  zu ü b erw ach en  haben. D as läu ft alles d a r a y f ^ Ä i  s .  70 
hinaus, d a ß  m an R eichstarife  und B ezirkstarife  zw ischen A rb e itg e b e rn ^ u jjd i!  §" 3 sr 
A rbeitnehm ern  ü b e r  d as L ehrlingsw esen  fü r jed es F ach g ew erb e  v e rab & cfit^ -  » ' a  
und durch  pa ritä tisch e  K om m issionen d e r  F ach o rg an isa tio n en  d e r Arl^ijg'ejfc.r g . £? f
und A rbeitnehm er d as L ehrlingsw esen  reg e ln  u n d  ü b en v ach en  Jä jS  ; l s  * a  ^  5

W enn es durch  die H an d w erk sk am m ern  und  die I n n u n g ^  j  '
auf G ru n d  des H a n d w erk so rg an isa tio n sg ese tzes  vom  26. J^lP-lgQT 1  igUjü ^  < 3 .' ■ 
hältn isse im Lehrlingsw 'esen  zu schaffen , so lag  de 
d aß  m an bei d e r  G ese tzg eb u n g  an  die g u te n  Obe

g en ü g en d  ausgeb ildete  K räfte  zu g efü h rt w erden .



auf dem  G e b ie te  d e s  L eh rlin g sw esen s im H a n d w e rk  von  d e r  a lten  Z u n ft h e r 
noch v o rh an d en  w aren . Schon d ie  alte  Z u n ftv e rfassu n g  h a tte  e ine  so rg 
fä ltige  G lied e ru n g  im H an d w erk  au fg erich te t, d ie  Im m er noch als V orbild  
v o rg esch w eb t h a t, das w a r d ie  Einteilung^ des S tan d es in L eh rlin g e, G esellen 
und  M eister. Ü b e r jed e  d iese r d re i G ru p p e n  h a tte  d ie Z u n ftv e rfa ssu n g  b e 
so n d e re  V orsch riften . Im m er w aren  b eso n d e re  B ed in g u n g en  zu  e rfü llen , w enn 
m an  von  e in e r S tu fe  in d ie  an d ere  kom m en  w ollte , und w enn  sie auch 
schließlich , nam en tlich  w äh ren d  d e r  V erfa llze it d e r  Z ü n fte , zu Ä ußerlichkeiten  
a u sg e a r te t  sind , so  haben  sie  d och  b is auf den  h e u tig e n  T a g  e in e  g an z  gute 
W irk u n g  au szuüben  verm ocht. D ie G esch ich te  h a t doch g e le h r t, daß, 
als m an nach  E in fü h ru n g  d e r  G e w e rb e fre ih e it d ie  In n u n g en  vollkom m en 
e n tre c h te t h a tte  u n d  sie ih re  e ig en tlich e  A ufgabe  au f d em  G e b ie te  des 
L eh rlin g sw esen s n ich t m eh r erfü llen  k o n n ten , sich in D eu tsch lan d  d ie  schlim m 
ste n  Z u s tän d e  im L eh rlin g sw esen  en tw ick e lten . E rs t  d ie  G eg en w irk u n g  
g eg en  d iese  M iß stän d e  fü h rte  d ann  zu d en  v e rsch ied en en  N ovellen  d e r G e
w erb eo rd n u n g , d ie  das L eh riingsw esen  v e rb esse rn  w o llten  und  schließlich in 
dem  H a n d w e rk so rg a n isa tio u sg e se tz  vom  26. Juli 1897 ih re  K rö n u n g  und ihren 
A bschluß fanden . D ie In n u n g en  hab en  au f dem  G eb ie te  d es L ehrlingsw esens 
zw eifellos n ich t d as g e le is te t, w as sie h ä tte n  le is ten  k ö n n en , a b e r  im te r dem 
D ruck d e r  H an d w erk sk am m ern  und  u n te r  ih re r  A n le itu n g  sind  d ie  Erfolge 
im m er b e sse r g e w o rd en  u n d  sie k ö n n ten  noch viel b e sse r  w e rd en , w enn  man 
d ie  G ese tzg e b u n g  vom  26. Ju li 1897 nach d e r  R ich tu n g  h in  n o ch  w e ite r  aus
bauen  w ü rde , d a ß  in den  In n u n g en  u nd  den  H a n d w erk sk am m ern  bei der 
R eg elu n g  d e s  L eh rlin g sw esen s d ie  A rb e itn e h m e rv e rb än d e  in viel w e ite r  g eh en 
d e r  W eise  m itzuw irken  h ä tten , als das b ish e r  b e i d en  G ese llenausschüsscn
d e r  In n u n g en  und  bei d en  G ese llen au ssch ü ssen  d e r  H a n d w erk sk am m ern  der
Fall g ew esen  ist. D iese s te llten  b ish e r eine w irk liche  V e r tre tu n g  d e r  In te r
essen d e r  A rb e itn eh m er in d iesen  F rag en  n ich t dar.

D as L ehrlingsw esen  m ,,p  — ' ‘ nd w irtschaftspo litischen
K 'äm -*' • ien tra lk o m m issio n en  und

u n e rv erb än d en  n ich t die 
D iese T rä g e r  m üssen 

am inern , H andels- und 
m te r  H e ran z ieh u n g  der 

V erb än d e , u n te r  weit- 
n in a llen  F rag en , bei 
e in t. V iel b e sse re  Er- 

e rz ie lt w e rd en , wenn 
:er G ew erk sch aftsk o n - 

B estim m ungen  über 
g  u n te r  H e ran z ieh u n g  

alles, w as  in d e r  G e
n g em äß  auch  au f die 
e, u n d  w e n n  m a n  
n , di e  L a n d w i r t -  
n a n  S t e l l e  d e r  
r F a c h v e r b ä n d e  
s m a c h t e .
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Alies, w as im einzelnen die Z en tra lkom m issionen  und B ezirkskom m issionen 
tun  sollen, haben  nach d e r  b ish e rig en  G e w e rb eo rd n u n g  b e re its  die Innungen  
und  d ie  H an d w erk sk am m ern  im a llg e m e in e i^w a h rzu n e h m en . D aß  auf diese 
W eise  eine g e o rd n e te  R egelung  des L ehrlingsw esens geschaffen  w erden  kann, 
is t vo r dem  K riege p rak tisch  d u rch  d ie H an d w erkskam m ern  bew iesen  w orden .

3. L e h r z e i t .

Die L ehrzeit soll im allgem einen  in d e r  Z u kunft drei Jah re  nicht ü b er
schreiten , soll sich a b e r  nach d en  B edürfn issen  d e r einzelnen G ew erb e  richten. 
D abei sch e in t d ie A bsicht w ohl zu sein, d re i Jah re  als H öchstm aß  anzusetzen , 
fü r m anche  G ew erb e  a b e r noch kürzere  L ehrzeiten  durchzuse tzen .

E s ist zw eifellos rich tig , d aß  m anchm al d e r W unsch, im letz ten  L ehr
jah re  d u rch  den L ehrling  fü r  d as e n tsch ä d ig t zu w erden , w as e r  im e rsten  L ehr
ja h r  an  M ühe g e k o ste t h a t, d en  L eh rm eiste r v e rle ite t hat, die L eh rzeit nicht 
zu v e rkürzen , obw oh l es v ielleicht m öglich  g ew esen  w äre. Z u r V erlän g e
ru n g  d e r  L ehrzeit h a t  w e ite r b e ig e tra g e n , daß  die H an d w erk er, um ü b e r
h au p t L ehrlinge zu bekom m en, siel »»genö tig t sah en , gleich vom ersten  L ehr
ja h r  ab  im m er h ö h e r  s te ig en d e  E n tsch äd ig u n g en  fü r K ost und W o h n u n g  zu 
g ew äh re n , weil sich d ie  K inder au s den  u n b em itte lten  K reisen  im m er m eh r 
dem  H an d w erk  zu w and ten . Schließlich h a t  in m anchen  H an d w erk sb eru fen  
n eu erd in g s d ie  E in fü h ru n g  d e r  P flich tfo rtb ildungsschu le  in D eutsch land  zur 
V e rlän g e ru n g  d e r L ehrzeit g e fü h rt. D ie Schulzeit is t in d ie  A rbeitzeit g e le g t 
w o rd en , d ad u rch  w u rd e  d ie  Z e it fü r  d ie A usb ildung  d e r  L ehrlinge, w enn 
m an es au f die Ja h re  u m rechnet, bei d re ijäh rig e r L ehrzeit schon um  ein 
volles ha lbes Ja h r  g ekürzt.

N un so ll fü r d ie H an d w erk er eine  H ö ch stleh rzeit von  drei Ja h ren  e in g e 
fü h rt w erd en , g leichze itig  ist d e r  ach tstü n d ig e  A rb e its ta g  gekom m en, und 
überall w ird  die P flich tfo rtb ildungsschu le  m it T ag e su n te rric h t bis 6  U h r d u rch 
gefü h rt. Die S tundenzah l fü r  d ie  P flich tfo rtb ildungsschu le  w ird  e rh ö h t, und 
d e r Besuch d e r  Schule in d e r T ag esze it w ird  als A rbeitzeit an g eseh en , so  daß 
d e r A rb e itg eb er auch  die Z eit, in d e r  d e r  ehL rling  die Schule b esuch t, nach 
seinen E n tsch äd ig u n g ssä tzen  v e rg ü ten  m uß. W e ite r  w erden  auch fü r die 
L ehrlinge Ferien  an g es treb t. D urch alle d iese  M aßnahm en w ird  die Z eit, die 
fü r d ie p rak tische  A usb ildung  des L ehrlings in d e r W erk s ta tt ü b rig  b leib t, 
s e h r  erheblich  verkürzt.

Es ist wohl rich tig , daß  m an in einzelnen G ew erb en , in denen  m an noch 
aus a lte r G ew o h n h e it eine  v ierjäh rig e  L ehrzeit ha t, v ielleicht ohne w e se n t
lichen Schaden fü r  d ie A usb ildung  auf eine d reie inhalb - o d e r  d re ijäh rig e  L ehr
zeit h in u n te rg eh en  kann. Es g ib t a b e r auch H andw erke, bei denen g ro ß e  
technische S chw ierig k e iten  in  d e r  L ehrzeit ü b erw u n d en  w erden  m üssen, sb  
daß  eine v ierjäh rig e  L ehrzeit du rch au s e rfo rd erlich  ist, um  eine w irklich 
gründ liche  A usbildung  zu g ew äh rle is ten . Ich füh re  da die E lek tro techn iker, 
Feinm echaniker, Sch losser und M asch in en b au er als Beispiel an, be i denen 
m. E. an e iner v ierjäh rig en  L ehrzeit u n b ed in g t fe stg eh a lten  w erden  m uß.

N och w e ite r g e h t d as B estreben  dah in , die E n tsch äd ig u n g ssä tze  fü r K ost 
und W o h n u n g  fü r die L ehrlinge  vom  e rs ten  T ag e  d e r  L ehrzeit an schon so 
hoch zu g e s ta lten , d aß  sie  m öglichst so fo rt auf e igenen  F üßen  steh en  können. 
Bei d iesen  M aßnahm en  w ürde  es a b e r  fü r den  A rb e itg e b e r vielfach g an z  u n 



m öglich  w erden , bei d e r  L ehrlin g sau sb ild u n g  auf die K osten  zu kom m en. E s 
w ird  d a h e r im m er sc h w e re r w erd en , g u te  L eh rm eis te r  zu finden .

F ü r eine a llgem eine  d re ijä tirig e  H ö ch stleh rze it w ü rd e  m an vom  S tan d 
p u n k te  des H a n d w e rk s  v ielleicht eh er e in tre te n  k ö n nen , w enn  die B estreb u n 
gen e rs t  d u rc h g e fü h rt w orden  sind , das n eu n te  S ch u ljah r fü r  d ie  V olks
schule  e in zu führen , a lso  alle K inder ein J a h r  lä n g e r  in d e r  V olksschu le  zu 
behalten  und sie  nicht wie b ish e r  mijt 14, so n d ern  e rs t  m it 15 Ja h ren  in s Be
ru fsleben  e in tre ten  zu lass'en. Die um ein Ja h r  ä lte ren  L eh rlin g e  w erden , 
weil sie  re ife r sind , s ich er auch  e in d rin g e n d e r  und  sch n e lle r le rnen , so  daß 
m an d ad u rch  d ie A bkürzung  d e r L ehrzeit au f d rei Ja h re  v ielleich t wiedei 
e inholen  k önn te .

U n te r die d re ijäh rig e  L ehrzeit noch h in u n te rzu g e h e n , ist nach  m einer An
sich t ü b e rh au p t n ich t m öglich , es sei denn , d aß  m an eine g rü n d lich e  tech 
n ische A usb ild u n g  v o lls tän d ig  in F ra g e  ste llt. D e ra rt zu k u rz  u n d  d a h e r  m angel
h a f t a u sg eb ild e te  L ehrlinge w ü rd en  vo raussich tlich  n ich t in d e r  L age  sein, als 
G esellen  den  T arifm in d estlo h n  zu v e rd ienen . S ie w ü rd en  d a h e r  sch w er ein 
U n terkom m en  in ihrem  G ew erb e  finden  k ö n n en , w ie  es sich je tz t  schon bei 
den K riegsleh rlingen  zeig t, d ie k e in e r so rech t h ab en  will.

N ach den v o rg esch lag en en  G ru n d sä tzen  soll d ie Z en tra lk o m m iss io n  die 
D au er d e r  L ehrzeit fü r  jeden  B eruf festleg en . Sie soll au ß e rd e m  B estim m un
gen  treffen , d aß  bei b e so n d e rs  g ü n s tig en  F o rtsc h r itte n  e ines L ehrlings eine 
an g em essen e  V erk ü rzu n g  d e r  L ehrze it e in tritt. M eines E rach ten s  m üßten 
den H an d w erk sk am m ern  diese  A u fg ab en  w ie b ish e r  ü b e rla ssen  w e rd e n ; der 
Z en tra lkom m ission  d e ra r tig e  E n tsch e id u n g en  zu ü b e r tra g e n , will m ir auch 
o rg an isa to risch  nicht rich tig  scheinen.

Auch fin d et sich w ied er d ie B estim m ung , d a ß  ein rech tze itig e r W echsel
d e r L ehrste lle  zu e rfo lgen  h a t, w enn  die E ig n u n g  und  N e ig u n g  des Lehrlings 
nach a n d ere r  R ich tung  g e h t, als u rsp rü n g lich  an g en o m m en  w urde . Auch bis
h e r k o n n te  ein L ehrling , d e r einsah , d aß  e r  fü r  d as g e w ä h lte  G e w e rb e  nicht 
p aß te , nach § 127 d e r  G e w e rb eo rd n u n g  zu einem  an d eren  G e w e rb e  über
gehen. W enn  m an ab er, w ie h ier d ie  A bsich t zu sein  sche in t, d en  W ech se l von
einem  G ew erb e  zum  än d ern  zu leicht m acht, so  w ird  m an  s e h r  b a ld  erleben,
d aß  d ie  ju n g en  L eute, die h äu fig  in ih ren  A nsch au u n g en  noch n ich t recht 
b estän d ig  sind , von einem  G ew erb e  zum  än d ern  hin- und h e rp en d e ln .

4. T e c h n i s c h e  A u s b i l d u n g .

D er d r i tte  A bschnitt d e r  V o rsch läg e  b e h a n d e lt  die  techn ische  Ausbil
d u ng . Fo lgende  V orsch läg e  w erd en  g e m a ch t:

»5. Die Z en tra lk o m m iss io n en  hab en  L ehrp läne  au fzu ste llen , d ie  eine syste
m atisch fortschre itende , A usb ildung  d e r  L ehrlinge  g ew äh rle is te n . Die 
L eh rm eiste r sind  verp flich te t, d iese  L eh rp län e  d e r  A u sb ild u n g  zugrunde 
zu legen.

6 . Die B ezirkskom m issionen hab en  sich durch  zu b estim m ten  Z eitab sch n it
ten ab zu h a lten d e  Z w isch en p rü fu n g en  d avon  zu ü b e rze u g en , daß  d ie Aus
b ild u n g  au f G ru n d  d e r  a u fg este llten  L eh rp län e  e rfo lg t und  d a ß  d e r  L ehr
ling n o rm ale  F o rtsc h ritte  m acht. Am E n d e  d e r  L ehrzeit ist e ine  Sch luß
p rü fu n g  vorzunehm en.
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7. S tellt sich bei den  Z w isch en p rü fu n g en  heraus, d aß  d e r  A usb ildung  eines 
L ehrlings nicht d ie  g e n ü g en d e  S o rg fa lt g ew id m e t w urde , so  kann die Be
zirkskom m ission  die F o rtse tzu n g  d e r  L ehre in e in e r an d eren  W erk ste lle  
auf K osten d es b ish e rig en ' L ehrm eiste rs o d e r  d es G esam tg ew erb es  v e ran 
lassen.

8 . H e im arb eitern  ist d ie  A usb ildung  von L ehrlingen  grundsä tzlich  zu u n te r
sagen . A k k o rd a rb e ite r sollen nicht zur A usb ildung  von L ehrlingen v e r
w an d t w erden.«

L ehrp läne , d ie  eine system atisch  fo rtsch re iten d e  A usb ildung  des L ehr
lings g ew äh rle is ten , sind  g ew iß  seh r schön , und  sie lassen  sich in staatlichen  
L eh rw erk stä tten  w ahrschein lich  d u rc h fü h re n ; so  lange a b e r  die M eisterleh re  
noch m aß g eb en d  ist, h ä n g t d ie A usb ildung  des L ehrlings in d e r H au p tsach e  
a b  von d en  A rbeiten , d ie  bei seinem  L eh rm eiste r Vorkom m en, und d iese  A r
be iten  p flegen  sich nicht nach den  system atischen  L ehrplänen zu richten. 
D iese system atischen  L ehrpläne m üssen  m ehr o d e r w en ig er ein from m er 
W unsch  bleiben. Die S ch lußprü fung  hab en  w ir ja  b e re its  als G e se llen p rü fu n g ; 
sie b ü rg e rt  sich auch schon m eh r und  m eh r in d e r  Ind u strie  ein. V on Z w i
sch en p rü fu n g en  h a t m an b ish e r ab g eseh en , weil d e r  A p p arat und die G e ld 
k osten  d a fü r seh r erheblich  sein dü rften . Auch je tz t ist schon von den 
H and w erk sk am m ern  v e rfü g t, d aß  ein L ehrling, d e r durch  die Schuld  se ines 
L ehrm eiste rs d ie  G ese llen p rü fu n g  nicht besteh t, auf dessen  K osten  bei einem  
and eren  M eister nachzulernen hat.

5. S c h a f f u n g  v o n  L e h r g e l e g e n h e i t .

In te re ssan t ist, d aß  m an auch B estim m ungen  ü b e r die S chaffung  von 
L eh rg e leg en h eit au fg en o m m en  hat. Sie lau te n :

»9. V on d en  Z en tra lkom m issionen  ist dah in  zu w irken, daß  die G ro ß in d u strie  
m ehr als b ish e r E in rich tungen  zur sy s tem atischen  A usb ildung  schafft. 
Im B edarfsfälle  9 ind Z w ang sm aß n ah m en  zur E inste llung  von L ehrlin
gen  vorzusehen.

10. E s ist in A ussicht zu nehm en, den  L ehrm eiste rn , die bei d e r  A usbildung 
von L ehrlingen b eso n d ers  H e rv o rrag e n d es  g e le is te t haben , aus noch zu 
schaffenden  Fonds P räm ien  zu zahlen.«

Die A nerk en n u n g  d e r  M eisterleh re  schein t jedoch  n u r p laton isch  zu sein. 
Man sieh t w ohl ein, daß  m an s ie  n ich t so fo rt en tb eh ren  kann, obw ohl doch nach 
d e r G ru n d sa tze rk lä ru n g  d ie  M eisterleh re  zu verschw inden  hat. M an sa g t sich 
wohl, daß, w enn m an die M eisterleh re  b e se itig t und eine Sozialisierung  d e r  
Lehre d u rch führt, a lso  alle  L ehrlinge in staatlichen  L eh rw erk stä tten  ausb ildet, 
dann ja  n ich t n u r  d ie  K osten fü r  d ie  A usb ild u n g  d e r  L ehrlinge fü r  d en  S ta a t seh r 
hoch sein w erden , so n d ern  d a ß  d e r  S ta a t dann auch noch den L ehrlingen  S tu n 
denlohn bezahlen  m uß, d am it sie w äh ren d  d e r  A usb ildung  in d e r  L eh rw erk stä tte  
nicht ihren E lte rn  zu r L ast fallen. Z u n äch st will m an neben  d e r M eisterleh re  
E rgän zu n g s-L eh rw erk stä tten  schaffen , w ohl fü r die B erufe, die w egen  zu 
g ro ß e r Spezialisierung  n ich t m ehr die M öglichkeit b ie ten , einen L ehrling  in 
allen Z w eigen  des G ew erb es in d e r  M eisterleh re  auszubilden. B isher h a tte  m an 
solche E rg än zu n g s-L eh rw erk stä tten  v ielfach m it g u tem  E rfo lge  an den F o r t
b ildungsschulen  und G ew erbeschulen  e in g erich te t, ih re  V erb re itu n g  ist ab e r 
b isher im m er an  den seh r h o hen  K osten g esch eite rt. W ill m an je tz t ganz
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allgem ein  d iese  L eh rw e rk stä tte n  schaffen , so w ird  m an seh r e rh eb lich e  M itte l 
au fw enden  m üssen . O b  dies bei u n se re r  W irtsch afts lag e  m öglich  ist, e r
sche in t fraglich.

N eben  den E rg än z u n g s-L eh rw erk stä tte n  sollen  d ann  noch Sam m el-L ehr- 
w e rk stä tten  g esch affen  w erd en , in d e n en  L ehrlinge k le in e re r B e triebe  noch 
fü r  e ine  g ew isse  Z eit eine V erv o llk o m m n u n g  erfah ren . Auch d ieser G e 
d an k e  e rsch e in t an  sich n ich t schlecht. D a m an sich w ohl d a rü b e r  k lar ist, 
d aß  m it d iesen  L e h rw e rk s tä tte n  seh r h o h e  K osten  v e rb u n d en  sind , und 
a n fän g t e inzusehen , daß  d e r  S taatssäck el doch allm ählich  n ich t alle d ie An
fo rd eru n g e n , d ie  je tz t  an ihn g e s te llt  w erd en , au f d ie  D au er erfü llen  kann, 
so  w ird  v o rg esch lag en , d ie  K osten  d iese r  S am m e l-L e h rw e rk stä tten  von den 
A rb e itg eb ern  des in B e trach t k o m m enden  B ezirkes und  B erufes, g e g eb e n en 
falls m it einem  Z u schuß  aus ö ffen tlichen  M itte ln , au fzu b rin g en . E s e rschein t 
d och  seh r zw eife lhaft, o b  die A rb e itg e b e r in Z u k u n ft bei d en  w irtschaftlichen  
V erhältn issen , denen  nam entlich  u n se re  In d u strie  e n tg e g e n g e h t, in d e r Lage 
sein w erd en , d e ra r tig e  B elastu n g en  noch zu allen a n d eren  zu trag en . Die 
Sam m el-L eh rw erk stä tten  sollen  fe rn e r b e so n d e rs  b e g a b te n  ju n g en  L euten  nach 
B een d ig u n g  d e r  L ehrzeit G e leg en h e it zu w e ite re r  A usb ildung  g eb en . Auch 
d am it w ürden  erheb liche K osten  v e rb u n d en  se in , d en n  d ie ju n g en  Leute, 
w elche so lche S am m el-L eh rw erk stä tten  besu ch en , k ö n n ten  doch  w äh ren d  d ieser 
Z eit n ichts verd ienen  und  m ü ß ten  aus ö ffen tlichen  M itte ln  e rh a lten  w erden.

6 . E n t s c h ä d i g u n g  f ü r  K o s t  u n d  W o h n u n g .

W as in den A bschn itten  6  ü b e r Fach- und  F o rtb ild u n g ssch u len , 7 über 
A rbeitzeit, 7 a ü b e r L eh rlingsausschüsse  g e sa g t w ird, b e d a rf  k e in e r beson
d e ren  B esp rechung , da es dem  je tz t  b e re its  g e lten d en  R echt, w ie es durch  die 
E in fü h ru n g  des ach tstü n d ig en  A rb e its tag es , durch  den  A usbau  des Fach- und 
F ortb ild u n g ssch u lw esen s und durch  d as B e trie b srä te g ese tz  g esch affen  w or
den ist, en tsp rich t.

D agegen  sind noch d ie V orsch läge  ü b e r  die K o stg e ld sä tze  zu erw ähnen. 
Da ist g e sa g t:  ¿

»Bei d e r F estse tzu n g  des K ostge ldes m üssen  die B ezirksste llen  ver
m ittelnd  e in g re ifen  und  fü r die e inzelnen  O rte  u n d  B ezirke R egeln  auf
s tellen , fa lls n ich t in den  T a rifv e r trä g en  b e re its  B estim m u n g en  festg e 
leg t sind . G em einsam e G ru n d sä tze  fü r  das Reich und  fü r alle Berufe 
lassen  sich nicht schaffen.«

B isher h a t m an g an z  a llgem ein  auf dem  S tan d p u n k te  g e s tan d e n , daß  die 
F estse tzu n g  ü b e r die H ö h e  des K ostg e ld es n ich t in d ie  T a rifv e r trä g e  hin
e in g eh ö rt, denn  das K ostge ld  ist kein Lohn, so n d ern  e ine E n tsch äd ig u n g  für 
K ost u n d  W o h n u n g . Je tz t sch e in t also  d ie  A bsich t zu se in , d iese  F rage 
d u rch  T a rifv e rträ g e  zu regeln  o d e r  a b e r sie durch  d ie B ezirksste llen  e inhe it
lich festzu legen . D ann w ü rd e  a lso  d e r  A rb e itg e b e r nicht m eh r in d e r  Lage 
sein, a ls L eh rm eiste r m it den  E lte rn  se ines L ehrlings d u rch  L eh rv e r trä g e  zu 
verab red en , w elche E n tsch äd ig u n g en  g ezah lt w e rd en  so llen ; ü b e r  d ie V er
ab red u n g  des L eh rv e rtra g es  w ü rd en  also  die F es tleg u n g en  d e r  B ezirksstellen  
o d e r  die B estim m ungen  d e r T a r ifv e r trä g e  h in au sg eh en .

Ü b er d iese  B estim m ungen  so llten  d ie H a n d w erk sk am m ern  nach A nhörung  
auch von A rb e itn eh m erv e rtre te rn  e n d g ü ltig  zu en tsch e id en  haben.
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Es ist se lb stvers tänd lich , daß  bei den v e rte u e rte n  L ebensverhältn issen  
d ie  H a n d w e rk e r d ie E n tsch äd ig u n g ssä tze  fü r K ost und  W o h n u n g  w eitg eh en d  
erhöhen  m ußten . D ie H an d w erk sk am m ern  hab en  sich w äh ren d  des K rieges 
seh r b em üht, d ie  L eh rm eiste r d azu  zu b rin g en . L eid er sind  vielfach L ehr
m eiste r so kurzsich tig  g ew esen , sich d iesen  du rch au s b e rech tig ten  A n reg u n 
gen zu w idersetzen . Im  g ro ß e n  und g anzen  ist a b e r je tz t schon eine E r
h öhung  d e r E n tsch äd ig u n g ssä tze  in e n tsp rech en d e r W eise  erfo lg t. W enn 
diese E rh ö h u n g en  vielfach den  G ew erk sch aften  noch n icht g en ü g en , so lieg t 
das zum  T eil w ohl d a ran , daß  die G ren ze  des w irtschaftlich  M öglichen ü b e r
sehen w ird.

W eite re  G ru n d sä tze  ü b e r K ost und W o h n u n g  lau ten :
"24. D ie B ese itig u n g  von K ost u n d  L ogis beim  L eh rm eiste r ist im a llge

m einen n u r  fü r  g rö ß e re  S täd te  an zu streb en , in den en  even tuell L ehr
lingsheim e zu g rü n d e n  sind. In k leinen  S täd ten  und au f dem  L ande ist 
K ost u nd  L ogis beim  M eiste r nicht allein nicht zu verm eiden , sondern  
auch , w enn  so n s t kein Fam ilienanschluß vo rh an d en  ist, als H aus- und 
F am iliengem einschaft teilw eise  von V orte il fü r den  Lehrling.

25. A ufgabe d e r  B ezirkskom m ission m uß es sein, d a rü b e r zu w achen, daß 
K ost und  Logis ang em essen  sind und d aß  d e r  L ehrling  nicht zu h äu s
lichen A rbeiten  b e n u tz t w ird.« j

8 . F e r i e n .

Schließlich b eh an d e lt d e r  A bschnitt 15 d ie Ferien. E r la u te t:
»26. E benso  w ie  fü r  d ie  e rw achsenen  A rbeite r, is t fü r den  L ehrling und ju 

gendlichen  A rb e ite r d ie  E in führung  von Ferien anzustreben .«
Da je tz t a llgem ein in d en  T arifv e rträg en  fü r  d ie A rb e ite r Ferien  d u rch 

g e fü h rt  w erd en , w ird  m an w ohl auch Ferien  fü r  die L ehrlinge allgem ein 
durchzuführen  versuchen. F ü r den  L eh rm eiste r w ird  es natü rlich  häu fig  w irt
schaftlich Schw ierigkeiten  b ie ten , in allen Fällen die F erien  durchzuführen , 
w as nach A nsicht d e r  G ew erk sch aften  natürlich  u n te r  Fo rtzah lu n g  d e r E n t
schäd igungssä tze  fü r  K ost u n d  W o h n u n g  geschehen  soll.

9. B e r u f b e r a t u n g ,  L e h r s t e l l e n v e r m i t t l u n g .

Die G ru n d sä tze  ü b e r w eibliche L ehrlinge und ü b e r u n g e le rn te  A rbeite r 
bedürfen  ke iner b e so n d e ren  E rö rte ru n g .

In d e r  F rag e  d e r B eru fb era tu n g , d e r E ig n u n g sp rü fu n g  und d e r  L eh r
ste llenverm ittlung  ste llen  sich die B eschlüsse au f den S tan d p u n k t, d a ß  die 
jungen  L eute  nach d e r S chu len tlassung  durch  sachgem äße  B eru fb era tu n g  und 
E ig n u n g sp rü fu n g  in die nach ihren  N e ig u n g en  und B efäh igungen  fü r sie  p as
sendste  L ehrste lle  durch  eine g e e ig n e te  O rg an isa tio n  d e r L ehrste llenverm itt- 
lung h in e in g eb rach t w erden  sollen. D ieses B estreben  w ird  je tz t ganz  all
gem ein g e te ilt  und ha t in P reu ß en , B ayern  und  Sachsen schon zu E rlassen  
geführt.

III. K r i t i k  u n d  A u s b l i c k .

1. K r i t i k .

D er G ru n d feh le r d e r  V orsch läge  d e r  G ew erk sch aften  schein t m ir darin  
zu liegen, d aß  m an den  L eh rv e rtra g  n ich t als einen E rz ieh u n g sv ertrag  au f
faß t, nach dem  d e r  L ehrling  d u rch  eine g u te  A usb ildung  etw 'as e rle rnen  soll,
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so n d ern  daß  m an ihn m eh r zu einem  A rb e itsv e r trag  s tem p e lt, in d em  d e r  
L ehrling  v o r allen D ingen  m ö g lich st so fo r t L ohn e rh a lte n  soll. E s w erd en  
g a r  n ich t m ehr die b e so n d e ren  V erh ä ltn isse  des L eh rlin g sw esen s im H an d w erk  
be rücksich tig t, so n d e rn  d ie  G esich tsp u n k te , die fü r  das L eh rlin g sw esen  in 
d e r  In d u strie , nam en tlich  fü r a n g e le rn te  A rb e ite r  m aß g e b en d  sein k ö n n ten , 
w erden  g an z  a llgem ein  fü r  das L eh rlin g sw esen  zu g ru n d e  ge leg t. In d e r  G e
w erkschaft sind  ja zw eifellos d ie  F a b rik a rb e ite r  in d e r  M eh rh e it, und  die 
H an d w erk erg eh ilfen , die in den  G e w e rk sc h aften  eb en fa lls  o rg a n is ie r t  sind, 
sind  zu w en ig  in d e r  L age, die b e so n d e re n  V erh ä ltn isse  im H a n d w e rk  zur 
G e ltu n g  zu b rin g en . Beim a n g e le rn te n  F a b rik a rb e ite r  kann m an  die L ehr
zeit s ta rk  ve rk ü rzen , u n d  m an k ann  ihn au ch  so fo r t bezah len , d en n  e r soll 
ja  n u r au f einem  S o n d e rg e b ie t a n g e le rn t w e rd en , au f dem  se ine  A rbeitsk raft 
gleich  von A n fan g  an  fü r  d en  B e trieb  m it E rfo lg  a u sg e n u tz t w erd en  kann. 
Beim L ehrling  iin H a n d w e rk  lie g t die Sache a b e r  g an z  an d ers . E r  soll viel
se itig  und  u m fassend  au sg e b ild e t w erden . D e r L eh rm e is te r  d a rf  d ah er die 
A rb e itsk raft des L ehrlings n iem als aussch ließ lich  im In te re sse  seines Be
trieb es au sn u tzen  w ollen , d en n  so n s t w ü rd e  d ie A u sb ild u n g  d e s  L eh rlin g s ein
se itig  w erden  und  d ad u rch  erheb lich  leiden. Je  m eh r m an also die E nt
lo h n u n g  in den  V o rd e rg ru n d  ste llt, d e s to  m eh r v e rw an d e lt m an den  L ehr
v e rtrag  ln einen A rb e itsv e r trag  u n d  fü h rt h e rb e i, d a ß  d e r  L eh rm eiste r seinen 
L ehrling  n ich t m eh r als e igen tlichen  L ehrling , so n d e rn  als ju g en d lich en  Ar
b e ite r an sieh t, dessen  A rb e itsk raft er, d a  e r  ihn von A nfang  an bezahlen 
soll, im In te re sse  se ines B e trieb es nach  M öglichkeit au szu n u tzen  such t. D es
h a lb  h a t d ie  V erk ü rzu n g  d e r  L eh rzeit u n d  die H ö h e  d e r  E n tlo h n u n g  da ihre 
G renze , w o  es dem  L eh rm eis te r  w irtschaftlich  n ich t m eh r m ög lich  ist, bei 
d e r  L eh rlin g sau sb ild u n g  auf se ine  K osten  zu kom m en. D e r gew issenhafte  
L ehrm eiste r soll an  se inen  Lehrlingen* n ich ts  v e rd ien en , d en n  es ist eine 
E hrenpflich t sow oh l des H an d w erk s  w ie  d e r  In d u strie , fü r d ie  A usbildung 
des N achw uchses auch o h n e  b eso n d e re  w irtschaftliche  V o rte ile  zu sorgen. 
A ber m an kann  von dem  L eh rm eiste r n ich t v e rlan g en , daß  e r  bei d e r Aus
b ildung  d e s  L ehrlings zusetz t, weil e r  d ie w irtsch aftlich en  V erlu ste , die ihm 
d e r L ehrling  nam entlich  in den  e rs ten  Ja h ren  v e ru rsac h t, n ich t w ied er dadurch 
ausg leichen  kann, d aß  en tw ed e r d e r  L ehrling  e tw as  län g e r le rn t o d e r  daß  die 
E n tsch äd ig u n g en  n ich t gleich so g e s ta lte t  w erden , d aß  sie als L ohn in die 
E rscheinung  tre ten .

N euerd in g s w ird  sow oh l in d e r In d u strie , w ie im H an d w erk , w ie im H an
del v e rsu ch t, d a s L ehrlingsw esen  durch  den T a r ifv e r tra g  zu regeln . T a t
sächlich laufen  ja  auch  die V orsch läge , d ie  in N ü rn b e rg  bei dem  10. K ongreß 
d e r G ew erk sch aften  besch lossen  w o rd en  sind , auf n ich ts a n d e re s  h e rau s , als 
auf eine tarifliche  R eg elu n g  zw ischen A rb e itg eb ern  u n d  A rb e itn eh m ern . Nach 
m einer A nsicht ist ab e r g e rad e  eine tarifliche R eg elu n g  fü r  das L ehr
lingsw esen  d ie  a lle ru n g ee ig n e ts te . L ehrlinge  sind  k e ine  L o h n arb e ite r , denn 
sie so llen  e rs t lernen , sp ä te r  d en  L ohn zu verd ienen . Sie e m p fan g en  auch 
keinen Lohn, so n d e rn  n u r E n tsch äd ig u n g ssä tze  fü r  K ost und  W o h n u n g  oder 
Z u b u ß en , um  ihren  E lte rn  ih r D u rch h alten  w äh ren d  d e r  L eh rze it zu erleich
tern . D urch d ie  ta rifliche  R eg elu n g  w ü rd e  d e r  L eh rlin g  in d ie  Lohnkäm pfe 
v o lls tänd ig  m it h inein g ezo g en  w erd en . E r w ü rd e  d u rch  S tre ik e  und  A ussper
ru n g en  b e rü h rt  w erden , w o d u rch  se ine  A usb ild u n g  zw eife llos sch w er leiden



m üßte . D eshalb  m acht sich ja  auch  im m er m eh r in den K reisen d e r  Industrie , 
des H an d w erk s, des H andels u n d  d e r  L an d w irtsch aft d a s  B estreben  ge ltend , 
e iner tariflichen  R eg elu n g  des L eh rlin g sw esen s nicht zuzustim m en.

2. A u s b l i c k .

Es ist zw eifellos rich tig , daß  sich d u rch  den K rieg w e itgehende  M ißstände  
im L ehrlingsw esen  des H an d w erk s  g e ze ig t h ab en  und  d aß  im m er in e in 
zelnen Fällen, tro tz  a ller Ü b erw achung , M ißstände  im H an d w erk  v o rhanden  
g ew esen  sind. D as w ird  a b e r auch  so  b leiben, w enn  das P ro g ram m  d e r  G e 
w erkschaften  d u rch g efü h rt w ü rd e , denn  es ist eben in d e r U nvollkom m en
heit des M enschen  b eg rü n d et.

L eider k n ü p ft d ieses P ro g ram m  g a r  nicht an das b ish e r G eschaffene an. 
Nach m einer A nsicht, u nd  ich g lau b e  nach Alnsicht v ieler K enner des L ehr
lingsw esens im H an d w erk , h a t sich das H an d w erk so rg an isa tio n sg ese tz  g e 
rad e  au f dem  G eb ie te  des L eh rlingsw esens gan z  b eso n d e rs  g u t bew äh rt, und  
d esh a lb  so llte  d ie  T ä tig k e it c to -  H an d w erk sk am m ern  und  d e r  Innungen  nicht, 
w ie es je tz t b eab sich tig t zu sein scheint, ausg esch a lte t, so n d ern  im G e g en 
teil e rw e ite rt w erden . W en n  d ie  G ew erk sch aften  in den F ragen  d e r  R e
g e lu n g  d es L eh rlingsw esens eine tä tig e  M itarb e it w ünschen, so lä ß t sich 
d ie  im R ahm en d e r  b isherigen  G ese tzg e b u n g  du rch au s durch führen . E benso  
w ie bei den  G ese llen p rü fu n g en  b ish e r d ie G ehilfen  se h r  zur Z ufried en h e it 
m itg ew irk t h aben , k ö n n te  m an bestim m en, daß  in den L ehrlingsausschüssen  
d e r  H and w erk sk am m ern  u n d  d e r  In nungen  eine sach g em äß e  M itw irkung  der 
V e rtre te r  d e r  G ehilfenschaft s ta ttf in d e t. W en n  m an m it d e r  T ä tig k e it d e r  In
n ungen  auf dem  G eb ie te  des L eh rlingsw esens noch nicht im vollen U m fange 
zufrieden ist — ich leu g n e  nicht, daß  die Inn u n g en  zum  Teil bei gu tem  
W illen au f d iesem  G eb ie te  viel m eh r h ä tte n  leisten  können , a ls sie g e le is te t 
haben — , so  w ü rd en  sie  In Z u k u n ft zw eifellos m ehr leisten , w enn nicht nur 
von d e r einen Seite  die H an d w erk sk am m ern , so n d ern  auch von d e r  anderen  
Seite die V e rtre te r  d e r  G eh ilfenschaft a n reg en d  auf sie  e inw irkten .

ich hoffe  dah er, d aß  ü b e r d ie  R eform pläne noch nicht das le tz te  W o rt g e 
sprochen ist, u n d  daß  bei d e r  k o m m enden  G ese tzg e b u n g  d e r  G edanke e r
w ogen w ird , n i c h t  durch  eine  B e s e i t i g u n g ,  s o n d e r n  durch einen 
w eiteren A u s b a u  d e r  H a n d w e r k s o r g a n i s a t i o n s g e s e t z g e b u n g  das 
gew ünsch te  Ziel zu erre ichen.

Es schein t m ir w e ite r d rin g en d  w ünschensw ert, d aß  m an  erw äg t, o b  nicht 
u n te r Z u g ru n d e leg u n g  d essen , w as b ish e r auf dem  G eb ie te  des L ehrlings
w esens in d e r  G e w e rb eo rd n u n g  fü r die H a n d w e r k s l e h r l i n g e  bestim m t 
war, fü r d ie  In d u strie , den  H an d el und d ie  L andw irtsch aft ein w e ite re r  A us
bau d e r  b e tre ffen d en  G ese tzg e b u n g  erfo lgen  soll, und den H andels-, Industrie- 
und  L an d w irtschaftskam m ern  ähnliche B efugnisse auf dem  G eb ie te  des L ehr
lingsw esens zu e rte ilen  sind, w ie sie d ie  H an d w erk sk am m ern  b e re its  haben, 
a llerd ings u n ter w e itg eh en d e r M itw irkung  d e r  G eh ilfen v ertre te r, um dadurch  
eine e inseitige  B e to n u n g  des A rb e itg eb ers tan d p u n k tes  in den F ragen  des 
L ehrlingsw esens zum A usgleich zu bringen .
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W erKlieferungs vertrage im  (Maschinenbau 
und Rechtsprechung.

Von Prof. Dr. phil. et jar. J. H o llm a n n , Darmstadt.

D ie d u rch  den  W eltk rie g  und die n ach fo lgende  R evolu tion  in D eu tsch 
land h e rb e ig e fü h rte  U m w älzu n g  u n se re r w irtschaftlichen  V erh ältn isse  h a t auch 
auf rech tlichem  G e b ie te  zu w esen tlich  v e rän d e rte n  A u ffassu n g en  g eführt. 
D er s ta r re  R ech tssatz , d aß  d ie  au f zw eiseitigen  W illen se rk lä ru n g en  beru h en d en  
R ech tsg esch äfte  u n te r  allen U m stän d en  ih rem  W o rtla u t nach  erfü llt w erden 
m üssen , läß t sich in m anchen Fällen n ich t m eh r a u frech te rh a lten , w enn nicht 
d e r ganze  B estand  des w irtschaftlichen  L ebens im h ö ch sten  G ra d e  g e fä h rd e t w er
den soll. N am en tlich  fü r  d a s  a u sg ed eh n te  G e b i e t  d e s  M a s c h i n e n b a u e s  
9ind  d ie n eu eren  R ech tsau ffassu n g en  von w e itg e h en d e r  B ed eu tu n g , da  kaum  ein 
a n d e re r  Z w eig  d e r v a te rlän d isch en  G ü te re rz e u g u n g  d urch  die K rieg sv erh ä lt
nisse u n d  nam entlich  d u rch  d ie  R evo lu tion  m it ih ren  g ese tzg eb e risch en  Ein
g riffen  u n d  ihrem  M iß b rau ch  p o litisch er R echte  in so  s ta rk e  M itle idenschaft 
g ezo g en  w orden  ist w ie d e r  M asch inenbau . E s ist d e sh a lb  von  besonderem  
In teresse , d ie  fü r  d iesen  w ich tig en  P ro d u k tio n sz w e ig  in B e trach t kom m en
den  R ech tsfragen  e tw as  n ä h e r  zu b e h an d e ln  und  das R ech tsv erh ä ltn is  zwischen 
dem  H e rs te lle r  und dem  B esteller zu b e leu ch ten . M an w ird  d a rau s  e rkennen , 
daß  in d e r  heu tig en  Z eit m ehr als jem als  d e r  M asch in en fab rik an t beim  Ab
sch luß  von L ie feru n g sv erträg en  au f die g r ö ß t e  V o r s i c h t  an g ew iesen  ist, 
w enn e r  n ich tw iedere inb ring liche  S ch äd ig u n g en  v e rm eid en  will.

B ekanntlich h a n d e lt es sich im M asch in en b au  m eistens um  die E r f ü l l u n g  
v o n  W e r  k l  i e f  e r  u n g s  v e r t r a g e  n fü r n ich t v e r tre tb a re  Sachen , au f die 
die V o rsch riften  ü b e r den  K auf und  d en  W e rk v e r tra g  in d e r  im § 6 5 1  des BGB 
bestim m ten  W eise  anzuw en d en  sind. F ü r  d ie v o r K rieg sb eg in n  abgesch los
senen  V e rträ g e  d iese r A rt kam  nun w äh ren d  d es K rieges, so w eit n ich t etw a 
durch  eine b eso n d ere  K riegsk lausel d e r R ü ck tritt d es U n te rn e h m e rs  von dem 
V ertrag e  v o rg eseh en  w ar, vo r allem  die U n m ö g l i c h k e i t  d e r  V e r t r a g s 
e r f ü l l u n g  in B etrach t. H ie r sind die Fälle von h ö h e re r  G e w a lt und ob
jek tiv er U nm öglichkeit d e r  E rfü llu n g  zu u n tersch e id en . H ö h e re  G ew alt durch 
E ingriff d e r  gese tz lich  zu stän d ig en  M ilitä rb eh ö rd e n  lag  z. B. vor, als die 
Sparm etalle  b esch lag n ah m t und  e rs t im Ja n u a r  1919 w ied er f re ig e g eb e n  w ur
den. D er H e rs te lle r  k o n n te  also  n u r  d ann  lie fern , w enn  sich d e r  Besteller 
auf G ru n d  e iner neuen  V e re in b a ru n g  au sd rück lich  d am it e in v e rs tan d en  er
k lärte , d a ß  an S telle  d e r  b ehörd lich  b e sc h lag n ah m ten  S p a rm eta lle  ganz  be
stim m t b eze ichnete  E rsa tzsto ffe  fü r  die b e tre ffe n d e  M aschine v e rw e n d e t w er
den so llten . E ine o b jek tive  U n m öglichkeit d e r  L ie fe ru n g  t r a t  ein , als durch 
die B lockade de r deu tsch en  H äfen  se iten s d e r  E n te n te  d e r  B ezug  n o tw en d ig e r 
B austoffe, z. B. d es K upfers, aus dem  A uslande a b g esch n itte n  w u rde . W en n f 
d ie E rfü llu n g  eines L ie fe ru n g sv ertrag e s  den u n g e h in d e rte n  B ezug  von "Roh
s to ffen  au s dem  A uslande zur V o ra u sse tzu n g  h a tte , so  k o n n te  e r  eben  se it Be
g inn  d e r  B lockade n ich t m eh r e rfü llt w erd en , so  d aß  d e ra r tig e  v o r dem  Kriege 
ab g esch lo ssen e  L ie fe ru n g sv erträg e  als h in fällig  zu b e tra c h te n  w aren , w ie das 
R eichsgerich t w ied erh o lt b e s tä tig t  ha t. D as R e ichsgerich t s te llt  sich also aut
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d en  S tan d p u n k t, d a ß  w esen tliche  w irtschaftliche V erän d e ru n g en  in d e r  Lage 
des L ieferers, d ie  d u rch  den  W eltk rieg  h e rb e ig e fü h rt sind  u n d  bei V er- 
trag ssd iiu ß  n ich t v o rh erg eseh en  w erden  k o n n ten , auch  o hne  b eso n d ere  K riegs
klausel zu r L ö su n g  des L ie fe ru n g sv ertrag es füh ren . Ist e ine  K riegsklausel 
in dem  V ertrag e  v o rh an d en , so  soll nach  E rk en n tn is  des R eichsgerich ts derselbe  
G ru n d sa tz  au ch  d ann  g e lten , w enn d ie  P a rte ien  n ich t sogleich  beim  E in tr itt  
d e r  U nm öglichkeit d e r  L ieferung  den V e rtra g  au fheben , son d ern  seine E r
fü llung  n ach  K riegsende  v e reinbaren . N u r eine geg en  T re u  und  G lauben  v e r
sto ß en d e  V e rzö g e ru n g  im R ü ck tritt von dem  V ertrag e , die eine u n lau tere  
A bsicht d e r  an  sich zum R ü ck tritt b e rec h tig ten  P a rte i e rk en n en  läß t, soll 
keinenfalls zur W e ite rg e ltu n g  des an sich lö sb a ren  V e rtra g e s  führen.

D ie H a u p tro lle  sp ie lt bei den  v o r dem  W eltk rie g e  und w ährend  se in er 
D au er abgesch lossenen  L iefe ru n g sv ertrag en  die P r e i s f r a g e ,  d a  d ie E rzeu 
g u n g sk o s ten  d u rch  die m it dem  K riege verb u n d en en  w irtschaftlichen  V er
än d eru n g en  u n d  noch m eh r d u rc h ' d ie  dem  W affenstillstand  fo lgende  p o 
l i t i s c h e  u n d  w i r t s c h a f t l i c h e  R e v o l u t i o n  in einem  von dem  W illen 
d e r  P a rte ien  vö llig  u n ab h än g ig en  und noch w en ig er v o rau sseh b aren  M aße 
g e s tie g en  sind . D iese  E in w irkungen  au f d ie  e rzeu g en d e  In d u strie  m ußten  
um  so  g rö ß e r  se in , a ls w äh ren d  d e r  K rieg sd au er bis zum  W affen stillstan d  
fast a lle  M asch inenfabriken  bis zum  äu ß e rs te n  G ra d e  fü r  d rin g en d e  H eere s
lie ferungen  o d e r  fü r L ie ferungen  an  lebensw ich tige  B etriebe  in A nspruch  g e 
nom m en w aren  u n d  d esh a lb  alle  F ried en sau fträg e  o h n e  A usnahm e zurück
stellen  m uß ten . W o llte  m an in so lchen Fällen an  d e r  ab so lu ten  E rfü llungs- 
p flich t d e r  abgesch lo ssen en  V erträg e  fe sth alten , so  w ü rd e  sich  zum  Schaden 
d e r  nationalen  V o lksw irtschaft e ine  g a n z  u n g e rec h tfe rtig te  B elastung  des 
L ieferers zug u n sten  des B estellers e rg eb en . D as R eichsgerich t h a t deshalb
auch an erk an n t, d aß  eine abso lu te  E rfü llungsp flich t n u r solchen V erträ g e n  zu
zusprechen ist, bei denen  aus d e r  F assu n g  und  au s den  w irtschaftlichen  V erh ä lt
nissen bei dem  V ertrag ssch lu ß  ein d a h in g e h en d e r k lare r V ertragsw ille  d e r 
P a rte ien  unzw eife lhaft e rk en n b a r ist. E in so lch er Fall w ürde  z. B. v o r
liegen, w enn d e r  L ie fere r beim  V ertrag ssch lu ß  fah rlässig  die dam als b e re its  
e ingetre tenen  o d e r  doch v o rau sseh b aren  E rsch w eru n g en  se in er L ieferung  nicht 
in se ine  P re isb e rech n u n g  e inbezogen  h ä tte . H ie r  m ü ß te  d e r  L ieferer g e 
rech terw eise  die ihn durch  E rh ö h u n g  se in e r G e steh u n g sk o sten  tre ffen d e  M ehr
be lastung  allein  v e rtre ten , auch w enn  dem  B esteller e ine  an  sich n ich t g e 
rech tfertig te  W erts te ig e ru n g  d e r  zu lie fernden  M aschine zu g u te  käm e. D ie
selbe V e ran tw o rtu n g  w ü rd e  den  L ie fere r treffen , w enn  e r  sich auf eine V er
e in b aru n g  e inge lassen  h ä tte , in d e r  d ie  V e rtrag se rfü llu n g  au f e inen nicht 
e in igerm aßen  g e n au  b estim m ten  Z e itp u n k t h in ausgeschoben  w ird, w enn es 
also z. B. in d iese r V ere in b a ru n g  h ieße, d ie  V e rtrag se rfü llu n g  solle nach 
B ehebung  d e r  derze itig en  H in d e ru n g sg rü n d e  geschehen .

D a s  R eichsgerich t h a t bei den  v o r K riegsbeg inn  abgesch lossenen  V er
träg en  die U nm öglichkeit d e r  E rfü llung  in so lchen Fällen an erkann t, in 
d en en  in fo lg e  d e r  durch  den  W eltk rie g  h e rb e ig e fü h rten  V erzö g eru n g  der 
V e rtrag se rfü llu n g  d as W esen , d. h. die w irtschaftliche B ed eu tu n g  d e r Lie
ferung, in einem  solchen M aße v e rän d e rt w o rd en  ist, d a ß  d ie  L ieferung  nicht 
m ehr als e ine  sin n g em äß e  E rfü llu n g  des frü h eren  L ie fe ru n g s re r trag e s  an 
g esehen  w erden  kann. F ü r Fälle d iese r A rt ¿sä also das R ü ck trittrech t
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d e s  L ieferers vom  V e rtra g e  fe s tg e ieg t. ln  d e r  B eg rü n d u n g  w ird  au sg e fü h rt, 
d a ß  eine V e rtra g sle is tu n g , d ie  fü r  d ie e ine  d e r  v e rtra g sc h lie ß en d e n  P a r 
te ien , d. h. fü r  den  L ieferer, eine  im w irtsch aftlich en  Sinne vö llig  an d ere  
g ew o rd en  sei, m it N o tw en d ig k e it auch fü r den  V e rtra g sg e g n e r , d. h. für 
den  B esteller, d ieselbe  W esen sä n d e ru n g  au fw eisen  m üsse. F ü r das F re i
w erden  vom  V e r tra g e  in d e ra r tig e n  Fällen  g e n ü g e  som it die F es ts te llu n g , 
d aß  d ie v e re in b arte  V e rtra g s le is tu n g  fü r  den  L ie fere r eine völlige W esen s
än d eru n g  im w irtschaftlichen  S inne aufw eist.

D iese  R ech tsau ffassu n g  b e zo g  sich zunächst auf d ie v o r dem  W eltk rieg e  
v e re in b arten  L ie fe ru n g sv erträg e , d ie  u n te r  d en  d u rch  den  K rieg  gänzlich  ve r
ä n d erten  w irtschaftlichen  V erh ä ltn issen  e rfü llt w e rd e n  so llten . Bei den w äh
ren d  d e s  K rieges ab g esch lo ssen en  und  w eg en  h ö h e re r  G e w a lt o d e r  aus an 
d e ren  o b jek tiven  U n m öglichkeiten  n ich t in d e r  v e re in b arten  L ieferfrist e r
fü llten  V e rträ g e n  w ird  d ie  B efre iung  des L ie fere rs  von d e r  E rfü llu n g s
pflicht n u r  d ann  in B e trach t kom m en k ö n nen , w enn  e in w an d fre i nach g ew ie 
sen  ist, d aß  e r  beim  V e rtra g sc h lu ß  alle dam als fü r  die K rieg sze it irg en d 
w ie v o rau sseh b aren  E rsch w eru n g en  und  H in d eru n g sm ö g lich k e iten  nach der 
V erpflich tung  d es o rd en tlich en  K aufm annes in se ine  P re iss te llu n g  e inbezogen  
h a t  D ie F ests te llu n g  eines d e ra r tig e n  T a tb e s ta n d e s  e r fo rd e r t  se lb s tv e rs tä n d 
lich eine u m fangre iche  A rb e it von  e rfa h re n en  M asch in en tech n ik en ! in jedem  
E inzelfalle , da sich a llgem eine  R egeln  unm öglich  au fste llen  lassen.

H a t sich d ie  E rfü llu n g  eines w äh ren d  des K rieges ab g esch lo ssen en  Liefe
ru n g sv e rtra g e s  b is nach dem  W affen stills tan d  o hne  V erschu lden  d e s  L ieferers 
ve rzö g e rt, so  t r it t  n u n m eh r die d e u tsch e  R e v o l u t i o n  als ein n eu er H in
d e ru n g sg ru n d  in d ie E rsch e in u n g , d e r  von den  P a rte ien  b e i V ertragschluB  
w ed er v o rh e rg e se h e n  noch bezüglich  d e r  W irk u n g  d e r zah lre ichen  g ese tz 
lichen E in g riffe  in d ie  G e w e rb eb e trie b e  auch  n u r  m it e in ig e r S ich erh e it ab 
g esch ä tz t w e rd en  konn te . E s ist an den  P re is lis ten  d e r  w ich tig sten  Roh- 
u n d  B au sto ffe  leicht nacbzuvveisen, d aß  die sp ru n g w eise n  S te ig e ru n 
g en  d e r  P re ise  u n m itte lb a r nach d e r  R evolu tion  b e g an n e n  und  sich dann 
in im m er ste ig en d em  M aße fo r tg e se tz t  h ab en , und zw ar in b ed eu ten d  
höherem  G ra d e  a ls w äh ren d  d e r  e ig en tlich en  K riegszeit. D ie riesige  E r
h ö h u n g  d e r  K ohlenpreise , die h e u te  schon  fa s t d as Z eh n fach e  d e r  F riedens
sätze  e rre ichen , die h ohe  K o h len steu e r bei g le ic h ze itig e r b e d e u te n d e r  V er
sch lech te ru n g  d e r  K oh lenqualitä t, fe rn e r d ie  g an z  u n v e rs tän d ig en  E rh ö h u n g en  
d e r  E isenbahn- u nd  W asse rfra ch te n , d e r  P o s t-  u nd  T e le g ra p h e n g e b ü h re n , die 
ü b erau s schäd lichen  W irk u n g en  d e r  B e trieb se in sch rän k u n g en  und B etriebs
stö ru n g e n  d e r  S taa tsb ah n  usw . haben  jed e  o rd n u n g sm ä ß ig e  K alku la tion  im 
M asch inenbau  ü b e r  den  H au fen  g ew o rfen . G an z  ähnlich v e rh ä lt  es sich mit 
den  gezah lten  A rbeits löhnen  und  den G en era lu n k o sten  im M aschinenbau . A ußer 
den e igen tlichen  L ohnziffern  kom m en h ie r  noch cfie gese tz lich e  E in führung  
d es A ch tstu n d en tag es, d ie A b schaffung  d e r  A k k o rd a rb e it m it ih rem  v e rd e rb 
lichen E influß  in q u a n tita tiv e r u n d  auch q u a lita tiv e r H in sich t, d ie  a llgem eine  
A fb e ltsu n lu s t zusam m en m it d e r  s ta rk  v e rm in d erten  L e is tu n g  d es einzelnen 
A rbeite rs, d ie fo rtg ese tz ten  B e trie b s tö ru n g en  d u rch  K oh lenm angel und 
sch lech te  K oh lenqualitä t, d u rc h  d ie  E ingriffe  d e r  L o k alb eh ö rd en  in bezug  
au f d ie L ieferung  von S tro m , G as  und  W asse r, die  v ielfachen w ilden  S tre ike , 
d ie  unaufhörlichen  L o h n fo rd eru n g en  d e r  A rb e ite rsch aft, d ie  fo r tg e se tz t  d ro h e n 

290 K o l l m a n n :  W erklieferungsverträge im M aschinenbau und Rechtsprechung



d en  neu en  E ingriffe  d e r  G ese tzg eb u n g , d ie  keine  R uhe in d en  G ew erb eb e - 
trieben  aufkom m en lassen , so d an n  auch  d ie  n o tw end ig  g e w o rd en e  e rh eb 
liche V e rm eh ru n g  d e r  B etriebs- und K o n tro lib eam ten , d ie  G e h a ltse rh ö h u n 
gen d e r  technischen  u n d  kaufm ännischen  A ngeste llten , d ie W  ied e re inst e tlung 
d e r K riegste ilnehm er u n d  d e r  K rieg sb esch äd ig ten  usw . in B etracht. Alle 
diese U m stän d e  k o n n ten  unm öglich  v o rh erg eseh en  o d e r irgendw ie  in die 
P re isg esta ltu n g  d e r  M asch inen lieferungen  e inbezogen  w erd en , ihre W irk u n g  
ist ab e r d e ra rtig , d aß  d ie  H e rs te llu n g sk o s ten  und  d em en tsp rech en d  die V er
kaufspreise  im deu tschen  M aschinenbau  E nde 1919 e tw a  das S iebenfache d e r
jen igen  des Ja h re s  1914 und o f t  noch viel m eh r b e tru g e n  und auch seitdem  
noch eine s te ig en d e  T en d en z  erk en n en  lassen.

D iesen T atsach en  g e g e n ü b e r  w ürde  es jedenfalls g e g en  das a llgem eine 
R echtsgefühl v e rsto ß en , w enn m an an d e r  E rfü llungspflich t des L ieferers 
u n ter allen U m ständen  festh a lten  und  ihm allein d ie n ich t v o rau sseh b aren  und  
unverschu lde ten  sch w eren  w irtschaftlichen  Schäden au fb ü rd en  w ollte . Eine 
d e ra rtig e  s ta rre  D urch fü h ru n g  des Satzes » F i a t  j u s t i t i a ,  p e r e a t  m u n -  
d u s «  m ü ß te  n o tw end ig  zum  Z usam m enbruch  d e r  g esam ten  gew erb lich en  
P ro d u k tio n  füh ren , an d e ren  W ied erau fb au  sich g e rad e  g e g en w ä rtig  alle 
H o ffn u n g en  un se res  V olkes knüpfen . Es b le ib t v e rstän d ig erw eise  n u r übrig , 
einen g e rech ten  A usgleich zw ischen den  In teressen  des B estellers und  des 
L ieferers d e ra r t  zu finden, d a ß  be ide  P a rte ien  gem einsam  d ie  durch  u n ab 
w en d b are  E inw irkungen  h e rb e ig e fü h rten  E rh ö h u n g en  d e r  P ro d u k tio n sk o sten  
trag e n  o d e r  d aß , w enn d e r  B esteller h ierm it nicht e in v erstan d en  ist, d er L ie
fe re r zum m indesten  von d e r  E rfü llungsp flich t fre ig este llt w ird.

D er S ieben te  Senat des R eichsgerich tes h a t denn auch in einem  E rk en n t
nis vom 2. D ezem ber 1919 g ru ndsä tz lich  dem  allgem einen  R echtsem pfinden 
R echnung g e tra g en  und  u n te r  V o rau sse tzu n g  eines en tsp rech en d en  T a tb e s ta n 
des den  E influß d e r  R evolution  auf lau fende  W erk lie fe ru n g sv erträg e  als zum 
R ücktritt d e s  L ieferers b e rech tig en d  an erk an n t. H ie rd u rch  w ird  a lso  den 
durch u n ab w endbare  E re ig n isse  in ihrem  W esen  v o lls tänd ig  v e rän d erten  w irt
schaftlichen V erhältn issen  d e r  g ew erb lichen  P ro d u k tio n  e ine  ganz  b eso n d ere  
B edeutung  fü r den  rech tlichen  B estand d e r  se lb st w ährend  des W eltk rieg es , 
aber vo r E in tr itt  d e r R evolution  ab g esch lossenen  W erk lie fe ru n g sv erträg e  bei
ge leg t, so daß  d e r § 1 5 7  des BGB. m it d e r  A uslegung  d e r  V e rträ g e  nach T reu  
und G lauben  m it R ücksicht au f die V erk eh rssitte  die volle w irtschaftliche 
W ü rd ig u n g  findet. D ie w irtschaftlichen  F olgen  d e r R evolution  w erd en  h ier
nach von dem  höchsten  G erich tsh o f g ru n dsä tz lich  ebenso  b eu rte ilt  wie die 
durch den W eltk rieg  h e rv o rg e ru fen en  w irtschaftlichen  V erän d eru n g en  d e r g e 
w erblichen P ro duk tion .

D er d ieser E n tsch e id u n g  des R eichsgerich ts .zugrunde liegende R ech ts
stre it hat fü r die d eu tsch e  M asch inen industrie  ein  so  a llgem eines In teresse , 
daß  e r kurz gesch ild ert zu w erden  verd ien t. Es h a n d e lte  sich um einen im 
A ugust 1916 abgesch lossenen  V e rtra g  ü b e r d en  Bau eines R addam pfers, 
der zu einem  g en au  fe s tg e leg te n  P re ise  v ierzehn  M onate  nach F riedenssch luß  
gelie fert w erd en  sollte. D ie b e tre ffen d e  W erft h a t sich nun Infolge d e r 
gänzlichen U m g esta ltu n g  d e r  w irtschaftlichen  V erh ältn isse  d es M aschinen
baues se it d e r  R evolution  w egen  U nm öglichkeit d e r  E rfü llung  zum R ück
t r it t  vom  V ertrag e  fü r b e rec h tig t g eh alten  und  d em en tsp rech en d  die L ieferung
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d e s  R ad d am p fers  zu  dem  v ertrag lich  v e re in b arten  P re ise  v e rw eig e rt. D em 
g e g e n ü b e r  e rh o b  d ie  B estellerin  des D am p fers  die K lage au f gerich tliche  
F ests te llu n g , d a ß  d ie  W erf t v e rp flich te t sei, den  g esch lo ssen en  V e r tra g  voll
inhaltlich  zu erfü llen  u n d  den  R ad d am p fer zu dem  V e rtra g sp re ise  zu liefern. 
D as L an d g e rich t D u isb u rg  und  das O b e rlan d e sg e ric h t D ü sse ld o rf h a tte n  die
se r  F es ts te llu n g sk la g e  s ta ttg e g e b e n . Auf die von d e r  W e rf t  e rh o b en e  Re
vision h a t  d a s  R eich sg erich t am  2. D ezem b er 1919 d iese  E n tsch e id u n g  au f
g e h o b en  u n d  d ie  Sache  an  d as O b e rlan d e sg e ric h t D ü sse ld o rf  zurückverw iesen  
m it dem  H inw eis, d a ß  bei F e s ts te llu n g  des T a tb e s ta n d e s  au f d ie  von der 
b ek lag ten  W e rf t  b e h a u p te te  Ä n d e ru n g  d e r  w irtsch aftlich en  V erh ältn isse  seit 
d e r  R evolu tion  und  d e ren  e in sch n e id en d e  B ed eu tu n g  fü r  d ie  W e rf t  h ä tte  ein
g e g a n g e n  w erd en  m üssen . D a ru n te r  sei d ie  P rü fu n g  d e r  w irtschaftlichen 
V erh ältn isse  zu v e rsteh en , u n te r  den en  zur Z eit d e r  K lage d ie  B eschaffung  der 
B austoffe  und die A rb e its le is tu n g en  fü r  den  B au e in es D am p fers  zu erfolgen 
ha tten . (In  d ie se r B eziehung  h a tte  die b e k la g te  W e rf t  b e h a u p te t,  daß  infolge 
d e r  S te ig e ru n g  in den  P re isen  d e r  B au sto ffe  u n d  in den  A rb e its lö h n en  die 
H e rs te llu n g  d e s  R ad d am p fers  e inen  K o s ten au fw an d  v on  1 5 0 0 0 0 0  M, d. h. 
e tw a  d a s  D re ifache  d es v e rtra g sm äß ig e n  L ie fe ru n g sp re ise s , e rfo rd e rn  w ürde.) 
D ie vom  R eich sg erich t v e rlan g te  P rü fu n g  d e r  w irtsch aftlich en  V erhältn isse  
vo r u n d  nach  d e r  R evolu tion  m ü sse  e rg eb e n , o b  d ie von  d e r  b ek lag ten  W erft 
g e fo rd e rte  L eistu n g  nach ih re r  w irtsch aftlich en  B e d eu tu n g  eine wesentlich 
an d ere  a ls  d ie  v e rtrag lich  b ed u n g en e  L e is tu n g  se in  w ü rde . W e rd e  dieser 
T a tb e s ta n d  e in w an d fre i fe s tg es te llt , so  k ö n n e  d e r  b e k la g ten  W e rf t  nach 
T re u  u n d  G lau b en  m it R ücksich t auf d ie  V e rk eh rss itte  die E rfü llu n g  des 
V e rtra g e s  zu dem  frü h e r  v e re in b a rte n  P re ise  n ich t m eh r z u g em u te t w erden, 
d ie  W erf t sei a lso  von dem  V e rtra g e  frei. A ndern fa lls  m ü sse  d a rg e ta n  w er
den, d a ß  d ie  b e k la g te  W e rf t  be im  V e rtra g ssch lu ß  ü b e r  d ie  L ie fe ru n g  des Rad
d am p fe rs  e ine  ih re r  je tz ig en  B e h au p tu n g  e n tsp rec h en d e  P re iss te ig e ru n g  in 
R echnung  g ezo g en  h a b e  u n d  d a ß  d e r  V e rtrag sw ille  d e r  P a r te ie n  auch fü r die 
w irtschaftlichen  V erh ältn isse , d ie  d u rc h  d ie R evo lu tion  h e rb e ig e fü h r t  worden 
sind , d a s  V e rtra g sv e rh ä ltn is  h ab e  b e s teh e n  lassen  w ollen . In te re s sa n t ist noch 
d ie  A u sfü h ru n g  d e s  R eichsgerich ts, d aß  d e r  v o rlieg en d e  R ech tss tre it nicht 
in g le ich er W eise  b e u rte il t  w e rd en  k ö n n e  w ie d e r  G a t t u n g s k a u f  a u f  
d e m  G e b i e t e  d e s  G r o ß h a n d e l s ,  fü r  d en  d a s  R e ich sg erich t g ru n d sä tz 
lich aus d e r  S te ig e ru n g  d e r  P re ise  fü r  d e n  L ie fe ran ten  n i c h t  d as R echt ab
leitet, von einem  g esch lo ssen en  L ie fe ru n g sv e rtrag e  frei zu w erd en , da  es 
sich h ie r um einen V e rtra g  a n d e re r  A rt handle.

H ie rau s  is t zu en tn eh m en , d a ß  d as R eich sg erich t m it R ech t e inen  we
sentlichen U n te rsch ied  m acht zw ischen L ie fe ru n g sv e r träg e n  im G attu n g sk au fe  
d es an  s tän d ig e  Spekulatio rr g eb u n d en e n  G ro ß h a n d e ls  und  d en  W erk liefe
ru n g sv e rträ g e n  d e r  e rze u g en d e n  In d u strie , d ie  je d e r  S p ek u la tio n  sow ie  dem 
H aschen  nach  K o n ju n k tu rg ew in n en  fe rn s teh en  und  bezü g lich  d e r  P re isan g e
b o te  n u r d ie ta tsäch lich en  S e lb s tk o sten  zu r Z e it d e s V ertra g sc h lu sse s  und 
einen in d e r  R egel s e h r  m äß ig en  G ew in n  berück sich tig en . U n te r  diesem  
G esich tsp u n k te  k o m m t d e r  W e rt d e r  techn ischen  A rb e it und  d e r  u n te r  dem 
R isiko d e s  U n te rn eh m ers  g e le is te ten  M ita rb e it a lle r A n g eh ö rig en  des Be
tr ie b es  zu d e r  w o h lv erd ien ten  g e rec h te n  W ü rd ig u n g . W o llte  m an  dag eg en
in allen rechtlichen B eziehungen  d a s  w e rk tä tig e  M asch in en g ew erb e  dem  mit
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d er geschäftlichen  Speku lation  m eh r o d e r  w en ig er v e rb u n d en en  G ro ß h an d el 
g leichsetzen , so  w ä re  d ie A u frech te rh a ltu n g  und d ie  w e ite re  E n tw ick lung  n a 
m entlich d e r  Q u a litä ts le is tu n g  im M asch inenbau  d irek t unm öglich.

Ä hnliche V e rträ g e  w ie ü b e r  den  e rw äh n ten  'B a u  eines R ad d am p fers sind 
w ährend  d es W eltk rie g es  in zah lreichen  Fällen  u n te r  d e r V ere in b a ru n g  d e r 
L ieferung  nach F riedenssch luß  ab g esch lo ssen  w o rd en , so  d a ß  n u n m eh r in 
gleicher W eise  wie in dem  o b en  g esch ild erten  Falle die durch  die Revo- 

I lution h e rb e ig e fü h rte  v o lls tänd ige  V e rän d e ru n g  d e r  w irtschaftlichen  V erh ält
nisse zw ischen d ie  P a rte ien  t r i t t  u n d  d ie F ra g e  d e r  B erech tig u n g  d es L ie
ferers zum  R ü ck tritt vom  V e rtra g e  au fw irft. Es sei z. B. v e rw iesen  au f die 
sehr zahlreichen V e rträ g e  ü b e r  L ie feru n g  g rö ß e re r  M asch inenan lagen  m it 
D am pfbetrieb  o d e r  e lek trischem  A n trieb  fü r  B erg w erk e  und  H ü tten b e trie b e , 
wobei es sich im m er um  Q u a l i t ä t s l e i s t u n g e n  e r s t e n  R a n g e s  h a n 
delt. E rsch w ert w ird  d ie  S ach lage  m eistens noch d adurch , d a ß  die B erg
w erke u n d  H ü tten  au f sch leu n ig ste  L ie feru n g  d e r  b e ste llten  M asch inenan
lagen im In te re sse  ih res e ig en en , g e g e n w ä rtig  g a n z  b e so n d e rs  w ich tigen  Be
triebes d rin g en  m üssen , w äh ren d  d e r  L ie fere r fo rtg e se tz t neue E rh ö h u n g en  
seiner H e rs te llu n g sk o s ten  zu e rw arte n  h a t und  im  Falle  d e r  re stlo sen  V e rtra g s
erfü llung seinen  w irtschaftlichen  U n te rg an g  v o r  A ugen sieht. A us S ü d d eu tsch 
land w ird  soeben  voij einem  V e rtra g e  b e ric h te t, d en  e ine m ittle re  P rov inzia l
stad t m it e in e r u n se re r  e rsten  M asch inenbaufirm en  w egen  L ie feru n g  e ines 
D ieselm otors n e b s t P u m p e  w äh ren d  d es K rieges ab g esch lo ssen  ha tte . D e r 
D ieselm otor so llte  b in n en  e in e r b e stim m ten  F ris t nach A bsch luß  d es W affen 
stillstandes g e lie fe rt w erd en . Inzw ischen kam  d ie  R evolu tion  m it ih ren  v e r
derblichen w irtschaftlichen  Folgen , so  d a ß  d ie M asch inenfab rik  d ie L ieferung  
zu dem v e rtrag sm äß ig en  P re ise  v e rw eig e rte . D ie S tad tv e rw a ltu n g  a b e r b e 
s teh t auf d e r  L ie feru n g  u n d  will n u r  au s B illigkeitsg ründen  e inen  gew issen , 
zeitlich b e fris te ten  P re isau fsch lag  bew illigen . Sollte d ie  L ieferfirm a dieses 
A ngebot nicht an n ehm en , so  will d ie  S ta d tv e rw a ltu n g  die E rfü llung  des u r 
sprünglichen V ertra g e s  im P ro zeß w eg e  erzw ingen . O b  ih r  das g e lingen  w ird, 
ist indessen angesich ts d e r  m itg e te ilten  S te llu n g n ah m e des h ö chsten  G erich ts
hofes m ehr als fraglich .

In allen so lchen Fällen w äre  im w irtschaftlichen  In teresse  be id e r P a r 
teien eine d irek te  V e rs tän d ig u n g  ü b e r  die P re isfrag e  am P latze , zum al ja 
auch d e r B esteller d e r  M asch inenan lage  in d en  g eg en w ärtig en  Z eitläu ften  
mit S icherhe it auf e ine  e rh ö h te  R en tab ilitä t se in es B e triebes bei ra sch er 
Lieferung rechnen  kann. U n g e rec h tfe rtig t ist es a b e r jedenfalls, w enn  d e r  Be
steller d a s  Z u g es tän d n is  e in es den  tatsäch lichen  G esteh u n g sk o sten  e in ig e r
m aßen en tsp rech en d en  P re iszusch lages v e rw eig e rt. D ie P re issp an n u n g  zw i
schen d en  P a rte ien  ist a lle rd in g s in se h r  v ielen  Fällen rech t erheblidh , m an 
sollte dann , w enn e ine  u n m itte lb a re  V e rs tän d ig u n g  d e r  P a rte ien  n ich t e rw arte t 
w erden kann , im A nschluß an  den u rsp rüng lichen  W erk lie fe ru n g sv ertrag  zur E n t
scheidung d e r  P re is frag e  e i n  a u s  s a c h v e r s t ä n d i g e n  T e c h n i k e r n  b e 
s t e h e n d e s  S c h i e d s g e r i c h t  be ru fen , d a s  zw eifellos den rich tig en  W eg  
zum V ergleich  o d e r  zu r en d g ü ltig en  E n tsch e id u n g  finden  w ird. D am it w ird  
dann w en ig sten s d e r  lan g w ie rig e  und  ü b e rau s  k o stsp ie lig e  P ro zeß g an g  durch 
die d re i Instanzen  des o rd en tlich en  R ech tsw eg es verm ieden . Da es im In 
teresse  b e id e r  P a rte ien  lieg t, den R ech tss tre it in m ö g lichst k u rzer Z eit zu
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erledigen, so  sind  d ie  aus S ach v erstän d ig en  zu sam m en g ese tz ten  S ch ied sg erich te  
b e so n d e rs  g e e ig n e t, sie  w e rd en  auch bei ih ren  B em ühungen  um  einen 
V erg leich  o d e r bei dem  S treb en  nach einem  w o h le rw o g en e n , g e rec h te n  
S ch ied ssp ru ch  im m er im A uge b eh a lten , d a ß  e 9 v o r allen D ingen  d a rau f an 
kom m t, d ie  P a rte ien  n ich t d a u e rn d  zu tren n e n , v ie lm eh r d e r  w e r k t ä t i g e n  
I n d u s t r i e  d i e  K u n d s c h a f t  z u  e r h a l t e n .  In diesem  S inne lieg t es 
g an z  in Ü b ere in stim m u n g  m it den  A nsch au u n g en  d es R eichsgerich ts, in 
R ech tss tre itig k e iten  d e r  v o rlieg en d en  A rt d ie B efre iung  d e s  L ieferers von der 
V e rtra g se rfü llu n g  n u r  d an n  auszu sp rech en , w enn  d e r  volle N achw eis dafür 
e rb ra c h t ist, d a ß  d ie V ersch ieb u n g  d e r  w irtschaftlichen  V erh ä ltn isse  in fo lge der 
R evolu tion  dem  L ie fere r die V e rtra g se rfü llu n g  zum  u rsp rü n g lich  vereinbarten  
P re ise  unm öglich  m acht, w en n  e r  n ich t se inen  e ig en en  Z u sam m en b ru ch  herb e i
füh ren  will. V erg leiche und  E n tsch e id u n g en  w e rd en  au f dem  G ru n d sä tze  auf
zubauen  se in , d a ß  b e id e  P a rte ien  je  nach d e r  L age des e inzelnen  Falles die 
von ihnen  n ich t versch u ld e ten  und  se lb s t bei g r ö ß te r  V o rs ich t n ich t voraus
seh b a ren  V erteu e ru n g en  gem ein sam  zu tra g e n  haben .

D iese D u rch b rech u n g  des in u n se re r G e se tzg e b u n g  a llgem ein  gültigen 
R echtssatzes, d a ß  V e rträ g e , d. h. g eg en se itig e  W illen se rk lä ru n g en  zweier 
P a rte ien , re stlo s  e rfü llt w erd en  m üssen , kann n u r  m it u n a b w e n d b a r e n  
S c h i c k s a l e n  i m  L e b e n  d e r  V ö l k e r ,  d. h. h ie r  m it dem  W eltk rieg  und 
d e r  n a ch fo lg en d en  R evolu tion  in D eu tsch lan d , b e g rü n d e t w erd en . Solche 
W irk u n g  können  n u r  g an z  au ß ero rd en tlich e  E re ig n isse  au f das W irtschafts
leben au süben , in allen ü b rig en  Fällen m uß d e r  R ech tssa tz  d e r  unbedingten  
E rfü llung  g esch lo ssen er V e rträ g e  im In te re sse  d e r  a llgem einen  R echtssicher
h e it in vo ller G e ltu n g  b le iben , auch w enn  aus irg en d w elch en  G rü n d en  erheb
liche E rsch ü tte ru n g en  des w irtsch aftlich en  L eb en s e in tre te n .

L eider d a u e rn , d ie verd erb lich en  F o lgen  d e s  K rieges und  in sb eso n d ere  der 
R evolu tion  g e g e n w ä rtig  noch in se h r  e rh eb lich em  M aße fo rt, d ie  Schw ierig
keiten  in d e r  B eschaffung  b e so n d e rs  a u s län d isch er R o h sto ffe  und d ie d u rd i 
d ie  u n g ü n stig e  B ew eg u n g  d e r  d eu tsch en  V alu ta  b e d in g te  U n sich erh e it der 
B esch affungspre ise  m achen n ich t n u r  d a s  in länd ische, so n d e rn  au ch  das aus
ländische G esch äft a u ß ero rd en tlich  m ühsam  u n d  tro tz  g e le g en tlic h  h o h e r Ver
k au fp re ise  w en ig  lohnend  o d e r  g a r  v e rlu s tre ich . Z u  d iesen  U nsicherheiten 
d es W eltm a rk te s  tr it t  in D eu tsch lan d  le id e r e in este ils  noch  e ine  h ö ch st ver
de rb lich e  und ü b ere ilte  G ese tzm ach ere i au f w irtsch aftlich em , finanzpolitischem  
u n d  sozialem  G eb ie te  und an d erse its  e ine  d ile tta n te n h a fte  B ehan d lu n g  wich
t ig e r  w irtsch afts- und zo llpo litischer F rag en , d ie  e ine  ru h ig e  E n tw ick lung  des 
deu tsch en  U n te rn eh m u n g sg e is te s  n icht zulassen. D ie F rag en  d e r  E infuhrver
b o te , d e r  A u sfu h rbew illigungen , d e r  V a lu ta reg e lu n g  usw . sind  im Zu
sam m en h an g  m it den h a rte n  u n d  v ielfach  u nk laren  F ried en sb ed in g u n g en  
noch  völlig u n g e lö s t, und es schein t, d aß  das d eu tsch e  V olk  dazu  verur
te ilt ist, alle w irtsch aftlich e  und  soziale U n k en n tn is  und d en  vollständigen 
M angel an ab g ek lä rten  w irtschaftlichen  A nsch au u n g en  e in e r  R eihe  von 
gan z  u n b eru fen en  R e g ie ru n g sleu ten  b is zum  äu ß e rs te n  d u rch zu k o sten , ehe 
w ir w ied er zu e in ig e rm aß en  e rträg lich en  Z u s tän d e n  g e lan g en . D a ß  d iese  V er
h ä ltn isse  im h ö ch sten  G ra d e  läh m en d  au f d as g e sa m te  d eu tsch e  G eschäfts
leben und nam entlich  au f d ie  Q u a litä ts in d u s tr ie  w irken  m üssen , lie g t auf 
d e r  H and , u n d  es ist d esh a lb  k e in esw eg s g e re c h tfe r tig t,  w en n  in sb eso n d ere
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d as neu tra le  A usland den d eu tsch en  F abrik an ten  und dem  H an d el den  V o r 
w u r f  m a n g e l n d e r  V e r t r a g s t r e u e  d u r c h  h ä u f i g e  N a c h f o r d e r u n 
g e n  a u f  v e r e i n b a r t e  P r e i s e  m acht. D er d eu tsch e  F ab rik an t und H ä n d 
ler im g u ten  S inne ist g an z  zw eifellos an sich nicht w en ig er zuverlässig  und  
solid  in se in er V e rtrag se rfü llu n g  als v o r dem  W eltk rieg , w o die d e u t s c h e  
V e r t r a g s t r e u e  i n  d e r  g a n z e n  W e l t  a l s  v o r b i l d l i c h  g a lt, e r  ist 
auch b e re it, noch m ehr und nodh h ö h e rw ertig  zu a rb e iten  als frü h er, ab er die 
eben  g esch ild erten  trau r ig en  N achw irkungen  d e r  R evolu tion  und  d e r  voll
s tän d ig e  M angel e in e r g esu n d en  und  z ie lbew uß ten  W irtsch aftsp o litik  e rsch ü t
tern  im m er aufs n eu e  d ie  so liden gesch äftlich en  A bsichten. Eine B esserung  
w erden  zu n äch st w ohl n u r  á le  in A ussicht g en om m enen  sach v erstän d ig  g e 
leiteten  e ig en en  O rg a n isa tio n en  von  In d u strie  und  G ew erb e  b rin g en  können. 
W ie m it d en  P re isen  d e r  L ie ferungen  im In- und  A uslande, so v e rhält es sich 
auch m it den  L ieferzeiten , auch h ie r  b e s teh t eine h ö ch st bedenkliche U n
sicherheit, d ie  m an nich t d e r  In d u strie  zur Last legen kann.

F ü r d ie A usfuhr d eu tsch e r M aschinen w äre  es von g rö ß te r  W ich tigkeit, 
d ie lange vo r dem  W eltk rieg e  b eg o n n en en  B estrebungen  zur A ufste llung  von 
N orm en fü r  in te rn a tio n ale  g e w e r b l i c h e  S c h i e d s g e r i c h t e  m öglichst bald 
zum Ziele zu fü h ren . So sch w ie rig  auch die h eu tig e  W eltlag e  ist und  so g ro ß  
auch die H in d ern isse  d es F rie d en sv ertrag e s  sein m ögen, kein Land d e r  W elt 
kann au f die D au er eine g e o rd n e te  in te rn a tio n ale  R ech tsv erfo lg u n g  en tbehren .

In ih re r w irtschaftlichen  N o tlag e  und  bei d e r  b ish e rig en  U n
sicherheit d e r  R ech tsp rech u n g  haben sow ohl e inzelne Ind u strie  ve rb än d e  als 
auch m anche E inzelfirm en zu r S e l b s t h i l f e  g eg riffen  und  die w ährend  d e 9 
K rieges u n d  v o r d e r  R evolution  abgesch lo ssen en  W erk lie fe ru n g sv erträg e  als 
aufgehoben  erk lärt. In d ie se r  rechtlich  n ich t e in w an d fre ien  W eise  ist zunächst 
der V e r e i n  d e u t s c h e r  M o t o r f a h r z e u g - I n d u s t r i e l l e r  und sodann  
auch das S c h i f f b a u s t a h l k o n t o r  v o rg e g a n g e n ; m anche E m zelfirm en 
haben sich d iesem  V o rgehen  angesch lossen . Z ah lre iche  L ie ferungsprozesse  
w aren d ie  unm itte lb a re  Fo lge, die in dessen  nach d e r  o ben  m itg e te ilten  S te l
lungnahm e des R eichsgerich ts fü r die Industrie , ab g eseh en  von g ro ß en  Z e it
verlusten, kaum  gefäh rlich  w erd en  kann. E in ige  Industriezw eig e , in sbesondere  
die G ro ß fin n en  d e r  E lek tro techn ik , s in d  dazu  ü b e rg eg a n g en , einen P re isv o rb e 
halt in ihre L ie fe ru n g sv erträg e  aufzunehm en , u n d  zw ar d e ra r t, daß  d ie  P re is fe s t
ste llung  e rs t bei d e r  A blieferung  g em äß  d e r  jew eiligen  M ark tlag e  e rfo lg t. A ber 
auch d ieser W eg  fü h rt zu g ro ß e r  U nsich erh e it und d ien t nicht d e r  w e ite ren  
Entw icklung u n se re r  G ü te re rz e u g u n g . ' D esh a lb  ist von m ehreren  Seiten  v o rg e 
schlagen w orden , im W eg e  d e r  G ese tzg e b u n g  zu g u n sten  w ich tiger In d u str ie 
zweige und  d am it d e r gesam ten  V o lksw irtschaft e inzugreifen . M an v erw eist 
hierbei auf D eu tsch -Ö sterre ich , d a s  am  4. A pril 1919 ein G ese tz  ü b e r  E rrich 
tu n g  von E in ig u n g säm tern  fü r S tre itig k e iten  aus g ew issen  L ieferungsvertra¡gen 
erlassen hat, sow ie fe rn e r au f die in D eu tsch land  erlassenen  V ero rd n u n g en  vom  
1. Februar 1919 ü b e r d ie  sch iedsgerich tliche  F e s tse tzu n g  von P re isen  fü r die 
L ieferung von e lek trischer A rbeit, G a s  und  W asser,, d ie  n eu esten s auch au f die 
durch V ertrag  g eb u n d en en  E isenbahn- und S tra ß en b a h n ta rife  a u sg e d eh n t w or- 
d an  sind , w e ite r auch au f d ie  deu tsch e  V ero rd n u n g  ü b e r  d ie W irk u n g  d e r 
B rennstoffpre ise  auf b esteh en d e  M ie tsv erträg e  vom  22. Ju n i 1919. H ie rb e i 
w ird indessen  ü b erseh en , daß  es sich b e i d en  e rw äh n ten  deu tsch en  V e ro rd 
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nu n g en  um  l a n g f r i s t i g e  V e r t r ä g e  han d elt, d e ren  u n te r  g a n z  a n d e re »  
V o rau sse tzu n g en  fe s tg e se tz te  P re ise  den  v o lls tän d ig en  Z u sam m en b ru ch  g a n z e r  
In d u striezw eig e  h ä tte n  h e rb e ifü h ren  m üssen . Z u d em  h a t  auch h ier d e r  G e 
se tzg eb er jah re la n g  m it d e r zw an g w eisen  E in rich tu n g  von S ch ied sg erich ten  
g e zö g e rt, b is sich aus a llgem einen  v o lk sw irtschaftlichen  G rü n d e n  die u n b e 
d in g te  N o tw e n d ig k e it d e r  V ero rd n u n g en  ergab .

D er V e rfasse r  ist n ich t d e r  A nsicht, d aß  ein  E in g re ifen  des G e se tzg e b e rs  
b e tre ffs  d e r E rfü llu n g  b e s te h e n d e r  L ie fe ru n g sv e rträg e  ü b e r  M asch in en an lag en  
e rfo rderlich  ist, d a  es nach d e r  je tz ig en  S te llu n g n ah m e  des R e ichsgerich ts 
in d en  w e itau s m eiste!) Fällen  w ohl g e lin g en  d ü rfte , d ie  P a rte ien  zu fre iw illi
g e r  E in setzu n g  eines S ch ied sg erich ts in jed e m  E inzelfalle zu v e ran lassen . D ie  
h ierau f bezüglichen  B eschlüsse des R e ich sw irtsch aftsra tes  sind  d e sh a lb  nach 
M einung  des V e rfasse rs  n ich t von e n tsch e id en d e r B ed eu tu n g . D e r B e ste lle r  
kann, w enn  d e r  L ie fere r d ie b e tre ffen d e n  N ach w eise  ü b e r  die a u ß e rg e w ö h n 
liche S te ig e ru n g  se in e r H e rs te llu n g sk o s te n  b e iz u b rin g e n  in d e r  L ag e  ist, kaum  
noch ein In te re sse  d a ran  h ab en , den  lan g w ie rig e n  In s tan zen zu g  des o rd e n t
lichen R ech tsw eges, bei dem  ja  d och  au ch  n u r  d ie M e in u n g  d e r  S ac h v ers tä n 
d ig en  ü b e r  d en  T a tb e s ta n d  en tsch e id e t, d e r  ra sch en  E n tsch e id u n g  e in es S ch ieds
g e rich te s  vorzuziehen . L ie fe re r u n d  B este ller sind  v ie lm eh r in g le ic h e r W eise  
an  d ie se r  raschen  E n tsch e id u n g  in te re s s ie rt, d a  d ie  h e u tig e n  w irtsch aftlich en  
V erh ä ltn isse  u n d  d ie  durch  u n g e h eu re n  S te u erd ru c k  e in g esch rän k ten  B e trieb s
kap ita lien  jed e  A rt von gew erb lich em  B e trieb  und  G esch äft au f m ög lich st 
h äu fig en  U m schlag  zw in g en d  h in w eisen , d e r  ke in e rle i Z eit- u n d  Z in sen v erlu s te  
d u rch  lan g w ierig e  P ro zesse  v e r trä g t.

D aß  es in  d e r  g e g e n w ä rtig e n  Z eit, d ie  a lle r V o rau ss ich t nach  die N ach
w irkungen  d e s  W e ltk rieg es  und  d e r  R ev o lu tio n  noch  lan g e  v e rsp ü ren  w ird , 
fü r alle M asch inenfab riken  von  g a n z  b e so n d e re r  B ed eu tu n g  ist, in ih re  L iefe
ru n g sv e rträ g e  in jedem  E inzelfalle  o d e r  in d ie  e inen  in te g rie re n d en  B estan d 
teil d e r  V e rträ g e  b ildenden  a llg em ein en  L ie fe ru n g sb ed in g u n g e n  e i n e  m ö g 
l i c h s t  e i n f a c h e  u n d  k l a r e  S c h i e d s k l a u s e l  au fzu n eh m en , b ra u ch t kaum  
noch g e sa g t zu  w erden . Im m er so llte  m an b e d in g e n , d a ß  d as S ch ied sg erich t 
ü b e r A u s l e g u n g  u n d  E r f ü l l u n g  d e s  L i e f e r u n g s v e r t r a g e s  zu 
en tscheiden  hat.

Ä hnliche Fälle d e r  U n m öglichkeit d e r  E rfü llu n g  von W erk lie fe ru n g sv e r
träg en  w ie im M asch in en b au  liegen  im B a u w e s e n  bezü g lich  d e r  E rfü llu n g  
von W e rk v e rträ g en  vor. E s sei h ie r  n u r  v e rw iesen  au f d en  b e so n d e rs  w ich
tig en  Fall d e r  A EG  - S c h n e l l b a h n  - A k t i e n g e s e l l s c h a f t  i n  B e r l i n ,  die 
dem  Z w edkverband  G roß-B erlin  \ u n d  d e r  S tad t B erlin  e rk lä rt h a t, d a ß  die 
V e rtra g se rfü llu n g  in fo lg e  d e r  w irtschaftlichen  U m w älzu n g en  u n m öglich  g e 
w o rd en  s e i1). In fo lge  des d ad u rch  e n ts ta n d en e n  R ech tss tre ite s  h a t sich b e re its  
eine S ch u tzv ere in ig u n g  d e r  V o rzu g sak tio n ä re  d e r  G ese llsch aft g eb ild e t. Auch 
d ieser Fall w eist m it N o tw e n d ig k e it au f n ach träg lich e  E in se tzu n g  eines Sch ieds
g erich ts  ü b e r  d ie  A rt d e r  V e rtra g se rfü llu n g  h in , da ke ine  d e r  P a r te ie n  e ia  In 
te re sse  d a ran  hab en  kann , d en  lä n g s t b eg o n n en e n  B au d e r  fü r  die R eichs
h a u p ts ta d t so  w ich tigen  Schnellbahn  m itten  in d e r  A u sfü h ru n g  liegen  zu las
sen. W e ite r  liegen  S tre itfä lle  bei in d e r  A u sfü h ru n g  b eg riffe n en  K an a lb au ten ,
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E isen b ah n b au ten , W asse rle itu n g sb au ten  usw . in g rö ß e re r  Zahl vor, bet denen 
eben fa lls  das S ch iedsgerich t die e in fachste  L ösung  b iete t.

In den ä lte ren  V erträ g e n  sp ie lt häu fig  d ie v e re in b arte  A u sführung  nacli 
F r i e d e n s s c h l u ß  o d e r K r i e g s e n d e  eine R o lle 2). Zu d iesen  B egriffen  
b rin g t eine V ero rd n u n g  vom  14. F eb ru a r 1920 fü r rech tsgeschäftliche  E r
k lärungen  die b ish e r en tb e h rte  K larheit. Als Z e itp u n k t d e s F riedenssch lusses 
ist h iernach  im Z w eifel d e r  10. Ja n u a r  1920 anzusehen . F ü r die B erechnung  
von Fristen  und  die B estim m ung  von T erm in en  tr it t  an die Stelle  des 10. 
Ja n u a r  1920 d e r  14. F e b ru a r  1920 als d e r  T ag  d e r  V e rk ü n d u n g  d ieser V e ro rd 
nung . D ie V e ro rd n u n g  findet auf alle nach dem  30. Juli 1914 ab g eg eb en en  
rechtsgeschäftliche'n  E rk lä ru n g en  A nw endung . Es ist se lbstverständ lich , daß 
auch d ie  S ch iedsgerich te  d iese  B estim m ungen  zu beach ten  haben.

In diesem  Z u sam m en h än g e  m ag  noch b em erk t w erd en , daß nach dem  
u n leugbaren  D urch b ru ch  des S ch ied sg erich tsg ed an k en s se it dem  K riege und 
d e r  R evolution auch die R ech tsanw älte  ein ganz  b eso n d e re s In te re sse  fü r ihre 
M itw irkung  als S ch ied srich ter an den T a g  legen. B isher w aren  sie b e k an n t
lich g rö ß ten te ils  g rund sä tz lich e  G e g n e r  sch ied srich terlicher E n tscheidungen , 
so  lange sie n ich t se lb s t als S ch ied srich ter be ru fen  w aren . D as bezeiChnete In 
teresse  g e h t sow eit, daß  d e r D e u t s c h e  A n w a l t s v e r e i n  in Leipzig sich 
in einer beso n d eren  E in g ab e  an das R eichsjustizm in isterium  w egen  d e r Be
setzung k ü n ftig e r Sch iedsgerich te  g e w en d e t hat. Auf diese E ingabe  ist fol
g en d e  A n tw ort e rg a n g e n :

» D e r  R e i c h s m i n i s t e r  d e r  J u s t i z .
B e r l i n  W . 9, den 12. Juni 1919.

Im H inblick auf die B edürfn isse  und G ü te  d e r  sch iedsrich terlichen  R echt
sprechung  und  zugleich im In tere sse  d e r  zurzeit n o tle idenden  A nw altschaft 
halte ich es fü r du rch au s e rw ünsch t, daß. auch künftigh in  eb enso , w ie es b e 
reits je tz t vielfach g esch ieh t, g e e ig n e te  R ech tsanw älte  als Sch iedsrich ter zu 
d en  k ra ft G e se tz e s  g eb ild e ten  Sch iedsgerich ten  h e ran g ezo g en  w erden . E benso  
w ie d e r H e rr  R eichsw irtschaftsm in iste r, d e r  in d ieser F rag e  m it m ir in V er
b indung  g e tre ten  ist, b in  ich d a h e r  g e rn  b e re it, dah in  zu w irken, d aß  k ü n ftig 
hin bei d e r gesetz lichen  B ildung n e u er Sch iedsgerich te  d a rau f B edacht g e 
nom m en w ird, a u s d r ü c k l i c h  z u  b e s t i m m e n ,  d aß  e ine  gew isse  A nzahl 
d e r M itg lieder d e r Sch iedsgerich te  die B efäh igung  zum RiChteram te haben 
m uß und h ierbei zugleich V o rso rg e  g e tro ffen  w ird, daß  g e e ig n e te  A nw älte  bei 
d er B esetzung d iese r S ch iedsrich terste llen  b e rü cksich tig t w erden.

In V e rtre tu n g  (gez.) D e l b r ü c k .
An den V o rs tan d  des deu tschen  A nw altvereins 

in Leipzig.«

Diese B evorzugung  des ohnehin  p riv ileg ierten  R ech tsan w alts tan d es bei 
e tw a  neu e inzusetzenden  S ch iedsgerich ten  ist so auffallend, d aß  d a rü b e r  einige 
W orte  g e sa g t w erden  m üssen. Es w ird  dem  R eichsjustizm in iste r ganz  a u ß e r
orden tlich  sch w er fallen, den  N achw eis zu e rb rin g en , daß  die »B edürfnisse 
und G ü te  d e r sch iedsrich terlichen  R ech tsprechung«  zu e iner v e rs tä rk ten  H e r
an z iehung  von R ech tsanw älten  bei d e r  B ese tzung  von S ch iedsgerich ten  ta t 
sächlichen A nlaß bieten. W er g rö ß e re  E rfah ru n g en  im Schiedsgerichts,w esen
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g em ach t h a t, w eiß seh r gen au , daß  die fo rm ale  B efäh ig u n g  zum R ich te r
am t ke in esw eg s eine G e w ä h r fü r die E ig n u n g  als S ch ied srich te r b ie te t, 
d a ß  h ier v ie lm ehr e ine  m ö g lichst v ielse itige  P rax is  und die S ach k en n tn is  
fü r d ie E rm ittlu n g  des T a tb es tan d e s  neben  d e r  als se lb s tv e rs tän d lich  v o ra u s
g ese tz ten  In te g ritä t des b e tre ffen d en  S ch ied srich ters en tsch e id e t. D en Be
w eis b ie te t die T a tsa ch e , d aß  die w e itau s m eisten  n u r von S ach v erstän d ig en  
g efällten  Sch iedssp rüche  d u rch au s den V erg leich  se lb s t m it h ö ch stg erich tlich en  
U rte ilen  au sh a lten . G anz b e so n d e rs  ist dies d e r  Fall bei d e r H a u p ttä tig k e it  
d e r  Sch iedsgerich te , d. h. bei d e r  V e rh an d lu n g  ü b e r  e inen  V erg leich  d e r  P a r 
te ien , w o n u r de r S ach v erstän d ig e  das R ichtige  tre ffen  kann . Bei den  S ch ied s
g erich ten  w ird  nicht in e rs te r  Linie das a b so lu te  R ech t g e su c h t, so n d ern  e ine  
m ittle re  Linie zw ischen den P a rte iin te re s se n , und zw ar m it b e so n d e re r  R ück
sicht auf die V erk eh rssitte , ln reinen R ech tsfrag en , die in in d u strie llen  
R ech tss tre itig k e iten  n ich t allzu häu fig  a u ftre te n , soll se lb s tv e rs tän d lich  der 
Jurist g e h ö rt w erd en , es ist ab e r nicht e inzusehen , w aru m  ein au s g eb ild e ten  

S ach v erstän d ig en  b esteh en d es S ch ied sg erich t nicht eb en so g u t ein von einem  
Ju ris ten  als S ach v erstän d ig em  e rs ta tte te s  G u tach ten  so llte  v e rw erte n  können 
w ie u m g ek eh rt ein aus Ju ris te n  b e s teh e n d es  G erich t ein techn isches o d e r wi r t 
schaftliches G u tach ten .

N iem and will das ju ris tisch e  E lem en t g ru n d sä tz lich  aus den S ch iedsge
rich ten  aussehalten , es kann ab er bei den b e so n d e ren  A u fgaben  d e r  S ch ieds
g e rich te  den Ju ris ten  keine V o rzu g ss te llu n g  o d e r  g a r  eine M eh rh eit in den 
S ch iedsgerich ten  zu g estan d en  w erd en , da d ies eine g a n z  u n g e re c h tfe r tig te  
Z u rü ck se tzu n g  d er techn ischen , w irtschaftlichen  undt kau fm än n isch en  Sach
v e rs tän d ig en  b ed eu ten  w ürde .

Es liegen a lso keinerlei sachliche G rü n d e  und noch w e n ig e r  irg en d w elch e  
E rfah ru n g en  da f ür  vor, d aß  es im In te re sse  d er R ech tss ich erh e it e rfo rd e rlich  
w äre , »eine gew isse  Anzahl d e r  M itg lied er d e r S ch ied sg erich te  o b liga to risch  
aus dem  S tan d e  de r Ju ris ten  bezw . d e r R ech tsan w älte  en tn eh m en  zu lassen . 
Auch die g eg en w ä rtig e  N o tlag e , die zw eife llos n u r bei jü n g e re n , fiir das Am t 
d es Sch iedsrich ters ohnehin  u n g ee ig n e ten  A nw älten  v o rh an d en  ist, kann keinen  
G ru n d  d a fü r ab g eb en , die b ish e r gesetz lich  fe s tg e leg te  F re ih e it d e r  P a rte ien  
in d e r  A usw ahl d e r  S ch iedsrich ter irg en d w ie  zu b esch rän k en . W e r n im m t sich 
denn d e r  N o tlag e  zah lre icher akadem isch  g e b ild e te r  In g e n ie u re  a lle r F ach
rich tu n g en , d e r  Z iv ilingen ieu re , d e r  tech n isch en  und w irtsch aftlich en  S ach
v erstän d ig en  usw . a n ?  W ill d e r  R e ich sju stizm in is te r nicht auch fü r d iese  d e r  
a llgem einen V o lksw irtschaft u n en tb eh rlich en  S tän d e  ein A u sn ah m eg ese tz  schaf
f en?  Die T ech n ik e r w erd en  sicherlich  ein d e ra r tig e s  V e rlan g en  n iem als stellen , 
son d ern  im m er au f die e igene  K raft bauen , darum  a b e r m üssen  sie sich e n t
schieden d ag eg en  w enden , d aß  in dem  je tz t d em o k ra tisch en  D eu tsch land  dem  
von jeh e r b ev o rzu g ten  Ju r is te n s tan d e  ein n eues P riv ileg ium  g e w ä h r t w erd en  
soll. Die technischen  und  w irtschaftlichen  V erb än d e  im gan zen  R eiche w e r
den  g u t d a ran  tun , so bald  w ie irgend  m öglich  g e g e n  d e ra r tig e  A bsich ten  bei 
den fü r die G e se tzg eb u n g  m aß g eb en d en  S tellen  einen en tsch ied en en  P ro te s t  
einzulegen.
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Lieferung „nach Friedensschluß“ .
Von Referendar H a r n a tz , Berlin-Wilmersdorf.

In vielen laufenden  L ie ferv e rträg en  ist die E rfü llungsp flich t de r einen Ver- 
tra g sp a rte i  o d e r  be id e r P a rte ien  für die Zeit nach F riedenssch luß , in sb eso n d ere  
h innen e in e r g ew issen  F rist nach F riedenssch luß , b estim m t. Sow eit festzu 
stellen, k om m en  hauptsäch lich  drei F assungen  d e r Klausel in B etrach t, näm 
lich » n a c h  U n t e r z e i c h n u n g  d e s  F r i e d e n s « ,  » n a c h  K r i e g s e n d e «  
und schließlich » n a c h  F r i e d  e n s s c h  1 u ß«. D a diese B egriffe im V ö lker
rech t eine an d ere  B ed eu tu n g  haben  als im S taa tsrech te , da es fe rn e r seh r 
wohl m öglich ist, daß  im H an d e lsv erk eh r die P a rte ien  dam it einen w iederum  
\o m  Völker- o d e r  s taa tsrech tlich en  S tan d p u n k t abw eichenden  Sinn ve rb u n d en  
haben, d ie se r  S inn a b e r als d e r  w irkliche Wlille d e r P a rte ien  bei d e r A us
legung  d er . V e rträg e  zu b e rü cksich tigen  ist, so  ist es nicht ohne w e ite res  
m öglich, die F rage , w elcher Z e itp u n k t im Einzelfall als S tich tag  zu g e lten  
hat, e inheitlich zu b e an tw o rten . U nd doch  ist, g e rad e  auch mit- R ücksicht auf 
die au ß ero rd en tlich en  W ertsch w an k u n g en , d ie zurzeit u n se r W irtsch aftsleb en  
beherrschen , d iese  F rag e  von g rö ß te r  T rag w e ite .

L au te t d ie  V ertrag sk lau se l » n a c h  U n t e r z e i c h n u n g  d e s  F r i e d e n s « ,  
* so kann es m it R ücksicht auf die m aßgeblichen  G ru n d sä tze  ü ber die A us

legung von W illen serk läru n g en  keinem  Z w eifel u n terlieg en , daß  d er Z e itp u n k t 
gem eint is t, in w elchem  die B evollm ächtig ten  d e r  k rieg fü h ren d en  S taa ten  ihre 
U n tersch riften  u n te r  den V e rtra g  g e se tz t haben . E ine and ere  A uffassung  
w ürde sich ohne jed en  G ru n d  m it dem  k laren  W o rtlau t in W idersp ruch  setzen . 
Als S tich tag  h a t h ie r  a lso  d e r 28. Jun i 1919 zu ge lten .

N icht iso e in d eu tig  sind die F a ssu n g en : n a c h  K r i e g s e n d e «  und » n a c h  
F r  i e d  e n s  s c h  1 u ß«.

G e h t m an vom  v ö l k e r r e c h t l i c h e n  S tan d p u n k t aus, so e rg ib t sieh, 
daß d e r  F ried en sv ertrag , w ie ü b e rh au p t jed e r S ta a tsv e rtra g , e rs t dann b in 
dende K raft e rlan g t, w enn  die von d en  B evollm ächtig ten  d e r  v e rh andelnden  
S taaten  g e tro ffe n e  und un tersch rieb en e  V e re in b a ru n g  von den R eg ierungen  
und V o lk sv e rtre tu n g en  d e r  b e te ilig ten  M ächte  g en eh m ig t und ra tifiziert, d. h. 
urkundlich an e rk a n n t ist. Beim V ersailler V e rtrag e  kom m t noch die E ig en 
tüm lichkeit ¡hinzu, d aß  er, obw oh l ja  au f d e r  G eg en se ite  eine ganze Reihe 
von S taa ten  b e te ilig t ist, schon in K raft tre te n  soll, so b a ld  e r au ß er von 
D eutschland durch  drei H au p tm äch te  d e r E n ten te  ra tifiz iert und das P ro tokoll 
ü ber die N ied erleg u n g  d e r R a tifik atio n su rk u n d e  in P aris e rrich te t ist. Im 
vö lkerrechtlichen S inne, d. h. hinsichtlich des V erh ältn isses zw ischen D eu tsch 
land u n d  den and eren  V ölkern , fällt a lso  d e r » F r i e d  e n s s c h  1 u ß« und dam it 
das » K r i e g s e n d e «  auf den 10. Ja n u a r 1920.

An a n d e re  V orau sse tzu n g en  ist die W irk sam k eit des F ried en sv ertrag es  g e 
knüpft in s t a a t s r e c h t l i c h e r  H insicht, im V erhältn is des D eutschen Reiches 
zu se inen  A ngehörigen . Da durch die V orsch riften  des V ersa iller F riedens 
b islang ge lten d es R echt in w ichtigen Punk ten  g e ä n d e r t w ird , w as se lb s tv e r
ständlich  n u r  im W eg e  d e r G ese tzg e b u n g  g esch eh en  kann, so  m uß d er F rie 
d e n sv e rtrag  zur E rlan g u n g  staa tsrech tlich e r V erb ind lichkeit in g e h ö rig e r  W eise  
G ese tz  g e w o rd en , also auch im R eichs-öfcsetzblatte  v e rk ü n d e t sein. V orher 
k ö n n ten  V ertrag sk lau se ln  wie die oben  e rw äh n te n  von den G läub igern  bei
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d eu tsch en  G erich ten  n ich t g e lten d  g e m a ch t w erden . D a nun  d e r  F ried en sv er- 
.tra g  m it G ese tz  vom  16. Ju li 1919, d a s nach se in er e ig en en  B estim m u n g  m it 
dem  T ag e  d e r  V erk ü n d u n g  in K ra ft tr it t , am  12. A u g u st 1919 im R eichs- 
G esetziblatt v e rö ffen tlich t ist, w ürde  also in s ta a tsre ch tlic h e r H insich t d ieser 
Z e itp u n k t als S tich tag  fü r die in R ede s teh en d en  K lauseln in B e trach t kom m en.

W ie b e re its  an g ed e u te t, ist es nun k e in esw eg s n ö tig , d aß  im p rak tisch en  
W irtsch aftsv e rk eh r, b e so n d e rs  auch im A u sfu h rh an d e l, u n te r  » F r i e d e n s -  
s c h  1 i d k  o d e r  » K r i e g s e n d e «  g en au  d asse lbe  v e rs tan d en  w ird , w ie im 
S taa ts- und V ölkerrech t. Es ist seh r w ohl m öglich , daß  d ie  P a rte ien  schon 
den  Z e itp u n k t g em e in t h aben , in dem  von b e id en  Seiten  d ie F e in d se lig k e iten  
e in g este llt w u rden , so daß  w ied er an die A ufnahm e d e r  F r ied en sw irtsch a ft 
g e d ac h t w erd en  konnte. Bei d e ra r t ig e r  A uffassung  w ü rd e  d e r  11. N o v em b er 
1918, an dem  d as A bkom m en ü b e r den  W affen stills tan d  ab g esch lo ssen  w urde , 
als S tich ta g  zu g e lten  haben . A n d e rse its  können  auch  die P a r te ien  von de r 
E rw äg u n g  au sg eg an g en  sein, daß  d e r  F riedenssch luß  m it d e r  U n te rze ich n u n g  
d e r  V ertrag su rk u n d e  fe s ts tan d  und die N ich tra tifiz ie ru n g  d u rch  D eu tsch land  
n u r eine th eo re tisch e  M öglichkeit w ar. In d iesem  G e d an k e n g a n g e  w äre  d er 
R a tifiz ierung  kaum  eine an d ere  B ed eu tu n g  be izum essen , a ls d ie e in e r b loßen  
G en eh m ig u n g  itn p riv a ten  R ech tsverkehr. D ann w äre  n ich t d e r  T a g  d e r  G e 
neh m ig u n g , so n d ern  rü ckw irkend  d e r  T a g  d es A bsch lusses in V ersa illes , also 
d e r  28. Jun i 1919, en tsch e id en d . Nach d e r  kau fm änn ischen  A u ffa ssu n g  d e r 
Parte ien  k ann  schließlich auch  d e r Z e itp u n k t, in dem  d e r  Ü b e rse ev e rk eh r 
w ied er au fgenom m en  w erd en  k onn te , a lso d e r  T ag  d e r  A u fh eb u n g  d er 
Blockade, bei d e r  V e re in b a ru n g  d e r K lauseln  als m aß g eb lich  ins A uge g e 
faß t sein. H ie r w äre  vom  15. Juli 1919 au szugehen .

W eite re  Z w eife lfrag en  e n ts te h en  dad u rch ,, daß  m it R u ß lan d  tatsächlich  
ein F riedenssch luß  ü b e rh au p t noch n ich t e rfo lg t ist. Bei V e re in b a ru n g  d e r 
o b e n  an g efü h rten  K lauseln haben  sich die P a rte ien  v ielleich t von  dem  G e 
d an k en  leiten lassen , daß  d e r  F riedenssch luß  kein e in h e itlich e r V o rg a n g  ist, 
sich v ielm ehr in e in e r Reihe von E inzelak ten  vo llz ieh t, d aß  a b e r  d ie n o r 
m alen V erh ältn isse  ihren  A nfang  nehm en von dem  T a g e  an, an dem  d e r F riede 
m i t  d e n  G r o ß m ä c h t e n  gesch lo ssen  ist. D ie P a r te ie n  h a tte n  d ann  zw ei
fe llos die V o rs te llu n g , daß  d e r  F riede e inheitlich  m it den  O st- und  W e s t
m ächten  g esch lossen  w erden  m uß te  und  d aß  ein F ried e  v ielleich t m it R uß
land  o d e r  Jap an  allein den  K rieg  so w e n ig  b e en d e t, w ie e tw a  ein F rie d en s
schluß m it den  W estm äch ten . H inzu kom m t, d aß  bei e inzelnen  V e r tra g sv e r
hältn issen  g e ra d e  d e r  H an d e lsv erk eh r m it R uß land  von w esen tlich e r Be
d e u tu n g  ist, indem  etw a die R o hsto ffe  g an z  o d e r  ü b e rw ieg e n d  aus R ußland  
bezogen  w erd en  o d e r  fü r d e ren  P re is lag e  d e r  russische  M ark t en tsch e id en d  ist.

D ie an g ed e u te ten  Z w eife lsfrag en , d ie  in zah lreichen  Fällen b e re its  zu seh r 
unw irtschaftlichen  S tre itig k e iten  g e fü h rt  hab en , sind  nun  bis zu e inem  g e 
w issen G ra d e  e in e r einheitlichen L ösung  zu g e fü h rt w o rd en  d u rch  die

» V e r o r d n u n g  ü b e r  d i e  A u s l e g u n g  d e r  B e g r i f f e  F r i e d e n s 
s c h l u ß  u n d  K r i e g s e n d e  i m S i n n e  r e c h t s g e s c h ä f t l i c h e r  
E r k l ä r u n g e n  v o m 14. F e b r u a r  1920«,  

die m it dem  17. F e b ru a r 1920, dem  T a g e  ih re r V e rk ü n d u n g  im R eichs-G e
se tzb la tt Nr. 35, in K raft g e tre te n  ist. D ie V e ro rd n u n g  fin d e t au f alle re c h ts 
geschäftlichen  E rk lä ru n g en  A nw endung , die nach dem  30. Jul i  1914 ab g e-



geben  w o rd en  sind. V or d iesem  T ag e  g esch lossene  V erträg e , d ie e tw a  für 
die D a u e r  des K rieges su sp en d ie rt w aren , w erd en  also  n ich t b erührt.

N ach d e r  V e ro rd n u n g  ist als Z eitp u n k t d es F riedenssch lusses o d e r  
d e r B een d ig u n g  des K rieges im Sinne rech tsg esch äftlich er E rk lä ru n 
gen  im  Z w e i f e l  d e r  10.  J a n u a r  1 9 2 0  anzusehen . Aus dem  U m stande,
daß  d iese  A u sleg u n g sreg el n u r »im Zw eifel« P latz g re ift, folgt, daß  im E in 
zelfalle eine k lare , ausdrück liche V ere in b a ru n g  an d ers  befinden und, auch 
ohne  so lche  ausd rück liche  A bm achung , eine abw eichende  A uslegung  dann 
erfo lgen k an n , w enn  sie durch  die sonstigen  U m stände  des G eschäfts zwei- 
feifrei b e g rü n d e t w ird.

Ist au s dem  In h a lte  d es V e rtra g e s  o d e r aus den  U m ständen  zu en tnehm en,
daß d e r  F riedenssch luß  o d e r  die B eend igung  des K rieges mit e iner M acht
m aßgebend  sein soll, die den  F rie d en sv ertrag  am 10. Jan u a r 1920 noch nicht 
ra tifiziert h a t, so  t r i t t  nach d er V ero rd n u n g  an die Stelle des 10. Ja n u a r 1920 
der T ag  d e r N ied erleg u n g  d e r R a tifikationsu rkunde  d ieser M acht oder, falls 
eine R a tifik atio n su rk u n d e  nicht n jed e rg e leg t w ird, d e r  T ag , m it dem  d e r 
Krieg m it d ieser M ach t fü r b e en d e t e rk lä rt w ird. Nach d e r  »B ekanntm achung  
be treffend  d ie  E rrich tu n g  des e rs ten  P ro toko lls ü b e r d ie N ied erleg u n g  von 
R atifikationsu rkunden  vom  11. Ja n u a r 1920« ist d er V ersailler V e rtrag  au ß er 

* von D eu tsch land  noch von E ng land , F rankreich , Italien , Japan , Belgien, Boli
vien, B rasilien, G u a tem ala , P anam a, P e ru , Polen , Siam , d er T schecho-Slo- 
wakei und  U ru g u ay  o rd n u n g sm äß ig  ra tifiziert w orden . Es fehlen von den 
übrigen S ig n a ta rm äch ten  noch in sbesondere  die V erein ig ten  S taaten  von

r
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Am erika, C hina, G riechen land , P o rtu g a l und R um änien. Zu diesen S taaten  
tr it t  schließlich R u ß lan d  hinzu, mit dem , w ie oben  e rw äh n t, ein Friede ü b e r
haup t noch n ich t g esch lossen  w orden  ist. D iejenige P arte i, w elche auf G rund  
dessen einen vom  10. Ja n u a r  1920 abw eichenden  Z eitp u n k t als S tich tag  g e l
lend  m acht, h a t den  B ew eis d a fü r zu erb rin g en , daß  die A bw eichung d u rch  den. 
Inhalt des V e rtra g e s  o d e r  durch  die beso n d eren  U m stände  b eg rü n d e t w ird.

F ü r d ie  B erech n u n g  von F ris ten  und B estim m ung von T erm in en  tr itt  
tiÄ an idie Stelle des 10. Ja n u a r  1920 d e r  T ag  d e r V e rk ü n d u n g  d e r  V ero rdnung ,
W also d e r  17. F e b ru a r  1920. Ein solches H inaussch ieben  des S tich tages w ar
fci- hinsichtlich d e r  B erechnung  von F risten  und T erm inen  g e b o te n  auf G ru n d

der p rak tischen  E rw äg u n g , d aß  so n s t u n te r U m ständen  A nsprüche aus d er 
sto V ero rdnung  schon R echtsdasein  e rlan g t haben k onn ten , b ev o r die V eroru-

nung V erkündet w ar, b e v o r also d ie  B etro ffenen  von d e r  e tw aigen  R echts- 
t lk Veränderung K enntnis haben  und  sich d em en tsp rech en d  e inrich ten  konn ten .
§s! D urch d ie  A u sleg u n g sreg el d e r  V ero rd n u n g  nicht b e rü h rt  w erden  R echte,
iila die au f e iner abw eichenden  A u sleg u n g  des V e rtrag es  durch nach träg liche Ver-
istli e inbarung  o d e r  re ch tsk rä ftig e  F ests te llu n g  b e ru h en . Im Falle d e r n äch träg -
iiji liehen V ere in b aru n g  is t es natürlich  n o tw en d ig , daß d u rch  sie alle Z w eifel

ausgesch lossen  sind. A ndernfalls findet auch auf sie die g ru n d sä tz liche  Aus- 
¡¡¡j. legungsregel d e r  V e ro rd n u n g  w iederum  A nw endung . F e rn er ist zu beach ten ,
c|iei i daß  bei e iner b e re its  im P ro zeß w eg e  en tsch iedenen  A n g e legenheit neue A n

sprüche, d ie  sich e tw a aus d e r  V ero rd n u n g  e rg eb en , noch ge lten d  g e m a c h t
s t . w erden  k ö n n en , so lange das U rte il die R ech tsk ra ft nicht e rla n g t hat.

#  P291
,bgf ---------------
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Das Reichswirtschaftsgericht. .
Von ®ipt.*3ttß. Dr. P r o sK a u e r , Rechtsanwalt, Berlin.

Ein G ese tz  von b e so n d e re r  W ich tig k e it ist die  V e ro rd n u n g  b e tre ffen d  
die B eg rü n d u n g  d e r  Z u stän d ig k e it des R e ich sw irtsch aftsg e rich tes  d u rch  V er
e inb aru n g  vom  18. F eb ru a r 1020.

Es w a r b e re its  e ine  A n o rd n u n g  vom  22. Juli 1015 e rlassen . D iese  b e tra f  
das V erfah ren  vo r dem  R eich ssch ied sg erich t fü r  K rieg sb ed arf. D o rt han d elte  
cs sich um S tre itfä lle  ü b e r  den  Ü b e rn ah m ep re is  von G e g en s tän d e n  des K rieg s
b ed arfs  bei B esch lagnahm e von E igen tum . F ü r K riegszw ecke se tz te  das 
R e i c h s s c h i e d s g e r i c h t  d en  Ü b ern ah m ep re is  fest, so w eit d iese r  n ich t v e r 
trag lich  v e re in b art w a r o d e r  nach den  B estim m ungen  d es K rieg sle is tu n g s
g ese tzes vom  Ja h re  1873 o d e r  d u rch  re ch tsk rä ftig e s  U rte il fe s tg e se tz t  w 'orden 
ist. Die B eisitzer des R e ich ssch iedsgerich tes w u rd en  vom  V o rs itzen d en  be 
rufen , und zw ar d re i aus e in e r vom  D eu tschen  H a n d e ls ta g  e in zu ho lenden  V o r
sch lagsliste , d e r  v ierte  auf V o rsch lag  d e r jen ig en  am tlichen  V e rtre tu n g  des H an 
dels, in de ren  Bezirke sich d ie  G e g e n s tä n d e  gan z  o d e r  zum  T eil b e finden .

Die neue V ero rd n u n g  sieh t nun fü r b estim m te  S tre itig k e iten  ein  R e i c h s 
w i r t s c h a f t s g e r i c h t  vor, das a b e r n ich t o h n e  w e ite res  zu s tän d ig  is t ;  es 
w ird  v ie lm ehr durch V ere in b a ru n g  d e r  P a rte ien  zu stän d ig  g em ach t. Ist ab er 
d ie Z u s tän d ig k e it v e re in b art, dann  ist sie auch  aussch ließ lich , d. h. ein an 
deres G erich t kann nicht m eh r an g eru fen  w u rd en . F e rn e r  ist bestim m t, daß  
d ie vom  R cich sw irtsch aftsg e rich t e rg eh e n d en  E n tsch e id u n g en  e n d g ü ltig  sind. 
B eru fung  geg en  eine so lche E n tsch e id u n g  ist also  unm öglich .

Z u s t ä n d i g k e i t .

E ine V ere in b a ru n g  ü b e r die Z u stän d ig k e it des R e ich sw irtsch aftsg e rich tes  
k ann  n u r g e tro ffe n  w erd en , w enn es sich um w irtsch aftlich e  S tre itig k e iten  
handelt, d ie  sich aus A nlaß e in e r d ie  K rieg sw irtsch a ft o d e r  d ie Ü b e rg a n g s 
w irtsch aft b e tre ffen d en  M aßnahm e e in e r B eh ö rd e  o d e r  e in e r a n d eren , mit 
d e r  W ah rn eh m u n g  ö ffen tlich e r In te re ssen  b e tra u te n  S te lle  zw ischen  d e r  Be
h ö rd e  o d e r  d e r  Stelle  und einem  von d e r  M aß n ah m e B e tro ffenen  o d e r  zw ischen 
den B etroffenen  u n te re in a n d e r e rg eb en .

Es sind  a lso m eh re re  V o rau sse tzu n g en  n o tw en d ig . Die e rs te  V o ra u s
se tzu n g  ist die, d aß  eine w i r t s c h a f t l i c h e  S tre itig k e it v o rlieg t. E s w ird  
sich a lso  fast ausschließlich  um L ieferung  von W aren  handeln . Es kann sich 
ab er auch um M ie tv e rträg e , D ien stv e rträg e , P ach t, A u ftrag , S c h u ld an e rk en n t
nis und  derg l. handeln . J e d e r  R ech tss tre it, in dem  ein w irtsc h aftlic h e r F ak to r 
v o rh an d en  ist, kann  dem nach v o r d as R e ich sw irtsch aftsg e rich t g ezo g en  w erd en .

Die zw eite  V o rau sse tzu n g  ist, daß  d iese  S tre it ig k e it  aus A nlaß e in e r M aß 
n ahm e sich e rg ib t, d ie  von e in e r B ehörde  o d e r  e in e r a b g e le ite te n  S te lle  a u s 
g e h t;  d iese  M aßnahm e m uß die K rieg sw irtsch a ft o d e r  d ie Ü b e rg a n g sw ir t
sch aft be tre ffen . D as ist natü rlich  ein seh r w e ite r  B egriff. M an wdrd sagen  
k ö n n en , d a ß  jede  M aßnahm e h e ran g ezo g en  w erd en  kann , die n ich t o ffen s ich t
lich m it dem  W irtsch afts leb en  g a r  n ichts zu tun  h a t, a lso rein k u ltu re lle  M aß 
nahm en , w ie z. B. die Schule o d e r  K irche b e tre ffen d e , o d e r  ö ffen tlich -re ch t
liche M aßnahm en , fü r die e ine  aussch ließ liche Z u stän d ig k e it b e s teh t, w ie z. B. 
S teuersach en . A lles, w as noch auf d e r  G ren ze  lieg t und  irg en d w ie  m it P r i
v a tw irtsc h a ft e tw as zu tun  h a t, u n te rlieg t faku lta tiv  dem  G ese tze .



P r o s k a u e r :  Das Reichswirtschaftsgericht 303

B esonders beachtlich  sind die W o rte  »aus Anlaß«. Die S tre itig k e it m uß 
a lso  u n m itte lb a r durch  die M aßnahm e d e r  b e tre ffen d en  B ehörde o d e r  d e r  
a b g e le ite ten  Stelle v e r a n l a ß t  sein. Es g ib t eine g anze  R eihe von S tre itig 
keiten, die ihren tie fe ren  G ru n d  o d e r  ihre w e ite re  V e ran lassu n g  in d e r M aß
nahm e e in e r B ehörde haben können. Die V e ro rd n u n g  m eint jedoch d e ra rtig e  
S tre itig k e iten  nicht. D as g e h t deutlich  aus dem  § 2 h e rv o r, d e r  besagd, daß  
für k ünftige  R echtsstre itigkei.ten  die V e re in b a ru n g  sich auf ein ganz  bestim m tes 
R echtsverhältn is und die aus d iesem  en tsp rin g en d en  R ech tss tre itig k e iten  b e 
ziehen m uß. In V e rträg e  w ird  a lso so , w ie m an so n st die S ch ied sg erich ts
klausel c in füg t, die V e re in b a ru n g  au fzunehm en sein, daß  die aus dem  b e 
treffenden  vorliegenden  V e rtra g e  en tsp rin g en d en  S tre itigkeiten  zw ischen den 
P arteien  vom  R e ich sw irtsch aftsg e rich t zu erled ig en  sind.

W ie die V e ro rd n u n g  w eite rh in  vorschreib t, m uß die V ere in b aru n g  in 
schriftlicher F o rm  geschehen . Es g e n ü g t, w enn diese  V ere in b aru n g  durch 
Briefw echsel e rfo lg t. Es ist auch m öglich, daß  jede P a rte i dem  R eichsw irt- 
schnftsgerich t d irek t eine E rk lä ru n g  zugehen  läß t, die das E in verständn is au s
drückt. D iese E rk lä ru n g  kann auch te leg rap h isch  e rfo lgen.

Z u s a m m e n s e t z u n g .

Die B esetzung des R e ichsw irtschaftsge rich tes b e s teh t in einem  V o rs itzen 
den und e iner g e rad en  Zahl von B eisitzern. D as R e ichsw irtschaftsgerich t 
soll Spruchab te ilungen  h aben , in denen je ein V ors itzen d er vo rhanden  ist. 
Die Beisitzer können , w enu sich die P arte ien  ein igen, von den P a rte ien  
bezeichnet w erd en . Auch die Zahl d e r  B eisitzer b leib t im Falle d e r freien 
V ereinbarung  dem  E rm essen  d e r P a rte ien  anheim gesfellt. W enn  jedoch  inn er
halb einer vom  V orsitzenden  zu b estim m enden  F rist sich die P arte ien  nicht 
über die B eisitzer und ihre Zahl e in igen , so kann d e r  V orsitzende  aus d e r 
Zahl d e r stän d ig en  B eisitzer des R e ich sw irtschaftsgerich ts die B eisitzer e r
nennen o d e r gem äß  d e r  oben  an g efü h rten  A n o rd n u n g  ü b e r das V erfahren  
vor dem  R eichssch iedsgerich te  vom 22. Juli 1915 aus d er vom  D eutschen  
Industrie- und H a n d e ls tag  einzuholenden  V orsch lagslis te  berufen . D er V o r
sitzende hat auch in d iesem  Falle freie  H an d  in d e r  Anzahl d e r B eisitzer, e r 
soll jedoch die P a rte ien  v o rh er ü b e r d ie Anzahl e inen  V o rsch lag  m achen lassen. 
Er darf au clf^H ilfsbe is itzer zur V erm eidung  e iner V e rtag u n g  o d e r  V erzöge
ru n g  herbeiziehen.

V e r f a h r e n .

Im übrigen  b eh an d e lt die V ero rd n u n g  d as V erfah ren  und die Z w an g sv o ll
streckung , die sow ohl aus einem  Beschluß des R eichsw irtsch aftsg e rich tes  als 
auch aus einem  vor ihm gesch lossenen  V ergleich  e rfo lg en  k a n n .‘ Die G e b ü h r 
für die E ntscheidung  ist dem  E rm essen  des G erich ts  an h eim g este llt, und das 
G ericht en tscheide t auch d a rü b er, w er d ie G e b ü h r  und die den B eteilig ten  
■erwachsenen K osten zu trag en  hat. Die u n te rleg en e  P a rte i ha t auch die d e r  
obsiegenden  P arte i en ts teh en d en  K osten zu trag en  und alle K osten , welche 
das R eichsw irtschaftsgerich t zur zw ecken tsp rechenden  R ech tsv erfo lg u n g  o d e r  
R ech tsverte id igung  für no tw endig  hält. A n w altkosten  sind  d a h er ebenfalls 
von d er un terliegenden  P a rte i zu zahlen.

Die V e ro rd n u n g  ist b e re its  am 3. M ärz 1920 in K raft g e tre ten .



I

K r i t i k .

Ich will zu d e r V e ro rd n u n g  fo lg en d es bem erk en , w obei ich von  vornherein , 
zugebe , d aß  m an auch a n d e re r  A nsicht sein kann.

W ir  hab en  b e re its  e inen  Ü b erfluß  an G ese tzen , d e r  sich n ich t g e ra d e  a n g e 
nehm  b e m e rk b ar m acht. W e n ig e r  w äre  m ehr. W ir  h a b en  auch  b e re its  S o n d e rg e 
rich tshöfe , z. B. M ie te in ig u n g säm ter, Sch iedsste llen  fü r  A n g este llte  und A rb e ite r , 
S ch lich tungsausschüsse  und  derg l. m ehr. E s ist ein u n e rfreu lich es Z eichen d e r  
Z eit, d aß  man- dem  o rd en tlich en  R ich ter n ich t t ra u t  und  ü b erall, w o es n u r 
m öglich ist, S o n d e rg e rich tsh ö fe  e in fü h rt. D ie E in heitlichkeit d e r  R ech tsp rech u n g  
leidet g ew iß  d a ru n te r . D ie Ü b ersich tlichkeit le id e t in je d e r  B eziehung  noch 
m ehr. Es fra g t sich dah er, aus w elchen  G rü n d e n  alle d iese  S o n d e rg e ric h ts 
höfe  e in g e fü h rt w erd en . Die G rü n d e  sind  k lar e rsich tlich : m an h a t zu den  
S o n d erg erich tsh ö fen  m eh r V e rtrau en . O b  d ieses g e re c h tfe r tig t  ist, b le ib t ab zu 
w arten . M an k ann  jedoch  h eu te  schon sag en , daß  die S o n d e rg e ric h tsh ö fe  fü r 
M ie ts tre itig k e iten  und die g an ze  M ie te rsc h u tz -G e se tzg e b u n g  so gänzlich  o h n e  
E rfo lg  sind, d aß  w irkliche B esse ru n g en  auf d iesem  G e b ie te  n ich t zu tag e  g e 
tre te n  sind. E s ist n u r d as kleine G ep länkel des A lltags, d as d o r t  e r le d ig t 
w ird  o h n e  jeg liche w eits ich tig e  Politik .

D ie K läglichkeit d e r S o n d e rg e rich tsh ö fe  zeig t sich vo r allen D ingen  darin , 
d aß  In teressen  d e r  g ro ß e n  M enge  d o r t  v e r tre te n  w erd en , o hne  R ücksicht 
auf g ro ß e , w e ite r re ichende  G esich tsp u n k te . So  tre te n  be isp ie lsw e ise  bei d en  
M ie te in ig u n g säm tern  n u r die In te re ssen  d es M ie te rs zu tag e , g le ich g ü ltig , o b  
letz ten  E ndes d e r  Z u stan d  d e r  H ä u se r g e fä h rd e t w ird  o d e r  nicht.

M it A n w en d u n g  d ieser E rg eb n isse  auf den  v o rlieg en d en  Fall g lau b e  ich 
zunächst d av o r w arn en  zu m üssen , d u rch  V e re in b a ru n g  d as R e ich sw irtsch afts
g e rich t zu stän d ig  zu m achen, und zw ar aus den eb en  a n g eg e b en e n  G rü n d en  
und d eshalb , weil die B eschlüsse des R e ich sw irtsch aftsg e rich tes  u n a n fech tb a r 
sind. D urch  den In stan zen zu g  d e r  o rd en tlich en  G erich te  ist jed en fa lls  eine 
g rö ß e re  G e w ä h r d a fü r g e b o te n , daß  F eh ler ve rm ied en  wrerd en . D as R eichs
w irtsch aftsg e rich t h a t näm lich n ich t n u r ü b e r rein w irtsch aftlich e  F rag en  zu 
en tscheiden , son d ern  es w erden  in den  m eisten  Fällen zu n äch st die rech tlichen  
G ru n d la g en  zu p rü fen  sein, und  es ist ä u ß e rs t  bedenk lich , bei g rö ß e re n  w irt
schaftlichen In teressen  die E n tsch e id u n g  ü b e r  die re ch tlich eu  G ru n d la g en  
e iner e inzigen  In stanz  zu ü b erlassen . *

M an w ird  a lle rd in g s d ie E n tw ick lu n g  a b w a rte n  m üssen , o b  n ich t bei V er
o rd n u n g e n  von B ehörden  in den  von den B eh ö rd en  fe s tg e leg te n  B estim m u n 
g en  ausdrück lich  en v äh n t w ird , d aß  das R e ich sw irtsch aftsg e rich t bei S tre it ig 
keiten  ausschließlich  zu stän d ig  sein soll. Es w ird  Sache d e r  In d u str ie  sein, 
g eg eb en en fa lls  so lchen A ussch reib u n g en  g e g e n ü b e r  sich passiv  zu v e rh a lten  
o d e r energ isch  e inheitlich  d a g eg e n  F ro n t zu m achen. B isher h a t die d eu tsch e  
In d u strie  ke ine  V eran la ssu n g  g e h a b t, den  o rd en tlich en  G erich ten  M iß trau en  
en tg eg en zu b rin g en . O b  das E x p erim en t m it dem  R e ich sw irtsch aftsg e rich t 
b e sse r g e lin g t, d. h. ob  die In d u strie  und  die K au fm an n sch aft b e sse r  dabei 
fa h ren , b le ib t abzu w arten . Ich g lau b e  es jedenfalls  nicht.

[726]
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II. D e r  G e l d -  u n d  W a r e n m a r k t .
Diskont- and EffektenKarse 

im F ebruar und März.
Trotzdem Anfang Januar die langersehnte Ra

tifikation des Friedensvertrages unter Ausschluß 
Amerikas zwischen den hauptsächlichsten Staaten 
der Entente und Deutschland stattgefunden hatte, 
ist dieses Ereignis doch auf die großen Welt 
bdrsen zunächst und auch weiterhin ziemlich 
ohne Einfluß geblieben. Die matte Haltung der 
großen westeuropäischen Börsen und die un
günstige Tendenz der New Yorker Börse haben 
zunächst noch weiter angedauert. Von einem 
großzügigen Börsengeschäft ist nirgends auch 
nur das Geringste zu verspüren gewesen. Die 
internationalen Arbeiterschwierigkeiten, die sich 
vor allem auch in den Ländern der Enlenle im
mer mehr gettend machten und auch in den 
Vereinigten Staaten mit großer Schärfe 
hervortraten, haben einer zuversichtlichen Hal
tung und Zielbewußtheit der dortigen Börsen 
dauernd hemmend im Wege gestanden. Für 
die Börsen der ehemaligen Mtttelmächte, also 
Deutschlands und Oesterreichs, haben sich die 
Verhältnisse der früheren Monate wenig geän
dert. Die Valutaspekulation hat weiter angehal
ten, um so mehr, als nach einer leichten Er
holung des Valutastandes nach dem ersten 
Februardrittel doch im weiteren Verlaui ein er
neuter Rückschlag zn verzeichnen war. Die 
Verschlechterung der Valuta und das Steigen 
der Kurse an den mitteleuropäischen Börsen 
steht in ursächlichem Zusammenhang, und eben
so die überaus hastige und intensive Spekulations
tätigkeit, die man vergebens durch Einlegung 
von Börsenruhetagen einzudämmen versuchte. 
Im März haben dann die politischen Unruhen 
während einer Dauer von fast 14 Tagen die 
deutschen Börsen lahmgelegt, nachdem unmit
telbar vor dem durch die Unruhen veranlaßten 
Börsenschluß das bekannte Manifest der Entente- 
Staaten eben seine Wirkung auf die Oestaltung 
der Wechselkurse und damit auch auf die Hal- 
t mg der Börse auszuüben begonnen hatte. Wenn 
auch diesem Manifest zunächst noch keine greif
baren Taten seitens der Ententemächte gefolgt 
sind, so hat man doch allen Orund zu der An
nahme, daß nunmehr eine Wandlung im europä
ischen Wirtschaftsleben einzutreten beginnt, die 
vor allem durch die Nichtratifikation des Friedens 
von Versailles durch die Vereinigten Staaten und 
die statt dessen erfolgte Erklärung der Beendi
gung des Kriegszustandes bewiesen sein dürfte. 
Trotz der weiteren Andauer der innerpolitischen 
Schwierigkeiten in Deutschland haben die Börsen 
der Welt sich unzweifelhaft doch schon auf die
sen Umschwung der Wirtschaflsverhältnisse ihrer
seits vorzubereiten und einzustellen begonnen.

An der N ew Y orker Börse hat die rückläufige 
Haltung, die schon der Januar gezeitigt hatte, 
sich im Februar weiter fortgesetzt. Neben Streik- 
befürchtungen und sonstigen Arbeiterschwierig
keiten waren es vor allem die schwierigen Geld
verhältnisse und die andauernde Goldausfuhr, 
welche auf die Börse einen scharfen Druck aus- 
iibten. Die Geldsätze in den Vereinigten Staaten 
haben im Februar zeitweise eine Höhe von 15 vH 
erreicht und haben auch im März noch scharf 
angezogen. Durchschnittlich haben sie sich 
dauernd auf einer Höhe von 9 bis 10 vH bewegt. 
Rückläufig waren vor allem industrielle Werte, 
darunter Eisen- und Stahlwerte, aber auch Kupfer
werte. Dieser Rückgang steht in Wechselwirkung 
mit der auf dem Warenmarkt hervorgetretenen 
scharfen Abschwächung. Auch Oelwerte litten 
im Zusammenhang mit der rückläufigen Preis

bewegung für Oelprodukte in England, während 
Eisenbahnaktien unter vorübergehender Erholung 
auch immer wieder zur Schwäche neigten. Im 
März haben sich die Verhältnisse an der New 
Yorker Börse etwas besser gestaltet. Das Ge
schäft war infolge der Besserung der Geldmarkt
verhältnisse (die Geldsätze waren zeitweise auf 
6 bis 7 vH zurückgegangen, um jedoch gegen 
Mönatende wieder auf 15 vH zu steigen), etwas 
lebhafter. Die sämtlichen Kurse, namentlich 
EisenbahnwertCj aber auch Kupfer- und Stahl
aktien, zogen wieder an. Gegen Ende März hatte 
die Börse eine überaus feste Haltung gewonnen, 
um so mehr, als die Go'deinfuhren sich wieder 
besser gestalteten, wenn auch der Sterlingkurs 
nach seinem Tiefstand wiederum anzuziehen ver
mochte. Umfangreiches Deckungsbedürfnis unter
stützte diese Aufwärtsbewegung, die allerdings 
vorübergehend auf Gewinnsicherungen hin wie
der etwas abwärts neigte.

An der L ondoner Börse war das Geschält im 
Februar bei meist schwacher Haltung recht ruhig. 
Rückläufig waren nicht nur die führenden hei
mischen Anleihen, wie Konsols, die unter 50 vH 
ztirückgingen, und die heimischen vierprozentigen 
Kriegsanleihen, die den Paristand unterschritten, 
sondern vor allem auch zahlreiche Spekulations
werte, darunter südafrikanische Goldminen. Auch 
im März hat diese ungünstige Haltung weiter 
angehalten und insbesondere auf dem heimischen 
Rentenmarkt Ausdruck gefunden. Diskonterhö
hungsgerüchte. die sich indessen damals noch 
nicht bewahrheiteten, üblen einen Druck aul die 
Kurse aus. Nicht weniger ungünstig beeinflußt 
war der ausländische Rentenmarkt, aul dem be
sonders französische Anleihen, russische Werte, 
Mexikaner, Chinesen und Peruaner nachgaben. 
Aber auch in- und ausländische Transportaktien 
waren rückläufig, während am Industrieaktien
markt ebenfalls das Vorherrschen matter Stim
mung anhielt. Der südafrikanische Goldminen 
markt blieb weiter schwach auf die zwischen 
der Regierung und der Arbeiterpartei herrschen
den Differenzen hin, die trotz aller Mühe bisher 
noch nicht beigelegt wordCD sind.

An der P a r ise r  Börse, an der mit Ende März 
das Kriegsmoratorium aufgehoben worden ist. 
herrschte matte Haltung, die um so schärfer 
hervortrat, als nunmehr auch die in den Vor
monaten herrschende Hausse in Valutapapieren 
mehr und mehr abzuebben begann. Nur russische 
Werte waren, wohl im Zusammenhang mit den 
bisher freilich noch nicht Tatsache gewordenen 
Friedensbestrebungen der Sowjetrepublik, höher, 
wogegen französische Renten meist niedriger 
notiert wurden,

Von den neuüalen Börsen lag die Ams t e r 
da me r  Börse meist matt, besonders für hollän
dische Renten, die unter dem Druck des starken 
Angebotes der neuen Zwangsanleihen standen.

An der Ber l i ner  Börse herrschte im Februar 
lebhafteste Bewegung sowohl in Valuta-Aktien als 
auch au! den übrigen Märkten, die im engsten 
Zusammenhänge mit dem noch weiteren Rück
gang der Mark standen. Sowohl das Inland wie 
auch das Ausland wetteiferten in bisher nicht 
erlebten Käufen sowohl von Spekulations- wie 
auch Anlagepagieren. Diesem Treiben standen 
sowohl der Börsenvorstand wie auch die Groß
bankwelt völlig machtlos gegenüber. Die scharfe 
Maßnahme der Einlegung von Ruhetagen, die es 
deD Banken ermöglichen sollte, wenigstens vor
übergehend die gewaltigen Auftragbestände aul
zuarbeiten, sowie die schließlich von den Groß
banken unternommenen Schritte, sich überhaupt 
vom Börsengeschäft fernzuhalten, blieben völlig 
ohne Wirkung. Erst als mit dem Erscheinen des
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Ententemanitestes und der sich langsam anbah- 
nenden Besserung des Markkurses im Auslande 
gewissermaßen gewaltsam Bresche in die Hoch
stimmung gelegt worden war, ist das Börsen
geschäft eine Kleinigkeit ruhiger geworden. 
Dann kamen die politischen Unruhen, der zwang- 
weise zehntägige Börsenschluß. Nach dessen 
Aufhebung wollte man aber nunmehr gewaltsam 
das nachholen, was vorher verabsäumt worden 
war; und die inzwischen eingetretene Ver- 
schlechteiung des Markkurses bot hierfür eine 
ganz .besondere Stütze. Auch die im Ruhrgebiet 
drohend sich zusammenziehende Spartakus-Be
wegung, welche die gesamte Industrietätigkeit 
lähmte, hat die Börse nicht zum Aufgeben ihrer 
festen Haltung bewogen, da man zuversichtlich 
auf die baldige Beseitigung dieser Schwierig
keiten hinwies; ebenso wenig vermochte es die 
drohende Zuspitzung des Verhältnisses zu Frank
reich, das dein Vormarsch der deutschen Trup
pen im Industriegebiet schließlich mit den be
kannten Maßnahmen der Besetzung von Frank
furt und Darmstadt begegnete. Auch über diese 
Ergebnisse hat die Börse sich nicht weiter auf
geregt. Eine Abschwächung ist erst nach der 
ersten Aprilwoche unter dem Einfluß der Valuta
besserung eingetreten.

An den ös t e r r e i c h i s c h e n  Börsen, beson
ders in Wien, ist im Februar die Hausse im Zu
sammenhang mit der Besserung des Kronen - 
kurses zusammengebrochen, wobei es infolge 
der erheblichen Kursstürze auch mehrfach zu 
Zahlungseinstellungen gekommen ist. Die dann 
andauernde Baissebewegung wurde Ende März 
erneut von einer festen Haltung abgelöst.

Wechselkurse.
Die Devisenkurse an der Berliner Börse haben 

sich nach der leichten Besserung, die auf den 
Tiefstand zu Bnde Januar folgte, während des 
ganzen Februar wieder weiter verschlechtert und

beinahe einem neuen Tiefstände, der nur wenig 
über dem Jahresminimum lag, zugestrebt. Die 
Devise Amsterdam war wiederum auf 3700 M 
100 Gld. (ungünstigster Stand im Januar 4200) 
gestiegen, Zürich Anfang März auf 1640 M/100 Fr 
(1800), Stockholm 1900 M/100 Kr (2000). Dann 
trat in der zweiten Märzwoche bis zu den Un
ruhen eine lebhafte Erholung ein, welche den 
holländischen Wechselkurs auf 2475, den schwei
zerischen auf 1220 und den schwedischen auf 1450 
erniedrigte. Entsprechend war die Mark in Amster
dam auf 3,975Gld./IOOM, in Zürich auf 8,15Fr,100M, 
in Stockholm auf 7,75 Kr/100 M gestiegen, nach
dem der niedrigste Stand an den drei Plätzen 
im Februar 2,55 Gld./lOO M, 5,90 Fr/100 M und 
5,25 Kr/100 M gelautet hatte. Während der Kapp- 
tage wurden nichtamtliche Kurse für die hollän
dischen Devisen von 4400 M 100 Gld. genannt, 
während die Mark in Amsterdam auf 2,85 Gld. 
100 M zurückglitt, in Zürich auf 6,25 Fr/100 M 
und in Stockholm auf 6,25 Kr/100 M. Trotz der 
vorübergehenden Erholung nach Beendigung des 
Militärputsches fiel dann die Mark erneut infolge 
der Spartakusunruhen, um sich dann aber bis 
Ende des Monats wieder wesentlich zu erholen. 
So wurde in Amsterdam ein Stand von 3,725 Gld. 
100 M, in Zürich von etwa 8 Fr/100 M, in Stockholm 
von 6,60 Kr/100 M erreicht, während in Paris der 
Markkurs während des März ebenfalls von 14,5 Fr 
100 M auf 21,5 Fr 100 M stieg, in New York von 
1 DolL/100 M ag  über 1,40 Doll. 100 M. Von den 
Wechselkursen der übrigen Länder ist die Bes
serung des Sterlingkurses in New York hervor
zuheben. Stark verschlechtert hat sich der Franc- 
und Lirekurs in London, New York und insbe
sondere auch an den neutralen Börsen, wie dies 
im einzelnen aus nebenstehender Tabelle ohne 
weiteres zu erkennen ist. Der Kurs der öster
reichischen Krone zeigt ebenfalls eine Besserung 
an den neutralen Börsen, wie umgekehrt der 
Schweizer Franken- und holländische Guldenkurs 
in Wien von ihrem Hochstand wiederum etwas 
nachgegeben haben.

Fremde Wechselkurse an der Berliner Börse :

Pari
tät

telegraphische Auszahlung

31. Januar 
Geld 1 Brief

28. Februar 
Geld 1 Brief

31. März 
Geld 1 Brief

Mitte April 
Geld 1 Brief

Holland (100 Gulden). . 169,25 3346,50 3352,50 3696,00 3704,00 2647,00 2653,00 2197,75 2002,25
Belgien (100 Francs) . . 81,00

112^0
— — 729,25 730,75 509,50 5C0.50 404,60 405,40

Norwegen (100 Kronen) . 1523,50 1526^0 1698,25 1701,75 1376,00 1379,00 1173.75
1078.75

1176,25
Dänemark (100 Kronen). 112,50 1358,50 1361,50

1676,75
1488,50 1491.50

1869.50
1313,50 1316,50 1081,25

Schweden (100 Kronen). 112,50 1673,25 1865,50 1541,00 1544,00 1318,50 1321,50
Finnland (100 Finnmark) 81,00 394,60 395,40 437,10 437,90 399,60 400,40 324,70 325,30
Italien (100 Lire) . . . 81,00 — — 542,00 543,00

342,35
344,60 345,40 269,70 270,30

England (t £) . . . . 20,43 — — 341,65 278,70 279,30 234,70 235,30
Ver. Staaten (1 Dollar) . 4,20

81,00
' — ■ — 100,40 100,60 71,90 72,10 58,90 59,10

Frankreich (100 Francs). — — 704,30 705,70 472,00 473,00 372,10 372,90
Schweiz (100 Franken) . 81,00 1523,50 1526,50 1620,75 1624,25 1253,50 1261,50 1068,75 1071,25
Spanien (100 Pesetas) . 
Deutsch - Oesterreich

81,00 1523,50 1526,50 1728,25 1731,75 1256,00 1259,00 1009,00 1011,00
(100 Kronen) . . . . 85JJ6 27,225 27,275 37,96 38,04 34,21 34,29 24,72 24,76

Prag (100 Kronen) . . . 85,06 81,65 81,85 100,40 100,60 93,40 93,60 94,15 95,34
Kursbewegung an der New Yorker Börse;

Atchison Top. à SL Fe. . 
Baltimore à Ohio . . . 
Canadian Pacific. . . . 
American Smelting & Ref. 
Anaconda Copper Mining 
Bethlehem £teel Corp. . 
Unit States Steel Corp. .

30. Dez. 30. Jan. 28. Febr. 31. März

82 % 81% 82 81V,
30V, 30'/, 37 34

130% 127 121 122%
68 7» 68% 60 68%
62 61% 57 63%
95% 98 83% 96%

105% 105V» 93% 104

81%
33V,

119%
67%
62%
97V»

111%
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Großhandelspreise in den Vereinigten Staaten
D ie n ach steh en d e , soeb en  e rsch ie n en e  U eb ersich tsta ie i ist von  d e r N ational B an k  of C o m m erce  in 

N aw  York  a u lg e ste llt  w ord en . D ie P re is e  bez ieh en  Bich a u f die  dem  15 . je d e s  M on ats zu n äch st g e -

Einheit
Ja n .

19 1
April

4
Ju li Okt. Ja n .

19 15  
A pril 1 Ju li Okt.

19 16  
Ja n . j A pril

B a u m w o l l e :
M idd ling, spot, N ew  
O r le a n s ............................. cts/lb 12,88 13 , 13 13 ,3 1 6,75 7,75 9,37 8,50 12.00 12 .J9 11,8 8

B l e i :
P ig , e a r ly  delivery ’, 
N ew  Y o r k ....................... cts/lb 4 ,10 3,80 3,90 3,50 3,70 4,20 5 ,6 2 1 , 4,50 5,90 7,75

H i s e n  u n d  S t a h l :
P ig  iron, b a s ic , V a lle y  
fu rn ace  .............................

D o ll./gro ss
ton 12 ,50 13,00 13,00 13 ,00 12 ,50 12 ,50 13 ,00 15,00 17 ,75 18,25

S te e l b ille ts, open 
hearth , P ittsb urgh  . .

D o ll./gro ss
ton 20,00 21,00 19,00 20,00 19,00 20,00 22,00 25,00 33,00 45,00

t i u m m i :
Plantation , first la tex  
c rep e , N ew  Y o rk  . . 
P ara , u priv er iine, 
N ew  Y o r k .......................

Doll./lb 0,56
•

0,63 0,55 V 2 0,61 0,86 0,62 0,63 0,59Vs 0,92 0,82

Doll./lb 0,73 0,74 0,68V2 0,63 0,75 0,58 0,63 0 ,54 '/, 0,86 0,73
H ä u t e :

Q reen  sa lted  p ack e rs, 
No. 1 h e a v y  native 
ste e rs, C h ic a g o . . . 
C alfsk in s, N. 1 C h icag o  
c i t y ...................................

cts/lb 17 % Iß 20 21 23 19Vs 26 26 '/, 22,'/a 23

cts/lb 21 20 22Va 23 18 20 22'/a 25 ’  28
K o h l e :

A n th racite , N. 1, b u ck 
w h eat, f. o. b. low er 
ports, N. Y .........................

D olL /gross
ton 2,25 2,40 2 ,15 2,35 2,45 2,45 2 ,15 2,40 2,75 2,00

A n th racite , sto ve , f.o.b. 
m in e ...................................

D olL/gross
ton 4,00 3,50 3,80 4JJ0 4,00 3,50 3,80 4.00 4 ,10 3,60

Bitum inous, run of 
m ine, f o. b. m ine 
F a irm o n t  W. V a. . .

D olL/gross
ton 0,85 0,80 0,80 0,75 1,00 1,00 0,75 0,80 1,75 1,00

P ittsb u rgh  d is t r ic t . . Doll./net ton 1,30 1,30 1,30 MO 1 , 1 5 1,05 1,00 1,05 1,25 1 , 15
K u p f e r :

E lec tro ly t ic , e ar ly  d e 
liv e ry , N ew  York  . . cts/lb 14 ,12 V a 14 ,37 Vj 13 .50 ll,37 V a 13 ,7 5 16 ,6 2 '/ , 19 ,25 18,00 23,62 '/a 28,25

M a i s :
No. 2 m ixed , C h icag o Doll./bu 0,62'/:, 0,68 0,70'/2 0,723/, 0,72 0,74V, 0,78-/, 0,651/i 0,75 0,75

P e t r o l e u m :
Crude, at w ell 
P e n n s y l v a n i a . . . D oll./bbl 2,50 2,50 1,70 1,45 1,50 M 5 1,3 5 1 ,7 5 2,25 2,60
K an sas-O k lah o m a . . D oll./bbl 1,03 0,85 0,75 0,55 0,55 0,40 0,40 0,80 1,2 0 1,55

R i n d e r :
F a ire  to ch o ice  native 
s te e rs , C h ic a g o . . . DoIl./lOOlbs 8,60 8,55 9 ,10 9,00 8,20 7,65 9,35 8,85 8,55 9,20

S c h w e f e l s ä u r e :
66“ B e , bulk s e lle rs ’ 
tank c a rs ; E astern  
p o in ts * ) ............................. D oll./net ton _ -

S c h w e i n e :
G ood m erch an tab le  —  
p ig s  and rough  stock 
exclu d ed , C h ica g o . . Doll./ICO lbs 8,25 8,75 8,90 8,00 7,00 7,65 8 ,10 8,90 7,70 9,70

S e i d e :
Sh in sh iu  No. 1 ,  N ew  
Y o r k .................................. Doll./lb 3,80 3,95 4,07 3,05 3 ,18 3,33 3 ,10 3 ,35 4,40 5,10

W e i z e n :
No. 1 northern spring, 
C h i c a g o ....................... Doll./bu 0,9 1 Va 0,96 0,89 1 , 12 1,43 1,6 1 1.42 1 , 1 1 1,25 1,20  %
No. 2 red  w in ter, C h i
ca go  .................................. Doll./bu 0,967s 0,94'/8 0,781/4 1,09 1,41»/,

)
1,60 1,22V , 1 , 19 l,28i/a 1,19

W o l l e :
C lean  b a s is  —  Ohio 
fin e d e la in e , B oston  . D oll./lb 0,56 0,59 0,68 0,61 C,66 0,73 0,73 0,72 0,76 0,85
O hio '/< blood, Boston DolLrlb 0,39 0,42 0,47 0,47 0,52 0,62 0,66 0,62 0,66 0,68

Z i n k :
P rim e  w estern , e ar ly  
d e liv e ry , St. L o u is . ■ cts/lb 5 ,10 5,05 4,85 4,60 5,95 10 ,10 21,00 13 ,00 17 ,75 19,00

Z u c k e r :
96° cen trifu g a l, N. Y . cts/lb 3,29 2,95 3,26 4,51 4,04 4,89 4,86 4,20 4,58 6,C2

')  Z w isch e n  52,50 Doll, und 40,00 D oll, sch w an k en d . '*) Z u v e r lä ss ig e  N otierun gen  feh len  fflr 19 14  b is  19 1* .
ä) A m tlich  fe stg e se tz t  au f 2,57 D oll.
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Jan u a r 1914 bis Februar 1920.
legen en  T a g e  d e r N otierung. A lle  N otierungen stam m en nach  A ngaben d er B an k aus anerkannt zu 
v e r lä ss ig e n  Q u ellen . D ie U eb erslch ten  sp rech en  fü r sich  se lb st und bedürfen  kaum  ein er E rläuteru n g .

19

Ju li

6
Okt. Ja n .

19 17  
A p ril Ju l i Okt.

19 18
Ja n . i A pril \ Ju li Okt. Ja n .

19 19  
A pril 1 Ju li Okt.

1920
Ja n . Feb r.1

13,00 16 ,81 18,00 19,81 25,88 27 ,13 3 1 ,7 5 33,00 30,00 30,75 29,00 26,75 34,25 35,00 40,25 39,25

6,35
r

7,00 7,50 9,35 10,75 7,00 7,00 6,95 8,05 8,05 5,62V , 4,95 5,60 6,35 8,75 9,00

\
18,00 20,00 30,00 40,00 53,00 33,00 33,00 32,00 32,00 33,00 30,00 25,75 25,75 25,75 37,00 43,00

42.00 45,00 65,00 75,00 100,00 47,50 47,50 47,50 47,50 47,50 43,50 38,50 38,50 38,50 45,00 58 ,C0 )

0,58 0,61V* 0,80 0,801/2 . 0,67 0,63V, 0,57 0,60 0,63 0,59 0,55 0,49>/2 0,40 0,51 0,531/, 0,48

0,66 0,74 0,771/2 V 6 i/a 0,687* 0,64 0,58 0,61 0,68 0,63 0,60 0,55 0,55 0,53 0,49 0 ,4 57 ,

27 27 32 V , 301/2 30 34 33 271/a 33 30 28 31 52 48 40 40

34 35 45 40 43 37 V* 35 37 44 44 49 52 87 V* 90 80 70

2,40 2,80 2,85 3,80 3,95 3,95 4,35 4,(0 5 ,15 5 ,15 4,45 4,75 4,75 4,75 5,25 5,50

4,20 4,40 4,40 3,90 4,20 4,70 5,05 4,75 4,75 5,05 6 ,10 6 ,10 6,40 6,60 6,60 6,60

1.10
1,30

2,75
3,25

4,50
4,25

3,75
3,25

3,36
3,00

2,40
2,00

3 ,15
_2,45

3,66
2,45

2,80
2,35

2,80
2,35

2,50
2,35

2,50
2,25

2,40
2,25

2,80
2,35

2,80
2,35

2,80
2,35

25,25 28,50 28,75 32,00 28,50 23,50 23,50 23,50 26,00 26,00 20,00 15,25 21,75 22,25 19,25 18,50

0 , 8 0 ‘ / a 0,90 0,971/., 1,497* 1,94 1.92 1,75 1,65 1,65 1,35 1,4 1 1,6 1 1,92 1,37 1,49 1,43

2,60
1,55

2,50
0,90

3,05
1,70

3,05
1,70

3 ,10
1,70

3JK)
2,00

3,75 4,00 
2,00 2,25

4,on
2,25

4,00
2,25

4,00
2,25

4,00
2,25

4,00
2,25

4.25
2.25

5.00
3.00

5,50
3,00

9,35 9,80 10,05 11,9 0 12 ,30 11 ,8 0 12 ,C0 14,55 16,00 14,25 15,75 15 ,75 16,00 16,80 14,05 13 ,35

— 25,00 20,00 20,00 20,0 20,00 20,C0

9,90 9,75 10,60 16 ,10 15 ,15 18,30 16 ,35 17,50 17,20 18,20 17 ,55 20,50 22 ,10 14,35 14 ,70 14,39

4,50 4,80 5,30 4,90 6,07 5,30 5,45 6 .10 6,70 6,80 6,45 6,45 9,60 10,25 16,25 14,50

1,12» ;, 1,67 1,92 2,40 2,38 2,20 2,20 2,20 :!) 2,26V, 2,26 2,44 2,43 2,65 3 ,10

1 ,15 1,571/, 1,92 2,621/* 2 ,15 2 ,17 2 ,17 2,17 2,25 2,24 2,41 ä) 2,23 2,24 2,65 *)

0,62
0,71

0,86
0,73

1,70
0,85

1,30
1,01

1,75
1,29

1,85
1 ,3 1

1,85
1,33

1,85
1,35

1,85
1,32

1,85
1,32

1,65
1,08

1,7 5
0,93

2,02
1,14

1,98
1, 10

2,30
1,07

2,35
1 , 15

9,C0 9,50 9,50 9,50 8,75 8,00 7,75 6,75 8,50 8,60 6,75 6 ,15 7,60 7,50 9,10 8,79

6,40 6 .15 5,39 6,46 6,52 6,90 6,01 6,01 6,06 7,28 7,28 7,28 7,28 7,28 13,04 12,04

3) K ein e  V erkäu fe . A m tlich er M in destp re is 2,26 Doll. ')  Am tlich fe stg e se tz t auf 2,55 DoH.
*) A m tlich  festg esetz t aui 2,40 Doll.

.
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W echselkurse an ausländischen Plätzen:

E s  notierten P arität
E n de

Ja n u a r
E n d e

F e b ru a r
E n d e
M ärz

M itte
A pril

N e w  Y o r k
3 ,9 17 5London (60 T a g e )  . . . 1  £  in DolL 4,866 3,47 3,855 3,8825

C able T ran s le rs  . . . . 1 £  in Doll. 4,866 3,50 3,855 3,93 3,9650
P a ris  ( S i c h t ) ....................... 100  P r in D olL 19 ,30 7,50 7,00 6,755 6 ,18
B erlin  ( S ic h t ) ....................... 100  M  in D oll. 23,80 1,20 1,00 1,40 1,55

A m s t e r d a m  
S c h e c k  B erlin  . . . . 100  M  in G ld. 59,00 3 ,17 5 2,725 3,725

10,47
4 ,525

10 ,70„  L ondon . . . . 1 £  in G ld . 12,07 9,18 9,25
„ P a r i s ....................... 100 F r  in G!d. 48,06 20,00 19,20 18,70 16 ,50

P a r i s
W e ch se l aut London . . 1  £  in F r 25,22 46,21 48,43 58 ,10 66,53

„ „  N ew  Y o rk  . 100  D olL in Pr 518 ,00 1370,50 1432,00 1490,00 1679,00
„ Rom  . . . 100  L ire  in F r 100,00 84,25 77,25 7 1,7 5 71,50

„  „ A m sterdam 100 G ld . in F r 208,30 509.00
231.00

— 544,00 620,50
„ .  Zü rich  . . 100  Fran k en  in F r 100,00 231,00 260,00 297,00
„ „  B erlin  . . 100 M  in F r 123,00 16,50 - 14 ,50 20,75 28,25

L o n d o n  
W e c h se l aut P a r is  . . . 100 F r  in £ 3,96 2 ,14 2,06 1,7 2 1,58

„ .  A m sterdam 100 G ld. i n  £ 8,26
4,89

10,925 10 ,8 1 9,50 9,34
.  B erlin  . . 100  M  in £ 0,34 0,29 0,36 0,43

W i e n
406,00'A a rk n o te n ............................. 100  M  in Kr 117 ,5 6 402,00 292,00 319 ,00

W e c h se l aut Zü rich  . . 100  F r  in Kr 95,30 4675,00 4200,00 3750,00 3700,00
„  „  A m sterdam 100 G ld. in Kr 198,00 9175,00 9400,00 7875,00 7500,00

Z ü r i c h  
W e ch se l aut B erlin  . . 100  M  in F r 123,00 6,80 6 ,15 7,95 9,00

„ „  W ie n . . . 100  K r in F r 105,00 1,90 2,35 2,65 2,80
„ „  London . . 1  £  in F r 25 ,18 19,82 20,75

43,20
22 ,19 22 ,15

„ „  P a r i s . . . 10 0  F r  in F r 100,00 42,90 38,30 36,00
„ „ A m sterdam 100 G ld . ln F r 208,00 213,00 228,00 2 1 1 ,5 0 207,25
„ „  M a ila n d . . 100 L ire  in F r 100,00 36,25 38,50 27,30 26,50

1 11 .  M it t e i lu n g e n
aus L iteratu r und Praxis; Buchbesprechungen. 

W eltwirtschaft.
Deutschlands Beziehungen zu 

Südamerika.
3. A r g e n t i n i e n .

Argentinien ist mit seinen 7,835 Mill. 
Einwohnern und einem Flächenraum 
von fast 3 Mill. qkm zwar nicht der 
größte Staat Lateinamerikas, wirtschaft
lich hat es aber heute die Führung; 
bereits 1913 stand es hinsichtlich des 
Wertes seines Außenhandels, berech
net auf den Kopf der Bevölkerung, 
an zweiter Stelle unter den W elthan
delsvölkern. Auf die schwere Wirt
schaftskrise des Jahres 1917/18, die 
durch den Einfluß der Frachtraumnot 
aller auf die Ausfuhr angewiesenen 
Oewerbe entstanden war, ist im ver
gangenen Jahr eine neue außergewöhn

liche Blüte gefolgt. Alle Produktions
mittel haben sich gehoben, und die 
Fiandelsbilanz schloß auf der Ausfuhr
seile mit der Summe von 903,1 Mill. 
Goldpeso ‘) ab, während die Einfuhr 
gegen das Vorjahr eine geringere Zu
nahme aufwies. Zum Vergleich seien 
die Zahlen’) der Jahre 1913 und 1918 
angeführt:

Mill. Goldpeso Einfuhr Ausfuhr
1913 496,2 519,1
1918 373,6 544,3

Auch schon vor dem Kriege empfing 
der Besucher des Landes von dessen 
wirtschaftlichen Möglichkeiten den 
besten Eindruck. Buenos Aires war

■) 1 G o ld p eso  =  4,05 G o ld m ark .
-) N ach K r a u s e ,  A rg en tin ien s W irtschatt 

w äh re n d  des W e ltk r ieg e s, B er lin  19 19 .



W eitv. i r t ' -chaft 31!

d a m a ls  (und  ist h eu te  noch) die 
einzige w irkliche W elts tad t L atein
am erikas. S chon  allein  d e r  V erkehr 
d ieser g rö ß te n  H afen an lag e  von Süd
am erika , in de r die sechs b ed eu ten d s ten  
see fah ren d en  S taaten , D eu tsch land , E ng
land, F rankreich , Italien , O esterre ich - 
U n g arn  und  die N ied erlan d e , in schärf- 
‘■tem W ettb ew e rb  um  die P a lm e  des 
S ieges ran g en , zeig te  d ies. Im H afen 
konn te  m an auch gleich erkennen , w ie  
s t a r k  d e r  w i r t s c h a f t l i c h e  E i n f l u ß  
d e s  D e u t s c h t u m s  vor dem  K riege 
w ar: n icht n u r die d eu tsch en  Schiffahrt- 
linien b e sa ß en  a llg em ein es A nsehen  
und d ie D am pfer d e r H am b u rg -S ü d 
am erikan ischen  D am pfsch iffahrtsgesell- 
schaft, d e r  H am burg-A m erika-L in ie  und 
des N o rd d eu tsch en  Llöyd g e n o ssen  das 
höchste V ertrau en , auch die deu tsche  
Technik  w ies B eisp ie le  ih rer L e is tu n g s
fähigkeit au f; so  s tam m te  die gesam te  
K ranau srü stu n g  d e rn e u e n  H afen an lag en  
von d e r M asch inenfabrik  A ugsburg- 
N ürnberg . A uch in d er S tad t se lbst 
em pfing m an d en  gleichen  E indruck. 
D ie U n te rg ru n d b ah n , d ie  kurz vor 
dem  K riege dem  V erkehr ü b e rg eb en  
w orden  ist, ist das W erk e iner deu t
schen F irm a, d ie K raftd roschken  und  
die L uxuskraftw agen  w aren  vielfach 
deu tsche E rzeugn isse , u nd  auf dem  
G ebiete  des E lek triz itä tsw esens nahm  
die D eutsch-U eberseeische E lektrizitäts- 
G esellschaft e ine  b eh errsch en d e  Stel
lung ein.

D er E influß d es D eu tsch tum s im 
a rg en tin ischenW irtschaftsleben  ha t eine  
andere  gesch ich tliche E n tw ick lung  als 
in Brasilien. W äh ren d  in B rasilien 
landw irtschaftliche K leinsied lungen  in 
g ro ß er Z ahl en ts tan d en , w an d ten  sich 
in A rgen tin ien  d ie deu tsch en  E in w an d e 
rer vorw iegend  H andels- und  G ew erbe- 
u n tem eh m u n g en  zu. D ie G esam tzah l 
der D eutschen is t n icht g ro ß ;  d a s 
rom anische E lem ent, verstärk t durch  
die für die g ro ß en  G ü te r erforderlichen  
W an d e rarb e ite r ita lien ischer und  sp a 
nischer H erkunft, drückt dem  Volk 
seinen S tem pel auf, w enngleich  der 
A rg en tin ie r m ehr K osm opolit a ls Ro
m ane ist. E ine um fangre iche  E in w an 
d erung  beg an n  in d er M itte des vorigen 
Jah rh u n d erts , als d ie D ik ta tu r Juan  
M anuel de  R osas, d er sich tro tz  se in er 
ty rannischen H errschaft g ro ß e  Ver- 
ö ienste  um  die nationale  Z u sam m en 
fassu n g  des argen tin ischen  S taa tsw esen s 
e rw o rb en  hat, ih r E nde erre ich te . In

d er Z eit von  1857 bis 1913 sind  rund  
60 0C0 D eu tsch e  e in gew anderL  Die 
am tliche E rh eb u n g  d es Jah res  1914 
erm itte lte  27 000 D eu tsche, 3 8 0 0 0 0 e s te r-  
re icher u n d  U n g arn  und  40 000 Schw ei
z e r; die Zahl d er D eu tsch sp rech en d en  
w ird  h e u te  au f e tw a  2 v H  d e r B evölke
ru n g  geschätzt. W en n  auch die D eu t
schen g eg en ü b e r d er G esam tziffer d er 
d o rt leb en d en  A usländer (2,3 M ill.) an 
Zahl n ich t seh r stark  sind, so  darf 
n ich t v e rgessen  w erd en , d a ß  sie w egen 
ih rer m eist h ö h eren  B ildung  g rö ß eren  
E influß  besitzen.

D ie  w irtschaftliche S te llung  des 
D eu tsch tu m s w urde  vor allem  durch  
die starken  deu tschen  K apita lan lagen  
erzielt, se d a ß  argen tin ische  chauvinisti
sche K reise — freilich ganz zu U nrecht — 
von  e in e r > d eu tsch en  G e fa h r« zu red en  
lieb ten . W ieviel deu tsches G eld  in 
A rgentin ien  a rbeite t, ist schw er an zu 
g eb en . ln  e in e r am llichen n o rdam eri
kan ischen  V eröffentlichung w ird  die 
ausländ ische  K apita lbeteiligung  für 1913 
fo lg en d e rm aß en  an g eg eb en :

G ro ß b ritan n ien  1551 Mill. $
Frankreich  771 » »
D eutsch land  298 » »
N ordam erika  80 » >

D iese  Z ah len  sind für N ordam erika 
sicher zu n ied rig , w enngleich  es die 
V erein ig ten  S taaten  v e rstan d en  h aben , 
ähnlich w ie in B rasilien sich auch 
h ie r m it verh ältn ism äß ig  g e rin g en  G e ld 
m engen  durch  geschickte Politik  (A n
leihen, B ete iligungs-G esellschaften) b e 
d e u ten d en  E influß  zu schaffen, d e r 
w äh ren d  des K rieges w eite r au sg ed eh n t 
w u rd e . D ie Furch t v o r de r n o rd 
am erikan ischen  G efah r ha t sicherlich 
d ie  N eu tra litä t A rgentin ien» im  K riege 
m eh r bestim m t, als d ie  E inw irkung  
d es d o rtig en  D eu tsch tum s. Im m erhin 
h ab en  die Sym path ien  e in iger S taa ts
m än n er auch dazu b e ig e trag en , die 
auf d ie  erfo lgreiche E in rich tung  des 
P o s tw esen s  u n d  d e r A rm ee durch 
deu tsche  In struk to ren  zurückzuführen 
sind. D ie D eu tschen  sind , w ie  schon 
o ben  e rw äh n t, v o r allem  im H andel- 
und  Seeverkehr und  in d e r E lektrizitäts
u n d  H o lz in d u strie  tä tig . W ie  schw ie
rig  d ie  L age h ier zurzeit ist, g eh t d a r
aus hervor, daß , e in e r Z eitu n g sn ach 
rich t zufolge, die D eutsch -U eberseeische  
E lek triz itä tsgesellschaft — ein U n te r
nehm en  m it einem  K apital von m eh re 
ren  h u n d e rt M illionen M ark — sich vor 
kurzem  gezw u n g en  g eseh en  ha t, sp a 
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nisches K apital u n d  e inen  span ischen  
N am en  an zu n eh m en .

R echt erfo lg re ich  w a ren  d ie ku ltu 
rellen  L eistungen  d e r  D eu tschen . D er 
D eu tsche  W issenschaftliche  V ere in  in 
B uenos A ires, d e r  sich d u rch  se ine 
lite rarischen  V eröffen tlichungen  auf dem  
G eb ie te  d e r G eo g rap h ie , G eo lo g ie , 
Z o o lo g ie  usw . e inen  g e ac h te ten  N am en  
e rw o rb en  hat, h a t durch  se ine  F o r
sch u n g en  n ich t n u r die L an d eskunde  
seh r e rw e ite rt, so n d e rn  au ch  durch  
d eu tsch e  S prachkurse  fü r A rgen tin ier, 
d u rch  V o rlesu n g en  ü b e r  L iteratu r, 
K unst, M edizin, R echt u. a. für die 
A llgem einb ildung  auch  in d en  letz ten  
Ja h ren  v iel g e tan . A u ß erd em  b esteh en  
zah lre iche  deu tsch e  V ereine , die teils 
B eru fsin te ressen  (w ie d er A rgen tin ische  
V e rb an d  d es V ere in es d e u tsch e r In
g en ieu re , d e r  D eu tsch n atio n a le  H and- 
lu n g sgeh ilfen -V erband  und d e r D eu t
sche T ech n iker-V erein ), teils d e r G e
selligkeit, dem  S port und  d er K unst 
d ienen . D an eb en  e rscheinen  in A r
g en tin ien  m ehrere  d eu tsch e  T a g e s

ze itu n g en  u n d  Z eitsch riften , von d en en  
d ie  D eu tsche  La P la ta -Z e itu n g , d as A r
gen tin ische  T ag e b la tt, d ie  B uenos-A ires- 
H a n d e ls -Z e itu n g  e rw äh n t se ien .

W as n u n  d ie  A u sw a n d e ru n g  nach  
A rg en tin ien  an lan g t, so  is t zu  sag en , 
d aß  d as L and  be i se in e r d ü n n e n  Be
vö lk eru n g  (3,1 M en sch en /q k m ) noch 
auf E in w an d e ru n g  a n g ew ie se n  ist. 
D azu  kom m t, d a ß  d ie  K rieg sjah re  
s ta tt e ines E in w an d e ru n g sg e w in n es  
e in en  U e b e rsch u ß  d e r  R ü ckw anderer 
g eb rac h t h ab en , d e r nach  S t i c h e l* )  
in den  Ja h ren  1914/18 ü b e r 210 OCß 
M en sch en  au sm ach te . D ie A b n e ig u n g  
d e r B evö lkerung  g e g en  d eu tsch e  E in 
w a n d e re r d ü rfte  n ich t allzu  s ta rk  sein, 
w en n g le ich  w e ite  K reise  d e r  G e b ild e 
ten  F ran k reich  zu n eig en  u n d  in  P aris 
d en  M itte lp u n k t d e r  K u ltu r sehen . 
A m  m eisten  A ussich t au f F o rtk o m m en  
h ab en  H a n d w e rk e r u n d  L an d w irte , A n
g eh ö rig e  a n d e re r  B erufe n u r  in  g e rin 
gem  U m fange.

Sr.=3n>t- G e o r g  S i n n e r .
S t i c h e l ,  A rg en tin ien , H am b u rg  19 19 .

W issenschaftsbetrieb, Erziehung«* and  Bildungswesen,
ABsfuhrreiischriften und technische Aus- 

landzeitschriiten.
U n te r d en  d eu tsch en  A usfuhrze it

schriften  s te h t in e rs te r  Linie die 
»D eutsche E xport-R evue« , d ie A u sfu h r
zeitsch rift d es R eichsverbandes d er 
d e u tsch e n  Ind u strie  u nd  des M eßam tes 
fü r  d ie  L eipziger M u ste rm essen , d e ren  
d eu tsch e  A usgabe m it dem  a ltb ek an n ten  
O rg an  d e r  A u s la n d d e u tsch e n , dem  

Echo«, v e re in ig t i s t 1). B ereits vo r 
e in igen  M o n a ten  ist e ine  span ische  
A u sg ab e  d e r  Z eitsch rift e rsch ien en , 
n e u erd in g s  e rsch e in t nun  auch eine 
eng lische und e ine ita lien isch e2). E n t
sp rech en d  ih rer A ufgabe, d e n  L eser 
im  A uslande für d ie d eu tsch e  A u sfuhr
in d u strie  zu in te ress ie ren  und  ihm  einen  
Begriff von ih rer L e istungsfäh igkeit zu 
g eb en , b rin g en  die B lätter in a n sp re 
c h en d er A u ssta ttu n g  a llg em ein -in te res
san te  A b b ild u n g en  aus dem  B ereich  
d e r d eu tsch en  In d u strie  u n d  ih re r Er-

')  V e r la g : A u sla n d v eriag  G. m. b. H.. B erlin  
S V .  19 , K rau sen str . 36/Î9.

*) „R ev ista  de E xportation  y  Im portation“ , 7E x 
p o rt  and Im port R e v ie w “ , „R iv is ta  d 'B sp o rta a io n e
e  lm p o rta tio n e “ .

Zeugnisse m it g em e in v erstän d lich em  
T ex t, im  e rs ten  (Januar-) H eft d er 
ita lien isch en  A u sg ab e  z. B. ü b e r  lan d 
w irtschaftliche M asch in en , ü b e r  k ü n st
liche B ereg n u n g , ü b e r  d e u tsch e s  Sp iel
zeu g  usw .

Im  G e g en sa tz  zu d iesen  A usfuhrzeit- 
schriften , d ie  sich  ih rem  W esen  nach 
an  d as g ro ß e  P u b lik u m  w e n d en  und  
ih re  A ufgabe  n i c h t  d a rin  se h e n , dem  
F a c h  m a n n e  w esen tlich  n e u e  A nre
g u n g  o d e r  B e leh ru n g  zu  b ie ten , ve r
fo lg t die D e u t s c h e  A u s l a n d z e i t 
s c h r i f t «  eb en  d i e s e s  Z iel, fü r d a s b is
h e r ein  spezifisch  d e u ts c h e s  U n te r
n e h m e n . gefeh lt hat. Sie w ird  vom  
V erein  d e u tsch e r In g e n ie u re , vom  
V erein  d e u tsch e r E isen h ü tten leu te  und 
vom  V erb an d  d eu tsch e r E lek tro tech 
n iker g em ein sam  in  e in e r deu tsch en  
A u sg ab e  T echn ik  u n d  In d u strie« , e iner 
en g lischen  » E n g in eerin g  P ro g re ss«  und  
e in e r sp an isch en  -E l P ro g re so  de la 
In g en ie ría  h e ra u s g e g e b e n 3) u n d  w e n 
d e t sich an  d en  F ach m an n , d en  In-

J) S c h rift le itu n g : A u slan d  Zeitschrift. B erlin
NW . 7, So m m erstr. 4 a :  V e r la g : A u s la n d v e r la ®
G . m . b . H . ,  B er lin  SW . 19, K rau sen str . 38 39.
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genieur im Auslande, um ihm zu zei
gen, wie deutsche Ingenieurwissen
schaft in Zusammenarbeit mit der 
deutschen Industrie die Leistungen voll
bringt, die einst in der ganzen Welt 
geschätzt waren und es wieder sein 
wollen.

Gesellschaft für Wissenschaft und Leben im 
rheinisch-westfllischen Industriebezirk.

Auf der Grundlage der in T. u. W. 
1919 S. 565 besprochenen Denkschrift 
von ¡Lipl.s^ng. R e i s n e r  ist nunmehr 
in Essen eine ?Gesellschaft für Wissen
schaft und Leben im rheinisch west
fälischen Industriebezirk« gegründet 
worden. Die Gesellschaft will a l l e  
wissenschaftlichen und geistigen Inter
essen des Industriegebietes zusammen- 
fassen und in bestimmten Fachgruppen 
die geistigen Kräfte des Industriege
bietes zusammenführen, um die Kultur
eigenarten dieses für das gesamte 
deutsche Leben so ungemein wichtigen 
Gebietes festzustellen und zu fördern.

Das technische Studium an derUniversität 
London.

ln einer sehr stark besuchten Ver
sammlung der britischen Ingenieure in 
London, bei welcher Prinz Arthur von 
Connaught den Vorsitz führte, wurde 
über das Thema der Laboratorien ge
sprochen. Hierbei wurde betont, daß 
es unrecht sei, besondere Aufwendun
gen für die c h e m i s c h e n  Laboratorien 
zu machen, während die t e c h n i s c h e n  
Versuchsstationen vernachlässigt wür
den. So z. B. sei es eine durch den 
Krieg erwiesene Notwendigkeit, wissen
schaftliche Forschungen auf dem Ge
biete der Munitionsherstellung und des 
Flugwesens zu machen. Nur wenn 
auf dem Wege der wissenschaftlichen 
Förderung auf den nur beispielsweise 
angeführten Gebieten Hervorragendes 
geleistet werde, sei es möglich, dem 
britischen Weltreich die Stellung zu 
erhalten, die es durch den Krieg er
rungen h a t Alle für die technischen 
Studien und Forschungen bestimmten 
Stationen, Laboratorien und Versuchs
stationen müßten neuzeitlich ausge
staltet werden; aus offiziellen Mitteln 
sowohl wie aus Zuwendungen von 
privater Seite ist eine Gesamtsumme 
von 100000 £ verfügbar, wovon 24000 £  
anläßlich der erwähnten Versammlung 
üüssig gemacht wurden, namentlich 
um die schon bestehenden Anstalten

neuzeitlich auszugestalten. Im Zusam
menhang mit diesen Fragen wurde die 
Notwendigkeit erörtert, der Universität 
London weitere Gebäude anzugliedern. 
Gegenwärtig ist die Londoner Univer
sität so überfüllt, daß nicht weniger 
als 400 Bewerber seit dem letzten Sep
tember des Raummangels wegen zu
rückgewiesen werden mußten. L

Ueber zeichnerische Auswertung wirt- 
schaf ts-statistischen Nachrichten - Stoffes.
Von ®r. 3n«. G. M ü lle r. Berlin 1919, 
Hans Robert Engelmann. 96 S. 86 Abb. 
Preis geh. 8 M.

Die Durchdringung aller Volksschich
ten mit objektiv gewonnener Wirt
schaftskenntnis ist heute von aller
höchstem Staatsinteresse. Das beste 
Mittel, wirtschaftliche Erscheinungen 
und Entwicklungen denjenigen nahe
zubringen, die im Parteigewirr heute 
überhaupt noch sachlicher Aufklärung 
zugänglich sind, ist ohne Zweifel das 
Schaubild in seiner einfachsten Gestalt: 
die zeichnerische Darstellung in höch
ster Anschaulichkeit, als Zeitbetrach
tung (festes Bild und stehendes Licht
bild), weniger als Augenblickerlebnis 
(Film).

Zur Erreichung dieses Zieles gibt 
die Schrift eine brauchbare Anweisung. 
Sie wendet sich an die, welche beruf
lich mit der Auswertung und Verbrei
tung von Wirtschafts-Tatsachenstoff zu 
tun haben. Das Ziel der zeichnerischen 
Darstellung ist dem Verfasser, aus dem 
Stoff das Höchstmaß an Erkenntnis- 
wert, und zwar in der für die Allge
meinerkenntnis eindringlichsten und an
schaulichsten Form herauszuholen. Er 
stützt sich dabei auf die Erfahrungen, 
die er in der Leitung der wirtschafts
statistischen Abteilung eines Reichsam
tes gemacht h a t Diese enge Berührung 
mit der Praxis veranlaßte ihn, sich 
vornehmlich an den ausführenden Zeich
ner zu wenden und ihm die für den 
besonderen Fall geeigneten Wege und 
Ausführungsformen zu zeigen. Die 
große Zahl meist gut gewählter und 
vorzüglich wiedergegebener Ausfüh
rungsbeispiele büdet den eigentlichen, 
recht wertvollen Kern des Buches. 
Wenn man auch den Auffassungen des 
Verfassers im allgemeinen beipflichten 
kann, so ist es doch zu beanstanden, 
daß er die Figurendarstellung, ja so
gar die kubische Darstellung der zu 
vergleichenden Mengengrößen als ein



wandfreie Mittel statistischer Darstel
lung gelten läßt, Irrungen, die von der 
Wissenschaft längst aus guten Grün
den verworfen sind. Wenn solche die 
Wahrheit entstellenden Darstellungen 
während des Krieges gelegentlich selbst 
von amtlichen Stellen nicht gescheut 
wurden, so sollten sie doch jetzt end
lich aus der Oeffentlichkeit verschwin
den.

Weniger überzeugend und klar als 
die aufs Praktische gerichteten Aus
führungen sind die theoretischen. In 
ihnen versucht der Verfasser eine Syste
matik der zeichnerischen Darstellung 
wirtschaftsstatistischer Wahrnehmun
gen zu geben. Dieser Versuch bestä
tigt nur die Richtigkeit der Auffassung, 
daß für den Erfolg der zeichnerischen 
Auswertung entseneidend immer nur 
die Fähigkeit ist, sich in die Seele des 
Beschauers hineinzuversetzen, und vor 
allem — die Erfahrung.

Prof. Dr. Sc h u c h a r t .

Vereinheitlichung ln der Industrie. Von 
®ipl.= 3ng. Dr. G e o r g  Ga r b o t z .  Mün
chen u. Berlin 1920, R. Oldenbourg. 
218 S. Preis geh. 9 M, geb. 12 M.

Die Arbeit gibt zunächst eine Ueber- 
sicht über die geschichtliche Entwick
lung der Vereinheitlichung in der In
dustrie, getrennt nach verschiedenen 
Staaten. Besonders ausführlich werden 
Amerika, England und Deutschland be
handelt. Wertvoll sind hier die Litera
turangaben, die gute Unterlagen für 
das Studium der Normungsgeschichte 
bilden.

In dem Abschnitt über Deutschland 
hat Garbotz viel Material über Nor
mung zusammengetragen, von den 
ersten Normungsversuchen bei Blech
stärken und Drahtdurchmessern im 
Jahre 1873 bis zu derim Jahre 1917 erfolg
ten Gründung des Normenausschusses 
der deutschen Industrie (»N.D.I.«), des
sen Aufbau und Arbeitsweise er ausführ
lich schildert. Leider behandelt Garbotz 
die Entwicklung des N. D. I. nur bis zum 
April 1919, infolgedessen sind seine 
Angaben zum Teil veraltet. So erwähnt 
er bei der Schilderung des Werde-

anges eines Normblattes nicht die
rümng des Blattes durch die Normen- 

prüfstelie und die Genehmigung durch 
den Vorstand, wodurch eine nicht 
ganz richtige Vorstellung des W erde
ganges erweckt wird.

Dasselbe gilt für den nächsten Ab

314 W ir tschaf tsbe tr ieb ,  Erzieh

schnitt, der eine Uebersicht über die 
bisherigen Ergebnisse der Normungs
arbeit in Deutschland enthält. Natur
gemäß ist in einer so rührigen Orga
nisation wie dem N. D. I. seit April 1919 
sehr viel Neues geleistet worden. Zu 
unterstreichen aber ist das, was Oar- 
botz über die notwendige Zusammen 
arbeit aller bestehendenjSondemormen- 
ausschüsse mit dem N;T). I. sagt; hier 
muß jede Art Partikularismus erstickt 
werden, damit die Vereinheitlichung 
nicht gegen ihre eigenen Grundsätze 
verstößt.

Im dritten Teil seines Buches be
handelt Garbotz den W ert der Nor
mung und ihre technischen Vorbe
dingungen. Er unterscheidet dabei 
einen w ert im volkswirtschaftlichen 
Sinne: »Befriedigung aller Volksge
nossen durch möglichste quantitative 
und qualitative Ergiebigkeit der Pro
duktion» und einen Nutzen im privat
wirtschaftlichen Sinne: »Befriedigung 
des Produzenten durch Steigerung des 
Reinertrages«.

Er zeigt an Hand theoretischer Er
örterungen und praktischer Beispiele, 
daß eine planmäßig durchgefuhrte 
Normung beiden Forderungen gerecht 
wird. Zunächst behandelt er die Wir
kung der Normung auf die Privatwirt
schaft, wobei er zu dem Schlüsse 
kommt, daß der Reinertrag des Unter
nehmers durch günstige Einkäufe der 
Rohstoffe, Entlastung des Personals im 
Konstruktionsbüro, in der Werkstatt 
und im Betriebsbüro, volle Ausnutzung 
der Maschinen, vereinfachte Organi
sation bei der kaufmännischen und 
technischen Betriebsführung und Aehn- 
liches entschieden vergrößert wird. 
Zum Verständnis für den volkswirt
schaftlichen Vorteil der Normung ver
gleicht Garbotz amerikanische mit 
deutschen Zuständen. Aus dieser Ge
genüberstellung geht nicht nur der 
Nutzen einer Normung für die Volks
wirtschaft hervor, sondern auch die 
Tatsache, daß Amerika früher als wir 
auf die Notwendigkeit einer weitge
henden Vereinheitlichung in der In
dustrie hingewiesen wurde. Bei uns 
sind erst seit dem Kriege Verhältnisse 
entstanden (Massenbedarf bei hohen 
Arbeitslöhnen), die an amerikanische 
Zustände erinnern und zur Normung 
dringen, vor allem, da bei uns noch 
die allgemeine Rohstoffknappheit als 
wesentlicher Antrieb hinzukommt

ungs- und B i ldungswesen
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Z u n  Schlüsse werden kurz die Ge
fahren der Normung gestreift, die zu 
einer Hemmung der Entwicklung und 
Ausschaltung des freien Wettbewerbes 
führen kann, wenn sie nicht von einer 
weisen Organisation geleitet wird, die 
alle Vor- und Nachteile in breitester 
Oeffentlichkeit abw ägt 

Die Arbeit enthält ein ungemein

reiches Material, das übersichtlich und 
geschickt geordnet ist, jedoch vorwie
gend nur geschichtlichen Wert hat, da 
es in wesentlicher Hinsicht durch die 
Ereignisse überholt ist. Auch bleibt 
sie, wie jede Materialsammlung, 
an der Oberfläche, ohne in die Tiete 
zu dringen.

Ma n n i n g .

W irtschaftswissenschaft und -politiK.
lieber das Verhältnis der Volkswirt

schaftslehre zur Rechtswissenschaft und 
zur Politik. Von Professor Dr. Rudo l f  
K au lta . Berlin und Leipzig 1919, Dr. 
Walther Rothschild. 54 S. Preis 2,40 M.

Der Inhalt dieser Schrift ist durch 
den Untertitel »Ist die Volkswirtschafts
lehre eine selbständige Wissenschaft?« 
näher gekennzeichnet. Den Ausgangs
punkt bildet die erschütternde T a t 
sache, die von führenden Männern wie 
B a to ck i und B r e n t a n o  festgestellt 
worden ist, daß sowohl die Beamten
schaft als auch die Bevölkerung in des 
Deutschen Volkes Schicksalstunde die 
zur Bewältigung der ihnen gestellten 
Aufgaben nötige wirtschaftliche und 
soziale Schulung v e r m i s s e n  ließ. 
Ursache?: — Im Lehrgebäude der Na
tionalökonomie selbst ist noch alles 
streitig; der wissenschaftliche Betrieb 
in ihm ist infolge der Verquickung mit 
Parteipolitik und wirtschaftlichen Inter
essenkämpfen von Orund aus krank. 
Es herrscht ein Chaos darin sogar be
züglich der Grundfrage, worin Wesen 
und Ziel dieser Wissenschaft überhaupt 
bestehe.

Die Entstehung d e r»Volkswirtschafts
lehre« wird nun im 1. Abschnitt auf 
S. 7 bis 18 in knappen, aber unge
wöhnlich treffenden Sätzen dargestellt. 
Im Zeitalter der Scholastik und des 
theologisch begründeten »Naturrechts« 
spielt die Frage nach dem »justum 
pretium« eine große Rolle. Hieraus 
entwickeln sich die A n f ä n g e  einer 
Wirtschaftslehre, auf Grund deren 
die Obrigkeit regelnd in das Wirtschafts
leben eingreift. Von der geistlich
juristischen Wissenschaft trennt sich 
die rein weltliche R e c h t s w i s s e n 
s c h a f t  Damit werden rein materielle 
Zweckmißigkeitsgründe richtungge
bend für die Gesetzgebung und Ver

waltung, die indessen sehr bald mit 
den Bedürfnissen des Lebens in Wider
spruch geraten, so daß alles auf s e l b 
s t ä n d i g e  Untersuchungen des Wirt
schaftslebens drängte. So wurde die 
»Vo l k s wi r t s c h a f t s l e h r e «  e in ese lb 
s t ä n d i g e  Wissenschaft: Man suchte 
nach den »natürlichen Gesetzen« der 
Wirtschaft. Auf der Annahme solcher 
»natürlichen Gesetze« beruhte aber 
auch der damals aufkommende poli
tische Liberalismus. So wurde die 
Volkswirtschaftslehre zur S t ü t z e  de r  
Po 111 i k, bis bei der Entstehung der»exak
ten« Schule (C o m te  und T h ü n e n )  
die Vermischung von Wissenschaft und 
Politik als unwissenschaftlich verworfen 
wurde. Oegen die exakte Schule 
wieder wendet sich die g e s c h ic h t
l i che  Betrachtungsweise, welche die 
Volkswirtschaftslehre schließlich nach 
S c h m o l l e r  zu einer »großen m o 
r a l i s c h - p o l i t i s c h e n  Wissenschaft« 
macht. So widerstreiten einander noch 
gegenwärtig die Lehrmeinungen in der 
Volkswirtschaftslehre, und die Rechts
wissenschaft steht außerhalb.

Im 2. Abschnitt S. 18 bis 22 wird 
nun gezeigt, welchen w e s e n t l i c h e n  
Anteil die R e c h t s o r d n u n g  an der 
Gestaltung und dem Verlauf des Wirt
schaftslebens hat. Der Verfasser be
wegt sich hier in den Bahnen der 
S t a m m l e r  sehen Rechtsphilosophie. 
Auch decken sich hier seine Ausfüh
rungen mit der S o m b artseh en  Lehre, 
wonach ein nationalökonomischer Voll
begriff nicht denkbar ist ohne das 
»formale Substrat«, welches das gel
tende Recht, Gewohnheitsrechte usw. 
um faßt Nach Kaulla ist daher die 
Volkswirtschaftslehre eine »Lehr e  von  
d e n  w i r t s c h a f t l i c h e n  W i r k u n g e n  
d e r  R e c h t s o r d n u n g « .  Wenn diese 
Begriffsbestimmung für die Volkswirt
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schaftslehre als G a n z e s  auch zwei- 
fello» viel zu eng is t so gibt sie doch 
die unmittelbare Verknüpfung von 
Volkswirtschaft und Rechtsordnung 
treffend wieder. In den neueren Lehr- 
meinungen der Nationalökonomie wird 
das Bestehen dieser Verknüpfung all
gemein anerkannt

Der 3. Abschnitt §» 22 bis 26 behan
delt dann die Beziehungen der Volks
wirtschaftslehre zur P o l i t ik  und 
kommt auch hier zu dem Schluß un
trennbarer Verknüpfung: denn jede 
Rechtsordnung wurde und wird durch 
die »Pol i t ik« geschaffen. Wenn nun 
die Grenze von Volkswirtschaftslehre 
gegen Politik zwischen d i e l e x l a t a u n d  
l ex f e r e n d a  gelegtwird(S.24),sodeckt 
sich das mit der oben gegebenen Be
griffsbestimmung der Volkswirtschafts
lehre, die aber eben nur einen T e il 
der ganzen Volkswirtschaftslehre, näm
lich die iEmpirische Nationalökonomie« 
umfaßt. Es ist darin weder die > Theo
retische Nationalökonomie' enthalten, 
welche a l l g e m e i n  g ü l t i g e  Zusam
menhänge, d .h . für j e d e  Rechtsord
nung geltende, aufzusuchen hat, noch 
die j Praktische Nationalökonomie«, 
welche sich mit der praktiscaen Ge
staltung des Wirtschaftslebens nach 
bestimmten Zwecken befaßt1). Durch 
die so von Professor Kaulla gezogene 
Grenze wird die Volkswirtschaftslehre 
auf tine Tätigkeit post festum be
schränkt und ihr damit als Wissenschaft 
eine der wichtigsten Funktionen jeder 
Wissenschaft, nämlich F ü h r e r i n  der 
Menschheit zu sein, genommen. Ge
rade wir Techniker wissen, was wir 
der w i s s e n s c h a f t l i c h e n  Technik zu 
verdanken haben, die mit größtem Er
folg auf Grund »theoretisch« und » em
pirisch «gewonnener Erkennmisse > prak
tisch« gestaltend eingTeift, wo früher 
die traditionalistische Handhabung der 
Technik (Handwerk) nicht mehr vom 
Flecke kam.

Es genügt auch nicht, wenn Kaulla 
der = Praktischen Nationalökonomie« 
unter dem Namen ; Wirtschaftspolitik 
eine Sonderstellur g zuweist. Nach 
meiner Auffassung ist die begriffliche 
Grenze zwischen »Volkswirtschafts- 
lehre« und »Politik« durch die Unter-

Hier ist die Som bartsche Systematik der 
Nadona.Ökonomie zasnmde gele?:. weiche auf 
Grund ihrer begrifffichea Klarheit den Vorag vor 
der scnst üblichen Einisiijng .c *A1< gemeine* 
Kid , Spezielle* Sationaiökorcrnie verdient.

schiede in der M e t h o d e  gezogen, 
deren sich jede von bsid tn  bedient: 
In der »Volkswirtschaftslehre* e n t 
s c h e i d e t  die E i n s i c h t  in den ur
sächlichen Zusammenhang des Ge
schehens. Auf Grund d i e s e r  E i n 
sicht will die Praktische Nationalöko
nomie« planmäßig gestaltend auf be
stehende Rechtsordnungen einwirken. 
In der »Politik« e n t s c h e i d e t  dagegen 
die M a c h t  in der Form vcn Waffen
gewalt oder wirtschaftlicher Ueber- 
legenheit und gestaltet die Rechtsord
nung nach den n a h e l i e g e n d e n  
I n t e r e s s e n  des Stärkeren, die oft
mals mit der Frage nach der besten 
Form der Gesamrwirtschaft (Volkswirt
schaft oder Weltwirtschaft) in W ider
spruch stehen.

Wenn auf S. 24 unten gesagt wird, 
das Verhältnis von Volkswirtschafts
lehre zur Politik sei das von T h e o r i e  
zur P r a x i s ,  so kann dem nur inso
fern zugestimmt werden, als es s o  
s e i n  s o l l t e ,  indem die Politik als 
Verwalterin s t a a t l i c h e r  Mach m ittel 
das in der Volkswirtschaftslehre für 
richtig Erkannte praktisch durchzusetzen 
h a t Der h e u t e  bestehende Wider
spruch zwischen Politik und Volks
wirtschaftslehre ist ebenso wie der 
Umstand, daß der Gelehrte heute als 
solcher nichts gilt in der Politik 
(S. 25, Zeile 11), leicht aus der Tat
sache zu erklären, daß »Politik« heute 
gleichbedeu: end mit K 1 a s s e n-Politik is t 
Diese hat für o b j e k t i ve  Feststellungen 
einer Volksw irtschaftslehre keinen 
Raum, wi l l  auch gar kein Verständnis 
dafür haben. Es ist daher notwendig, 
die beiden Bedeutungen des Wortes 
»Politii« streng zu scheiden, und zwar

1) Politik=Staatskunst=Streben nach 
Besserung der Lebensbedingungen 
eines Volkes,

2) Politik =  Parteipolitik =  Streben 
nach Besserung der Lebensbedin
gungen einer Gruppe.

Die Volkswirtschaftslehre steht zu 1) 
im Verhältnis der Theorie zur Praxis, 
soweit tatsächlich w a h r e  »Staats
kunst« betrieben wird, von 2) dagegen 
wird die Volkswirtschaftslehre nur in
soweit von Fall zu Fall anerkannt, als 
sie geeignet ist, den Strebungen einer 
Sondergruppe zu dienen, und d a s  sollte 
die Wissenschaft in der Tat ablehnen. 
Diese Unterscheidung ist bei Kaulla 
eine offene Frage geblieben (S. 25), 
weil die Politik im Sinne vo« Staats
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kunst nicht in den Kreis der Betrach
tungen gezogen wurde. Dies unter
blieb i n s o f e r n  mit Recht, als ja unser 
Zeitalter des Parlamentarismus den 
Begriff Politik =  Staatskunst überhaupt 
nicht kennt.

Eine Untersuchung des Lehrbetriebes 
der R e c h t s w i s s e n s c h a f t  bildet den 
Inhalt des 4. Abschnittes (S. 26 bis 37). 
Das Ergebnis ist die Feststellung der 
Tatsache, daß Werturteile (Kritik der 
Wirkungen und der Zweckmäßigkeit 
von Gesetzen) im Strafrecht, Prozeß
recht und Aehnlichem ganz gebräuch
lich sind, ja sogar für notwendig ge
halten werden, im P r i v a t r e c h t  als 
Unterrichtsgegenstand dagegen durch
weg als außerhalb der Rechtswissen
schaft liegend v e r m i e d e n  werden. 
Zweck und Wirkungen des Privatrechts 
werden statt dessen in der Volkswirt
schaftslehre behandelt. Diese Tren
nung hat weittragende Folgen für Lehr
betrieb und Entwicklung der Rechts
wissenschaft gehabt. Der Jurist wird 
dadurch bei gesetzgeberischen Maß
nahmen auf wirtschaftlichem Gebiet 
zum Handlanger anderer; er darf nur 
ihren gesetzgeberischen Willen in die 
richtige Form bringen und die Ausfüh
rung später überwachen. Der Rechts
wissenschaft wird es unmöglich ge
macht, die Entwicklung eines g e 
s u n d e n ,  ohne Streit verlaufenden 
Re c h t s l e b e n s  zu f ö r d e r n .  Weil 
den Juristen die Kenntnis der wirt
schaftlichen W i r k u n g e n  der Gesetze 
fehlt, können sie niemals wirtschaft
liche Streitfragen im G e i s t e  des 
Rechtsbegriffes lösen (S. 36). Dadurch 
wird es erklärlich uiid berechtigt, daß 
Männer des praktischen Lebens — 
neuerdings namentlich die Techniker — 
gegen die vorzugsweise Verwendung 
von Juristen in der öffentlichen Ver
waltung Einspruch erheben. Die Er
ziehung der Juristen bedarf einer Er
gänzung; sie müssen nicht nur die Ge
setze kennen, sondern deren Z w e c k  
u nd  W i r k u n g  im Wirtschaftsleben 
beurteilen lernen. Dazu ist die Ver
bindung mit der Volkswirtschaftslehre 
unentbehrlich.

Umgekehrt bedarf auch der National
ökonom (5. Abschnitt S. 37 bis 47) der 
Kenntnis der Rechtsordnung, da diese 
den eigentlichen Kern der Volkswirt

schaftslehre« darstellt. Diese Verbin
dung ist auf einem Teilgebiet der 
Nationalökonomie, der F i n a n z  Wi s

s e n s c h a f t ,  von jeher üblich gewesen, 
da die Kenntnis der Steuergesetze und 
ihrer Wirkungen ihr Inhalt ist. Die 
S t e u e r ü b e r w ä l z u n g  ist Gegenstand 
eingehender systematischer Unter
suchungen und doch ist sie nur ein 
Sonderfall des Kostenüberwälzungs
problems überhaupt, das kaum ge
würdigt wird. Den Grund dieser ver
schiedenartigen Behandlung sieht 
Kaulla darin, daß noch heute die Vor
stellung weit verbreitet ist, das Getriebe 
des Wirtschaftslebens werde durch 
eigene, immanente Gesetze bestimmt, 
während die Steuergesetze von mensch
licher Willkür gemacht seien. Man ist 
sich nicht bew ußt, daß auch die 
Rechtsnormen, unter denen der freie 
Marktverkehr und die Preisgestaltung 
sich vollziehen, w i l l k ü r l i c h  so ge
staltet sind, wie sie sind, und sehr 
wohl von Staats wegen g e ä n d e r t  
werden können und dann auch a n d e r e  
Wirkungen haben. Auch alle Wert
theorien kranken daran, daß sie zu 
sehr am Objekt haften, während es 
eine R e c h t s h a n d l u n g  (Leistung, Dul
dung, Unterlassung) ist, für die ein 
Preis oder Entgelt bezahlt wird. Der 
Wert eines Hauses wird z. B. neben 
dem Sachwerte durchaus bestimmend 
beeinflußt durch den Zustand der ört
lichen Rechtsordnung (Eigentumsrecht, 
Abgabepflichten usw.).

Im Schlußabsatz 6 (S. 47 bi3 51)
wird dargetan, daß die Volkswirtschafts
lehre in ihren Teilgebieten für a l l e  Be
rufe von Bedeutung ist. Ueber den 
be r u f l i c h  n o t w e n d i g e n  Teil hin
aus sollte aber j e d e r  als S t a a t s 
b ü r g e r  nach einem h ö h e r e n  Ma ß  
v o l k s w i r t s c h a f t l i c h  er  Au s b i l d u n g  
s t r e be n .  Eine Ausgestaltung der 
V o l k s h o c h s c h u l e n  nach dieser Rich
tung, die es jedem Berufstätigen auch 
im vorgeschrittenen Alter noch er
möglicht, nachzuholen, wozu es ihm 
im Berufsstudium an Zeit gebrach, 
wäre ein geeignetes Mittel dazu.

Obgleich Kaulla der »Volkswirt
schaftslehre« hier eine Auslegung ge
geben hat, deren begrifflicher Umfang 
zweifellos zu eng ist, hat er doch 
das, was für unsere Zeit so beachtens
wert ist, nämlich die V e r ä n d e r b a r -  
ke i t  de s  W i r t s c h a f t s l e b e n s  mi t  
de r  R e c h t s o r d n u n g ,  mit einwand
freier Folgerichtigkeit klargelegt. Die 
Mitberücksichtigung des psychologi-'r 
sehen Faktors (»Wirtschaftsgesinnung )



kommt freilich im engen Rahmen 
dieser Schrift zu kurz. Im ganzen ist 
dieses Heft eine der seltenen Schriften, 
die auf gedrängtem Raum eine Fülle 
von Wissenstoff bringen und diesen von 
einem gut gewählten Ausgangspunkt 
ausgehend scheinbar spielend abrollen, 
den kritischen Blick dabei folgerecht 
auf ein und dasselbe Ziel gerichtet 
In dieser Zeit der Vielschreiberei, die 
sich auf dem Büchermarkt bemerkbar 
macht, ist es ein besonderer Oenuß, 
dieses Büchlein zu lesen. Es ist auch 
besonders gut für Ingenieure geeignet, 
die der »Nationalökonomie* ferner 
stehen und doch einmal erfahren 
möchten, was in diesem Wissensgebiet 
behandelt wird und wie es damit be
stellt ist.

W. A. Th. M ü l l e r - N e u h a u s .

J18 Industr ie  und Bergbau

Die Stammformen der vergleichenden 
Wirtschaftslehre. Von Prof. Dr. Joh.  
P l e n g e  (Plenge, Staatswissenschaft
liche Musterbücher, Bd. 1). Essen a. R. 
1919, G. D. Baedeker. Preis geh. 
5,30 M.

Die vergleichende Wirtschaftstheorie 
bei Karl Marz. Von Dr. B e r n h a r d  
O d e n  b r e i t  (Plenge, Staatswissen
schaftliche Beiträge, Heft 1) Essen a. R. 
1919. G. D. Baedeker. Preis 5,20 M. 

Die beiden Schriften sind so wesens

verwandt, daß sie zusammen betrachtet 
werden können, ln den staatswissen
schaftlichen Musterbüchern will P l e n g e  
aus den verschiedensten volkswirt
schaftlichen Werken aller Zeiten die
jenigen Teile bringen, die sich im 
Rahmen einer vergleichenden W irt
schaftstheorie verwenden lassen. Er 
beabsichtigt an Hand dieser Auszüge, 
insbesondere derjenigen des ersten 
Bandes der Sammlung, die bisher er
folgte Entwicklung und die Urformen, 
von denen sie ausgegangen ist, klar
zulegen. Der weitere Ausbau soll die 
Grundlage zu einer vergleichenden 
Wirtschaftstheorie bieten. Es ist nicht 
möglich, an Hand dieser Einführung 
das Arbeitsgebiet einer vergleichenden 
Wirtschaftstheorie zu übersehen, aber 
es besteht wohl kein Zweifel, daß eine 
solche von sehr großer Bedeutung ist 
und als willkommenes Mittel dienen 
muß, in der vorhandenen Vielfältigkeit 
der Theorie Klarheit zu schaffen.

Das Werk von O d e n b r e i t  unter
sucht die Marxschen Werke vom 
Standtpunkt der vergleichenden Theorie 
und sucht den Beweis zu führen, daß 
Marx, obgleich er eine Entwicklung 
und einen geschichtlichen W erdegang 
der Wirtschaftsformen darlegte, eine 
vergleichende Wirtschaftstheorie nicht 
anzuwenden vermochte.

Dr. E. C. R a ß b a c h .

Elek tr iz itä tsw ir tschaft

Industrie und Bergbau, EleKtrizitätswirtschaft.
Verschmelzung 

AEG—Felten & Guilleaume.
Der Beschluß des Aufsichtsrates der 

AEG, die Akt.-Ges. Felten & Guilleau- 
me-Carlswerk in der AEO aufgehen zu 
lassen, ist ein bedeutungsvoller weiterer 
Schritt auf dem Wege der Vertrustung 
der Elektrizitätsindustrie. Die AEG will 
im Einverständnis mit dem Aufsichts
rat deT Felten ft Guilleaume-Gesell
schaft den Rest des 60 Mill. M betra
genden Aktienkapitals dieser Gesell
schaft, von dem bereits 8 Mill. M 
in ihrem Besitz sind, in der 
Art gegen AEG-Aktien Umtauschen, 
daß drei AEG-Aktien gegen zwei 
Felten-Aktien eingetauscht werden. Der 
hierzu erforderliche Kapitalaufwand von 
rd. J5  Mill. M soll durch eine Erhöhung 
des Aktienkapitals der AEG bis zum

Betrage von 100A\jll. M gedeckt werden, 
wobei die die Summe von 75 Mill. M 
übersteigenden Beträge bis spätestens 
zum 31. Dezember 1920 nach Ermessen 
des Aufsichtsrates und des Vorstandes 
handelsgerichtlich einzutragen und zu 
verwerten sind. Hierdurch wächst das 
Aktienkapital der AEG auf 300 Mill. M 
an und die AEO wird der kapitalstärkste 
deutsche Industrie-Konzern; das Kapital 
von Fried. Krupp A.-G. beträgt nur 
250 Mill. M.

Im Jahre 1905 übernahm die Felten- 
Qesellschaft, die seit 1826 als offene 
Handelsgesellschaft besteht und in 
ihrem »Carlswerk« das größte Industrie
unternehmen Kölns darstellt, die Fabri
kationsbetriebe der Elektrizitäts - Akt.- 
Ges. vorm. W. Lahroeyer ft Co. in 
Frankfurt a. M., nachdem kurz zuvor



die AEO die Union-Elektrizitätsgesell- 
schaft übernommen und def Siemens- 
konzem die Siemens-Schuckert-Werke 
gebildet hatte. Die Vereinigung Felten 
& Guilleaume - Lahmeyerwerke erwies 
sich indessen nicht als vorteilhaft; an 
der im Jahre 1910 notwendig werden
den Neugestaltung beteiligte sich die 
AEO, indem sie das Frankfurter Lah- 
meyerwerk übernahm, das sie dann 
später auflöste. Sie erwarb damals zur 
Herstellung der Interessengemeinschaft 
16 Mill. M F. 8t G.-Aktien, von denen 
sie heute noch rd. 8 Mill. M im Besitz 
hat. Die Aktienmehrheit der Felten 6t 
Guilleaume-Lahmeyerwerke ging in den 
Besitz der Elektrobank in Zürich über, 
die der AEG-lnteressengemeinschaft 
angehört. Um sich für ihre Draht- und 
Kabelfabrikation das nötige Halbzeug 
an Eisen und Stahl zu beschaffen, hat 
sich die Felten-Gesellschaft im Jahre 
1912 an der Kommanditgesellschaft 
Jules Collart 6t Cie in Steinfort (Luxem
burg) beteiligt, die in die Akt.-Ges. 
Eisen- und Stahlwerke Steinfort um
gewandelt wurde. Durch den Kriegs
ausgang ist diese Beteiligung wieder 
verloren gegangen. Auf der damit aufs 
neue entstehenden Schwierigkeit in der 
Halbzeugbeschaffung dürften die Ge
rüchte über eine geplante Interessen
verbindung zwischen der AEG und 
Krupp fußen, in der Krupp das Halb
zeug für die Drahtfabrikation des Carls- 
werkes liefern würde.

Der Zusammenschluß zwischen der 
AEO und der Felten-Gesellschaft, über 
den Gerüchte bereits im Sommer 1918 
umliefen, ist nach Angaben der Ver
waltung der AEG jetzt veranlaßt durch 
das Interesse, das ausländische Gruppen 
für das Carlswerk in Köln-Mühlheim 
zeigen. Sie haben eine Sicherstellung 
der Versorgung mit Rohstoffen und 
Halbzeug in Aussicht gestellt, wenn 
ein Interesse durch Aktienbesitz her
gestellt werden kann. Bereits sind 
Aktienbeträge in das Ausland abge
flossen. Die Verhandlungen, so erklärt 
die Verwaltung, werden erleichtert, 
wenn ein starker deutscher Groß
aktionär vorhanden ist, der einerseits 
bindende Abmachungen über Aktien
beteiligungen übernehmen, anderseits 
dem ausländischen Einfluß das Qieich
gewicht halten kann. Wie weit die 
Veränderungen, die eine Verschmel
zung vqn Industrie-Unternehmungen 
solchen Umfanges im innerdeutschen

<_ Industr ie  und Bergbau,

Wirtschaftsleben mit sich bringt, in der 
unmittelbar und mittelbar beteiligten 
Industrie weitere Veränderungen aus- 
lösen werden, bleibt abzuwarten; daß 
gerade in der Elektrizitätsindustrie die 
Entwicklung noch nicht abgeschlossen 
ist, hat erst kürzlich die Bildung des 
Glühlampentrustes gezeigt, der unter 
der Führung der AEG durch deren 
Uebemahme der Glühlampenfabrika
tion der Auergesellschaft zustande ge
kommen ist und dem sich auch die 
Siemens 8i Halske-Akt.-Ges. ange
schlossen hat.

Anlagekosten und mutmaßliche Be
triebsergebnisse einer elektrischen Groß
wirtschaft in Württemberg. Von Bauin
spektor von d e r  Bur cha r d .  Stutt
gart 1919, K. Wittwer. 27 S. Preis 
2,90 M.

Der im württembergischen Elektro
technischen Verein von Oberinge
nieur B ü g g e l n  im November 1916 
gehaltene Vortrag über elektrische 
Großwirtschaft unter staatlicher Mit
wirkung in W ürttemberg1) gab erstmals 
der breiteren Oeffentlichkeit Gelegen
heit, auf dieses zuvor schon in Frank
furt für Preußen von K l i n g e n b e r g  
in seinem Vortrag auf der Jahresver
sammlung des Verbandes Deutscher 
Elektrotechniker mit größter Ausführ
lichkeit behandelte wichtige Thema 
näher einzugehen. Während die Büg- 
gelnschen Erörterungen sich jedoch mit 
technischen Einzelheiten noch nicht 
eingehend befaßten, sondern sich im 
wesentlichen auf allgemeine Organisa
tionsfragen beschränkten, deshalb auch 
von manchen Seiten starke Angriffe 
erfuhren, hat von d e r  Bu r c h a r d  die 
nicht mehr zur Ruhe gekommene Frage 
mehr von der technisch-wirtschaftlichen 
Seite behandelt und durch seine äußerst 
gewissenhafte und fleißige Arbeit, die 
auf Schritt und Tritt gründliche Fach
kenntnis und Vertrautheit mit den tat
sächlichen Verhältnissen beweist, einen 
festeren Boden für die weitere Ent
wicklung dieser für Württemberg be
deutsamen Angelegenheit geschaffen.

Die derzeitige Lage der öffentlichen 
Energieversorgung bedingt die Zu
sammenfassung aller Kräfte und Ver
meidung aller unnötigen Verlustquellen 
in materieller, finanzieller, persönlicher

') H  B ü g g e l n ,  Elektrische Oroflwirtschait 
unter staatlicher Mitwirkung in W ürttemberg 
Stuttgart 1917. Ausiug in E TZ  1917 S. 33.

Elektriz itä tsw irtschaft  3 t9
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und betriebstechnischer Hinsicht Zwar 
ist zu fragen, ob eine technisch-wirt
schaftliche Studie, die sich mit Ent
wicklungsfragen und mit mutmaßlichen 
Betriebsergebnissen befaßt, bei der 
großen Unsicherheit und Unklarheit 
der gegenwärtigen wirtschaftlichen und 
politischen Verhältnisse heute über
haupt einen Zweck haben kann. Da 
aber diese Untersuchungen für die wei
testen Kreise von Stadt und Land, für 
Behörden und Private von der allergröß
ten Bedeutung geworden sind und wohl 
iberhaupt nicht von einem Einzigen 
allein und auf einmal richtig gelöst 
werden können, so verdient jeder Ver
such, die Bausteine zu diesem umfang
reichen Gebäude zusammen zu bringen, 
dankbarste Beachtung.

Als ein weiterer wesentlicher Bau
stein ist ferner die vom Verfasser noch 
vermißte, vom Württembergischen Be
zirksverein deutscher Ingenieure nach 
einer intensiven, beinahe zweijährigen 
Beratung durch seine verschiedenen 
Ausschüsse ausgearbeitete Denkschrift 
erschienen1).

Es wird heute wohl kaum mehr be
stritten werden können, daß eine Zen
tralisierung der öffentlichen Elektrizi
tätsversorgung, und zwar sowohl der 
weitere Ausbau der bestehenden, wie 
auch die Errichtung ganz neuer An
lagen, nach gemeinschaftlichen Gesichts
punkten, die eine gegenseitige volks
wirtschaftliche und technische Unter
stützung ermöglichen und fördern, 
auch für W ürttemberg ratsam erscheint 
Das hat ja inzwischen auch in dem 
neuen Reichsgesetz über die Regelung 
der ElektrizitätsWirtschaft seinen Aus
druck gefunden.

Schon im Interesse der Dezentrali
sation der Großstädte und der Er
leichterung ihrer Wohnungsnot, ferner 
zur verbesserten Ansiedlung der arbei
tenden Bevölkerung auf dem freien 
Lande und zur Beschaffung von Ar
beitsmöglichkeit auch auf dem kleinsten 
Hofe, zur Unterstützung der Landwirt
schaft bei ihrer nach dem Kriege noch 
schlimmer als vorher gewordenen Leute- 
aot muß auch für die noch nicht ver
sorgten Landesteile, Gemeinden, O rt
schaften und Wohnstätten im allge
meinen Interesse die Möglichkeit des

^  D ie K ra ftv e rso rg unęr W fo tte m b erg s , D enk
schrift, bearbeitet du rch  den r o m  W Orttemberpi- 
ic h en  Id een ieu rvere in  beru fen en  K iaftau ssch u fi. 
Stattgart 1920. S t ih le  4 F ried ei.

Anschlusses an ein öffentliches Eaer- 
gieverteilungsnetz geschaffen werden, 
selbst wenn es sich um die von dem 
privaten Elektrizitätsuntemehmungeu 
gemiedenen Gegenden geringerer Ren
tabilität handelt. Nicht zuletzt ist hier 
auch eine wesentliche Unterstützung 
des Verkehrswesens durch Erschließung 
der noch vorhandenen natürlichen 
Energiequellen zu erhoffen

Einen von mehreren begehbaren 
W egen zu diesem Ziele gewiesen zu 
haben, ist das unbestreitbare Verdienst 
des Verfassers.

H e i n r i c h  T a a k s ,  Stuttgart

Ausbau der Kohlenförderung in Dentscfc- 
Oesterreich.

Deutsch-Oesterreichbesitztnurwenige 
Kohlenfelder von einiger Bedeutung: 
die Schächte der Alpinen Montange
sellschaft, der W olfsegg-Trauntaler 
Kohlenwerksgesellschaft in Oberöster
reich, die Lankowitzer, Zillingsdorfer, 
Grünbacher in Niederösterreich; wei
tere kleinere Schächte sind erst w äh
rend des Krieges in Betrieb genommen 
worden, haben aber keine erhebliche 
Förderziffer und auch keine nennens
werte Steigerungsfähigkeit. Dagegen 
galten schon vor dem Kriege die 
Oruben der Oraz-Köflacher Eisenbahn- 
und Bergbaugesellschaft in Zangtal, 
Rosental, Oberdorf, Pichting, Köflach 
und Steyregg als sehr erweiterungs
fähig; der Ausbau unterblieb, weil 
Kohlen billig aus Oberschlesien und 
Mährisch-Ostrau zu beschaffen waren. 
Diese Oruben sollen jetzt durch ein 
Konsortium, das sich in Wien unter 
Führung des auch an ungarischen Koh- 
lenuntem ehmungcn1) beteiligten Bank
mannes B i s t e g h i  gebildet hat, in 
großem Stile ausgebaut worden, wozm 
das gegenwärtig 15 Mill. Kr. betragende 
Aktienkapital der Gesellschaft minde
stens verdoppelt werden soll. Die 
Graz-Köflacher Kohle -ist nicht erst
klassig, kann aber bei der gegenwär
tigen Brennstoffnot zur Versorgung der 
Industrie und zur Verminderung des 
Raubbaues an H olz beitragen, wrenn 
auch die geplante Erhöhung der För
derung erst nach Durchführung des 
Ausbaues, d. h. in zwei bis drei Jahren, 
in die Erscheinung treten wird. (Prager 
T ag b la tt Nr #t> vom 11. April 1920.)

■) U n g arisch e  A llg em ein e  K o h le n g e se ll ic h j/ -  
iind T r ifa ile r  K o h len w e rtcsg e ie llsc h a ft .
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Handel und V erkehr, Geldwesen.
Deutsche Bank.

Die D eutsche B ank, das m ächtigste  
deu tsche  K red itin stitu t, konn te  am  9. 
April d. J. auf ein fü n fzig jäh riges Be
steh en  zurückblicken. Sie h a t aus d ie
sem  Anlaß eine  kurze D arste llu n g  ih rer 
G esch ich te  aus d e r F ed er ihres le iten 
den A rch ivars, D r. M a x  F u c h s ,  v er
ö ffen tlich t die v o rläu fig  an die Stelle 
e iner g ep lan ten  um fangre ichen  D enk
sch rift tr it t ,  a b e r im m erhin  in g ro ß en  
Z ü g en  den  E n tw ick lu n g sg an g  dieses 
mit d e r  deu tsch en  V o lksw irtschaft und 
nam entlich  ih rer B e tä tig u n g  im A us
lande unauflöslich  verbundenen  Insti
tu te s  auf das deu tlich s te  w idersp iege lt. 
V o rw eg  seien e in ige  w ichtige  s ta tis ti
sche A n gaben  gem ach t, die schon rein 
äußerlich  ein Bild von d e r g ig a n ti
schen E n tw ick lung  des U n ternehm ens 
geben , das 1870 m it einem  K apital 
von 15 Mill. M o d er, w ie es dam als 
hieß, 5 Mill. T a le rn  ins Leben tra t, 
von denen  u rsp rü n g lich  n u r 40 vH 
eingezah lt w aren . D ieses K apital w u r
de 1871 au f 30, 1872/73 auf 45 Mill. 
M ark e rh ö h t, w uchs in den  Jah ren  
1881/82 au f 60 und 1888/89 auf 75 
Mill. Mi an , ym E nde 1895 eine H öhe 
von 100 Mill. M zu erre ichen . W ei
tere  E rh ö h u n g en  fanden  1897 auf 150, 
1902 au f 160, 1904 auf 180, 1906 
auf 200, 1914 auf 250 und  1917 ,guf 
275 Mill. M s ta tt. D ie K ap ita lerhöhun
gen w aren , ab g eseh en  von d e r N o t
w endigkeit, dem  im m er ries ig e r sich 
ausdehnenden  G esch äft und d e r  A us
bre itung  des F ilia lnetzes neue M ittel 
zuzuführen, v o r allem  durch  den im 
B ankgew erbe nam entlich  se it den 
neunziger Jah ren  e insetzenden  K onzen
tra tions- und F usionsp rozeß  bed ing t. 
So h a t die D eutsche Bank u. a. 1897 
eine In te ressen g em ein sch aft m it d e r 
B ergisch-M ärkischen B ank  u n d  dem  
Schlesischen B ank-V erein  gesch lossen , 
nachdem  sie schon A nfang  d e r  s ieb 
ziger Jah re  bei dem  bek an n ten  W irt
schaftskrach m ehrere  h a r t  b e tro ffen e  
Berliner B anken in sich au fg en o m 
men h a tte . K urz v o r dem  K riege und 
w ährend  se in er D au er w urde  die voll
ständ ige  V erschm elzung  m it d e r  B er
g isch-M ärkischen Bank, dem  Schlesi
schen B ank-V erein und d e r  N o rd d e u t
schen K red itan sta lt vollzogen.

Zu dem  K apital von 275 Mill. M 
tre ten  h eu te  noch 230 Mill. M R ück

lagen , die in langer, v ie ljäh riger A r
be it g eschaffen  sind  und teils den 
jährlichen  E rträg n issen , te ils  dem  
A giogew inn bei K apita lerhöhungen  
und Fusionen ih r D asein verdanken. 
M it einem  w erbenden  K apital von 505 
Mill. M erzielte  die D eutsche Bank 
im Jah re  1918 einen U m satz  von 
242,95 M illiarden M g eg en ü b e r einem  
U m satz  von 239,34 Mill. M  im G rü n 
d u n g sjah re . Ih r  U m satz  h a t sich m it
hin in den 50 Jah ren  m ehr als v e r
tau sen d fach t. Die g ew altig sten  U m 
sa tzs te ig eru n g en  fallen v o r allem  in 
das le tz te  Jah rzehn t. 1880 w ar ein 
U m satz  von 10,48 M illiarden, 1890 
von 28,30 M illiarden, 1900 von 49,77 
M illiarden u n d  1910 von 112,10 M illi
arden  M  zu verzeichnen. Die Jah re  
vo r dem  W eltk rieg  und die E ntw ick
lung  w ährend  des K rieges b rach ten  
zeitw eilig  einen R ückschlag. In den 
letz ten  Jah ren  ist jedoch eine a u ß er
orden tliche  U m sa tzs te ig eru n g  gefo lg t, 
die im Jah re  1919, dessen  E rgebnis 
zurzeit noch n ich t bek an n t ist, wohl 
alles b ish e r D agew esene  in den Schat
ten  stellen  d ü rfte . D er Passivkredit 
de r D eutschen Bank, d e r  E nde 1870 
aus 2,35 Mill. M G läub igern  in lau
fen d er R echnung  und 2,46 Mill. M 
A kzepten b estan d , w a r 1880 auf 63,94 
bezw . 45,83, 1890 auf 203,25 bezw. 
101,07, 1900 auf 531,17 bezw. 141,13, 
1910 auf 1534,64 bezw. 260,71 Mill. 
M ark  an gew acnsen . 1918 w ar ein P as
sivkred it von 6740,20 bezw . 38,91 Mill. 
M ark vo rhanden  o der rund 6 3/ i  Milli
ard en  M. D as A kzeptkönto , das in 
dem  Jah re  1912 m it 312,25 Mill. M 
seinen höchsten  S tand e rre ich t h a tte , 
ist d e r g rö ß e ren  S icherheit w egen auf 
einen S tand  h e rab g ed rü ck t w orden, 
den es kaum  w ährend  d e r siebziger 
Ja h re  g eh ab t h a tte ;  d ie  gew 'altige S te i
g e ru n g  de r G läu b ig er in laufender 
R echnung  d agegen  ist vo r allem  den 
im m er m ehr anschw ellenden D ep o siten 
ge ld e rn  zuzuschreiben, die m ittels zahl
re icher Filialen und  N iederlassungen  
sow ie e ines riesigen  N etzes von Depo- 
siienkassen  aus den  kleinen und  k lein
sten  K anälen au fg eso g en  um rden. U n
te r  den Filialen sind zu nennen die 
von B rem en und H am b u rg , von Lon
don, die N iederlassungen  in den sü d 
am erikan ischen  S taaten , die ab er sp ä 
te r  auf die D eutsch - U eberseeische
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Bank ü b e rg e le ite t w urden . Die F i
lialen int fe rn en  O sten , Y okoham a und  
S han g h a i, m uß ten  a u fg e lö s t w erden , 
b lieben indessen  durch  B ete ilig u n g  an 
d e r  E rrich tu n g  d e r  D eu tsch -A siati
schen B ank auf e ine  an d ere  W eise  
fü r die D eu tsche  B ank w ich tig . V on 
eu ro p äisch en  F ilialen s ind  w eiterh in  
d ie  N ied erlassu n g en  in F ran k fu rt 
(1886), in M ünchen  (1892), in B rüssel 
(1909), in K o n stan tin o p e l (1909) und  
endlich in Sofia (w äh ren d  des K rie
g es) zu e rw äh n en , ab g eseh en  von Fi
lialen und  Z w eigste llen  ln N ü rn b e rg , 
A u g sb u rg , W iesb ad en , Leipzig, D re s
den, C hem nitz  u. a. V on den  durch  
d a u ern d e  B ete iligung  zum  K onzern  
d e r D eu tschen  B ank g e h ö ren d e n  B ank
in stitu ten  d e r  P ro v in z  seien  u. a. fo l
g en d e  g e n a n n t:  D eu tsche  V ereinsbank  
F ran k fu rt a. M ., E sse n e r  K red itan 
s ta lt, H an n o v ersch e  Bank, M ecklen
burg isch e  H ypo th ek en - u n d  W ech se l
bank , N ied erlau sitzer B ank, O ldenbur- 
g ische  S par- und  L eihbank, P fälzische 
Bank, P riv a tb an k  G o th a , R heinische 
C red itb an k , W ü rttem b e rg isch e  V e r
e insbank .

D em  riesigen  P ass iv k red it steh en  
ebenso  a b e r  auch m ächtige  A ktivzif
fern  g e g en ü b e r. So e n tsp ric h t einem  
S tan d e  d e r  g ed eck ten  S ch u ld n er in 
lau fen d er R echnung  einschließlich  V o r
schüssen  au f W aren  von  3,23 und  d e r 
u n g edeck ten  S ch u ld n er von  2,16 Mill. 
M im Ja h re  1870 ein  S tan d  von 
115,16 bezw . 34,06 im Ja h re  1890, 
von 244,55 bezw . 71,80 im Ja h re  1900, 
617,56 bezw . 165,68 im Ja h re  1910 und 
880,21 bezw . 182,50 Mill. M  im Ja h re  
1918, w ä h ren d  die ü b rig en  A ktiven, 
w ie K asse, B ank g u th ab en , W ech 
sel, R eports , S cha tzan w eisu n g en  und 
W ertp ap ie re , d e ren  H ö h e  1870 5,68 
Mill. M b e tra g e n  h a tte , 1880 auf 85,89, 
1890 a u f  234,76, 1900 auf 486,15, 1910 
auf 1235,85 und  1918 au f 6234,49 Mill. 
M ark  h e rau fg e g an g e n  w aren . B em er
k en sw ert Ist an  den  e rw äh n te n  Z if
fe rn , d a ß  die g ew altig e  B ew egung  g e 
rad e  'in  den  letz ten  11/ 3 Ja h rze h n 
ten  liegt.

Die D eu tsche  Bank w ar u rsp rü n g 
lich zur F ö rd e ru n g  und A usdehnung  
d e r deu tsch en  ü b ersee isch en  B eziehun
gen g e g rü n d e t  w o rden , vornehm lich , 
um die durch  den  d irek ten  ü b e rsee i
schen W are n v e rk e h r b e d in g ten  G e ld 
g esch äfte  zu v e rm itte ln  und den  d e u t
schen H andels- und  In d u strie s tan d  in

d iese r B eziehung  u n a b h än g ig  von 
F ran k reich  und E n g lan d  zu m achen. 
Sie h a t in E rfü llu n g  d ie se r  A u fg ab e , 
w ie e rw äh n t, b e re its  A n fan g  d e r  s ieb 
z ig e r Ja h re  F ilialen in B rem en und  
H a m b u rg  ins L eben g e ru fe n , im fe r 
nen O sten  Z w eig ste llen  g e g rü n d e t, im 
H erzen  d es b ritisch en  W eltre ich s  sich 
n ied erg e lassen  und schon  A n fan g  d e r 
s ieb z ig er Ja h re  in den  La P la ta -S taa ten  
festen  Fuß  g e fa ß t. Ih re  ries ig en  E r 
fo lg e  sin d  a b e r  v o r allem  auch durch 
die P fle g e  des i n l ä n d i s c h e n  B ank
g esch äfts  b e d in g t g ew esen . M it dem  
D ep o siten k assen g esch äft b eg an n  die 
B ank b e re i ts  in ih rem  G rü n d u n g s ja h r. 
M it d e r  E in fü h ru n g  des Schecks als 
Z ah lu n g sm itte l is t  sie b ah n b rech en d  
den  ü b rig e n  d eu tsch en  K re d itin s titu 
ten  v o ra n g eg a n g en . Ih re  H au p te rfo l- 

e a b e r  erzielte  sie im in te rn a tio n a len  
in an z ie ru n g sg esch ä ft, in d e r  S an ie

ru n g  von S taa tssch u ld en  in A rg en tin i
en, P o rtu g a l, G riech en lan d , Ita lien  und 
d e r  T ü rk e i, in d e r  R e o rg an isa tio n  von 
am erik an isch en  E isen b ah n en  (N o rth 
ern  Pacific  - B ahn). E in  b eso n d e re s 
R u h m esb la tt a b e r  b ilden  fü r  d ie D eu t
sche Bank die tü rk isch en  G esch äfte , 
d e r  A u sb au  des V e rk eh rsw e se n s  in  d e r 
eu ro p äisch en  und  a sia tisch en  T ürkei 
(O rien tb ah n , M azedon ische  B ahn, Ana- 
to lische  E isen b ah n  u n d  B agdad b ah n  
sow ie  H afen g e se llsch a ft H a id a r  P a 
scha), m it d en en  g le ich ze itig  e ine  A uf
sch ließ u n g  d e r  asia tisch -tü rk isch en  
V o lk sw irtsch a ft (B ew ässe ru n g san lag en  
in d e r  K on ia-E bene  und  B aum w ollan 
bau) H a n d  in H a n d  g in g .

In d e r  h e i m i s c h e n  I n d u s t r i e  
h a t  sich d ie  D eu tsch e  B ank vom  
G rü n d u n g sg e sc h ä f t  fe rn g e h a lte n , w as 
a b e r n ich t aussch lo ß , d aß  sie sich an 
w ich tigen  T ran sak tio n e n  h e rv o rra g e n d  
m it b e te ilig t h a t. H ie r ist d ie U m 
fo rm u n g  d e r  D eu tschen  E dison- 
g e se llsch aft fü r  a n g ew a n d te  E lek tri
z itä t in d ie  A llgem eine  E lek triz i
tä ts -G ese llsch a ft zu n en n en , eine B e
te ilig u n g , d ie ind essen  s p ä te r  au fg e
geb en  w u rd e , um  d ie  g ro ß e , w ichtige  
A u fgabe  d e r  U m w an d lu n g  d e r  F irm a 
S iem ens & H a lsk e  in die F orm  d er 
A k tien g ese llsch aft zu ü b e rn eh m en . Aus 
dem  Z u sam m en w irk en  m it d e r  Firm a 
Siem ens & H a lsk e  ist 1897 die G e 
se llsch aft f ü r  E lek trisch e  H och- und 
U n te rg ru n d b a h n e n  ins L eben g e tre te n , 
w om it w ied eru m  d ie  E rr ic h tu n g  e in e r 
R eihe von T e rra in g e se llsch a fte n  zur



E rsch ließ u n g  neuen  B aulandes an d e r 
P e rip h erie  d es B erliner W eichbildes 

eg eb en  w ar. E s h a n d e lt sich h ier 
aup tsäch lich  um  d ie  N eue W esten d - 

A ktiengese llschaft, d ie  B odengesell
sch a ft am  H o ch b ah n h o f S chönhauser 
Allee und  um die T cm p elh o fe r Feld- 
A kt.-G es.

E ine h e rv o rra g e n d e  Rolle sp ielte  
d ie D eu tsche  Bank fe rn e r im M an n es
m ann-K onzern . Die M an n esm an n rö h 
ren w erk e  w u rd en  1890 m it einem  K a
p ita l v o n  35 Mill. M b e g rü n d e t und 
b esitzen  h e u te  86 Mill. Mi, zu denen 
noch 30 Mill. M O b lig a tio n en  tre ten . 
D as W echselvolle Schicksal d e r M an
nesm an n w erk e  ha t d ie  D eutsche Bank 
g e tre u  b e g le ite t, und  de ren  tech 
nische u n d  finanzielle  R ekonstruk tion  
g e h ö rt m it zu ihren  b ed eu ten d sten  
und sch a rfs in n ig s ten  L eistungen. Ein 
G leiches g ilt auch  fü r die B eteiligung 
d e r D eu tschen  Bank an d e r rum än i
schen P e tro leu m in d u s tr ie , d ie m it der 
R ek o nstruk tion  d e r  S teaua  R om ana 
b eg an n  u n d  d ieses U n ternehm en  im 
V erein m it an d eren  deu tschen  und 
österre ich ischen  B anken d e rm aßen  fö r
d e rte , d a ß  es h eu te  ein K apital von 
100 M ill. Lei b e s itz t und als b ed eu 
ten d s te s  E rd ö lu n te rn eh m en  in R um ä
nien an g esp ro ch en  w erden  m uß. Die 
E igen tüm lichkeit des P e tro leu m g e
schäfts b ra ch te  es ab er m it sich, daß  
die D eu tsche  B ank w eit ü b e r  ihre 
B eteiligung  am  rum än ischen  P e tro le 
u m geschäft sich an  E rdö lgese llschaf
ten  in G aliz ien , D eu tsch land  und Polen 
b e te ilig te , v o r allem  auch m it dem 
b e d eu ten d s ten  russichen  P e tro leu m 
p ro d u zen ten  (N obel) ihr E rd ö lh an d els
g esch äft au f eine  in te rn a tio n ale  G ru n d 
lage s te llte  und im In tere sse  d e r  
deu tschen  V o lk sw irtsch aft ein gew ich 
tig e r M itb ew erb e r d e r S tan d ard  Oil 
Co. g ew o rd en  ist. An die E rd ö lu n te r
nehm ungen  k nüpfen  u n m itte lb a r die 
E rd g asu n te rn eh m u n g en  in S ieb en b ü r
gen  an, sow ie die B egrü n d u n g  d er 
D o n ausch iffah rtsgese llschaft des Bay
rischen Lloyd, d e r  fü r  d ie F ö rd e ru n g  
des d eu tsch en  W irtsch afts leb en s w äh
rend  des K rieges von g ro ß e r  B edeu
tu n g  w urde . Auch an den  S ticksto ff
prob lem en  h a t die D eutsche Bank sich 
dadurch  b e te ilig t, daß  schon 1908 un
te r  ih re r F ü h ru n g  d ie B ayerischen 
S tidkstoffw erke ins Leben geru fen  
w u rden , d ie  bekann tlich  w ährend  des 
K rieges im R eg ie ru n g sau fträg e  den

Bau d e r 'g ro ß e n  R eichsw erke ausge
fü h rt  haben. N icht zule tzt sollen noch 
die g ro ß e n  U n te rn eh m u n g en  d e r  »M it
ropa« (M itte leuropäischen  Schlafw a
gen- u n d  Speisew agen-A .-G .) und die 
B eteiligung  in d e r F ilm industrie  (Uni- 
versum -Film -A .-G .) w ährend  des K rie
g es und nach dem  K riege e rw äh n t 
w erden.

Die D eutsche Bank, an deren  A us
bau  M änner wie G e o r g  v. S i e 
m e n s ,  H e r m a n n  W a l l  i c h ,  R u 
d o l f  v. K o c h ,  M a x  S t e i n t h a l ,  
A r t h u r  v. G w i n n e r ,  L u d w i g  
R o l a n d -  L ü c k e ,  K a r l  K l ö n n e ,  
P a u l  M a n k i e w i t z  und G u s t a v  
S c h r ö t e r  an h e rv o rra g e n d er Stelle 
neben einem  u nabsehbaren  H e er aus
geze ich n e te r Spezialfachleute auf w irt
schaftlichem  G ebiet g e a rb e ite t haben , 
hat w ährend  des K rieges nicht nur 
die F eu erp ro b e  ih rer e igenen  inneren 
F un d ie ru n g  bestanden , sondern  hat an 
sich die e rstaun liche finanzielle K raft 
und w irtschaftliche W id erstan d sfäh ig 
ke it D eutsch lands im K riege m it e n t
hüllt. D er unglückliche A usgang  des 
K rieges h a t das erste  deutsche F i
n an zin stitu t zahlreiche F rüch te  nicht 
pflücken lassen, d ie in jah rzehn te lan 
g e r, u n e n tw eg te r  A rbeit h e ran g ereift 
w aren . D ies g ilt vo r allem von den 
tü rk ischen  und rum änischen U n te rn eh 
m ungen. D urch den Friedenschluß 
ist D eutsch land  vorläufig  von der 
W eltw irtsch aft ausgeschlossen. Es 
w ird  auf seine eigene W irtschaft g e 
stellt. An dem  W ied erau fb au  d e r d eu t
schen V olksarbeit m itzuarbeiten , den 
w irtschaftlichen  N ied erg an g  und seitse 
bis zur S e lb stv ern ich tu n g  gehenden 
G efah ren  aufzuhalten  und  in m ühe
v o lls te r A rbeit ihn zu überw inden  und 
sich und die deu tsche  V olksw irtschaft 
zu glücklicheren w irtschaftlichen Z u
ständen  h indurchzukäm pfen, das wird 
die v o rn eh m ste  A ufgabe des g roßen  
W eltin s titu tes  sein, w enn es im zw ei
ten  H a lb jah rh u n d ert seine b isherigen 
sto lzen  U eberliefe rungen  au frech t e r
h a lten  will. m.

Die Bilanzen der privaten und öffent
lichen Unternehmungen. Von R. Pas -  
sow. Band 1. 2. Aufl. Leipzig und
Berlin 1918, B. G. Teubner. 304 S. 
Preis geh. 11,40 M, geb. 13,00 M.

Die erste, im Jahre 1910 erschienene 
Auflage dieses Werkes behandelte nur 
die Bilanzen der privaten Unterneh
mungen, die zweite Auflage beschäftigt
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sich auch  m it den  B ilanzen  d e r  ö ffen t
lichen U n te rn eh m u n g en . A llerd ings 
b rin g t d e r  b ish e r e rsch ien en e  e rste  
B and d e r zw eiten  A uflage v o re rs t nur, 
w as  von  d iesen  B ilanzen  im  a llg e 
m einen  g ilt;  d ie B eso n d e rh e iten  sind 
dem  zw eiten  B ande V orbehalten . — W ill 
das W erk  auch in  e rs te r  L inie eine 
w issenschaftliche , sy stem atische  L ehre 
d es B ilanzw esens g eb en , so  is t es d a r
um  für d en  P rak tik e r n ich t w en ig er 
w ertvo ll, d a  es viel tatsäch liches M a
teria l be ib rin g t, in sb eso n d e re  au ch  auf 
m anche  sch w ie rig e  F rag en  e in geh t, 
w elche d ie  S teu erg e se tz g e b u n g  der 
letz ten  Jah re  au fg ew o rfen  h a t (z. B.
S. 30 u. f.); d en n  bekann tlich  finden  
sich aüf d iesem  G eb ie te  n u r n och  Leute 
zu rech t, w elche e in  e ig en es S tud ium  
d a rau s  g em ach t h a b e n , zum al viele 
d eu tsch e  S taa ten  in ih ren  E in k o m m en 
s teu erg ese tzen  d ie  B eu rte ilu n g  d e r 
B ilanz b eso n d e rs  g e reg e lt h aben .

D as Buch ist in d e r  W eise  g eg lied ert, 
d a ß  in d rei K apite ln  Begriff u n d  B e
d eu tu n g  d e r B ilanz, d ie  a llg em ein en  
gese tz lichen  V orschrifen  u n d  d ie  a llg e 
m einen  G ru n d lag en  d e r  B ilanz b e h a n 
d e lt w e rd en  (S. 1—63); d re i w e ite re  
K apitel g e lten  d en  A ktiven, in sb eso n 
dere  ih re r B ew ertu n g  in d e r P rax is  
u n d  d en  A b sch re ib u n g en  (S. 64—246); 
das s ieb en te  K apitel sp rich t ü b e r  d ie 
Schu lden  (S. 247—260), das ach te  ü b e r 
d a s R einverm ögen , zum al ü b e r  d ie  so 
vielem  M iß v erstän d n is a u sg e se tz te n  
R eserven  (S. 261—271); e in  n eu n te s  
K apitel e rö rte rt d ie  F rag e , inw iefern  
d ie  B ilanz eine v o lls tän d ig e  U eb ers ich t 
ü b e r  die V erm ö g en slag e  g ib t (S. 272 
b is 293), u n d  ein  Sch lußkapitel b rin g t 
a llg em ein e  kritische B em erkungen  ü b e r 
d ie  B ilanzprax is u nd  em pfieh lt an d ere  
gesetz liche V orschriften  für d ie  A uf
s te llu n g  von  B ilanzen.

D as d u rch w eg  g u t du rch d ach te  W erk  
im  e inzelnen  kritisie ren , h ieß e  ein 
zw eites  Buch ü b e r B ilanzen sc h re ib e n ; 
w en n  ich sag en  soll, w as ich an  dem  
W erk  h aup tsäch lich  v erm isse , so  ist es 
e ine  E rö rte ru n g  d e r  F ra g e : W elchen  
E influß  ha t d ie  W ertän d e ru n g  d e r 
G e ld e in h e it M ark auf die A ufste llung  
d e r  B ilanz? D iese  F rage  ist b e so n d e rs  
w ich tig  bei d e r B ew ertu n g  von A n
lag ew erten  u n d  bei dem  V erg leich  d e r 
Aktiva m it dem  u rsp rü n g lich en  R ein
v erm ögen , dem  festen  G ru n d k ap ita l, 
zum al d e r H and elsg ese llsch aften . D ie
se s  G ru n d k ap ita l b e d eu te te  G o ld m ark ;

d ü rfen  o d e r so llen  d ie  O b jek te , w e lch e  
a ls Aktiva d am it v e rg lichen  w e rd en , 
um  G ew in n  o d e r  V erlu st fe stzu s te llen , 
in G o ld m ark  o d e r  in  P a p ie rm ark  b e 
w e rte t w e rd e n ?  D ie P ra x is  m u ß  sich 
se it B eg inn  d es K rieges m it d iesen  
F ra g e n  ab fin d en , so  g u t s ie  k a n n ; sie  
fin d e t ih ren  W eg  d ab ei, w ie  sie  ihn  in 
B ilanzfragen  fast ste ts  h a t fin d en  
m ü sse n , m e h r  durch  rich tig en  Instink t 
g e le ite t als d u rch  k la re , b e w u ß te  
U e b erleg u n g . A b er es w ä re  Z eit, d a ß  
d ie  W issen sch aft an finge , ih r dabei 
e tw as  beh ilflich  zu se in . D ie  G efah r, 
m it d en  S te u e rb e h ö rd en  u n d  d e r  R echt
sp re ch u n g  in K onflikt zu g e ra ten , 
w äch s t m it d e r  E n tw e rtu n g  d es G e ld es . 
V ielle ich t fin d e t d iese  A n re g u n g  in d em  
noch a u ss te h en d e n  zw eiten  B an d e  B e
rücksich tigung .

N ach  dem  V o rg an g  E h r e n b e r g s  
un d  R.  F i s c h e r s  m ein t P a sso w  (S 8), 
d ie  B ilanz ze ige  lin k sse itig  d ie  V er
w e n d u n g  d e s  G esch äftsk ap ita ls, re ch ts
se itig  se ine  B eschaffung , u n d  sc h läg t 
d e m g e m äß  als U eb ersch riften  v o r: V er
m ö g en sb es ta n d te ile  u n d  K ap ita lquellen . 
D er e rs te  N am e lä ß t sich  h ö re n , o b 
schon  u n te r  V e rm ö g en  v ielfach  n ich t 
n u r  A k tivverm ögen , so n d e rn  au ch  d ie 
Schu lden  v e rs tan d en  w e r d e n , d iese  
a b e r  au f d ie  rech te  Seite  g e h ö ren . D e r 
N am e K ap ita lquellen  a b e r sp rich t g a r  
n ich t an. W ill m an  au ch  bei A k tien 
g ese llschaften  das G ru n d k ap ita l und 
d ie  R eserven  als e ig en es K apita l g e lten  
la ssen  im  G e g en sa tz  zu Schu lden  als 
frem des, g e lieh en es  K apita l, so  sind  
doch  d ie  Q u e llen  des G ru n d k ap ita ls  
u n d  des A ufg e ld es b e i A k tien au sg ab e  
ü b e r  pari d ie  E in zah lu n g en  d e r  A k tio 
n äre , d ie  Q u e llen  d es so n s tig e n  R ein
v erm ö g en s  (R ese rv en  o d e r  Z u sa tz 
kap ita l) a b e r  E rw erb  u n d  E rsp a rn is se  
d e r  G ese llsch aft, d e s  U n te rn eh m en s  
se lb st. D ie Q u e llen  d es e inheitlichen  
g ese tz lich en  R ese rv efo n d s, in w e lch en  
.sow ohl A ufgeld  d e r  A k tio n äre  w ie  
R ücklagen a u s  dem  G e w in n  fließ en , 
sind  a lso , w e n n  au ch  e ig en es  K apital, 
doch  ganz  v e rsch ied en en  U rsp ru n g s.

P a sso w  b rin g t S. 26 d ie  E n tsch e i
d u n g  d es R e ich sg erich ts in  S trafsachen  
Bd. 41 S. 47, w o nach  d e r  E inzelkauf
m an n  auf G ru n d  § 39 H .G .B . in se in e  
B ilanz se in  P riv ^ tv e rm ö g en  au fzu 
n e h m e n  h a t, s te llt a b e r  fest, d a ß  in 
d e r  P ra x is  fast d u rc h w eg  d a s  G e g e n 
teil gesch ieh t, u n d  em p fieh lt m it R echt, 
das G ese tz  d iese r  P rax is  g e m ä ß  zu
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ä n d ern . H ierzu  b esteh t nach E rlaß  
d e s  B e tiieb srä teg ese tze s vom  9. F eb ru ar 
1920 u m so m eh r A n laß , a ls die Bilanz 
dem  B etrieb sau ssch u ß  v o rzu legen  ist.

M it se in e r A n sich t, d a ß  d e r T eil
h ab er e in e r offenen H an d elsg ese llsch aft 
u n d  d e r persön lich  h aftende  G ese ll
schafter e in e r K om m and itgesellschaft 
n eb en  d e r  B ilanz fü r die G ese llschaft 
e ine  Bilanz für se in  P riv a tv e rm ö g en  
zu  m achen  h ä tte , en tfe rn t sich P asso w  
von d e r R ech tsp rech u n g  des R eichs
g erich ts (S trafs. Bd. 29 S. 348), d er 
P rax is u n d  d e r  ü b e rw ieg en d en  Literatur. 
H ier darf m an  sich geg en  P asso w  
tro tz  d e r e n tg eg en g ese tz ten  B estim 
m ung  in § 10 d e s^ fa m b u rg is c h e n  E in 
k o m m en steu erg ese tzes vom  9. Ja n u a r 
1914 au f ein  fe s ts teh en d es  G ew o h n 
he itsrech t b ezieh en , zum al schon bei 
d e r B e ra tu n g  eines a llgem einen  D eu t
schen H an d e lsg ese tzb u ch es  ein  A ntrag , 
die gegen te ilig e  V erp flich tung  g ese tz 
lich fe stzu leg en , zu rückgezogen  w o r
den  ist.

Zu de r F rag e , ob  fü r die B esteu e
rung  von L andw irten  die B erechnung  
des G eschäftsgew innes auf G rund  von 
B ilanzen g e s ta tte t o d e r g a r v o rge
schrieben w erd en  solle, n im m t P asso w  
leider keine S te llung , obsch o n  e r die 
se itens d e r P re u ß isc h en  L andesöko
nom iekolleg ien  d afü r u n d  die se itens 
d e r P reu ß isch en  R eg ierung  d afü r und  
d aw ider g e lten d  g em ach ten  G rü n d e  
e ingehend  m itteilt. A uch w ü rd e  ich 
gern  g eseh en  h aben , w en n  P a sso w  zu 
dem  V orsch lag  des p reu ß isch en  G e 
se llsch a ftssteu e r-G ese tzen tw u rfs  vom  
Jahre 1908 — u n d  zw ar befü rw o rten d  
— S te llung  g en o m m en  h ä tte , d er e in 
fach d en  b ilan zm äß ig en , von den  zu 
ständ igen  G ese llsch aftso rg an en  g e n e h 
m igten Jah resab sch lu ß  d e r S teu er zu 
grunde legen  w ollte . L eider ist der 
Entw urf von  d er K om m ission  des A b
g eo rd n eten h au ses a b g e leh n t w o rd en  
in de r M einung, dem  S taat könne h ie r
durch S teu er en tg eh en . L ängst ist m it 
Recht von sachkund igen  Schriftstellern 
d arauf h in g ew iesen  w o rd en , d aß  durch  
stille  R eserven d e r G ew in n  d e r S teu er 
auf die D au er nicht en tzogen  w ird , 
son d ern  d a ß  sich die B esteu e ru n g  n u r 
zeitlich versch ieb t, und, d a  sie e rfah 
ru n g sg em äß  im m er schärfer w ird , die 
V ersch iebung  dem  S taat höh ere  S teuern  
einbring t. D en  G ew erb etre ib en d en  ab er 
un d  den  S teu erb eh ö rd en  b lieben  u n 

sag b are  M ühen  u n d  V erdrieß lichkeiten  
e rspart.

Auf S. 45 w ird  d e r Satz aufgeste llt, 
B ilanz sei w ed er begrifflich noch  ta t 
sächlich noch  rechtlich von  B uchführung 
a b h än g ig ; d am it se tz t sich P a sso w  in 
W idersp ruch  m it den  e rsten  A utoritä ten  
d e r B ilanzkunde, w ie V. S i m o n ,  
H.  R e h m ,  R u d o l f  F i s c h e r ,  S e i d l e r .  
Sein  w ich tigster B ew eisg rund  is t ,  d aß  
auch d ie E rö ffnungsb ilanz e ine  Bilanz 
sei, ab e r ke inerle i B uchführung  vo rau s
setze. D ie M einungsversch iedenheit 
w ü rd e  kaum  au fg etre ten  sein, w enn  im 
m er scharf Bilanz und  B ilanzkonto a u s
e in an d erg eh a lten  w ü rd en ; m eist ist ab er 
Bilanz n u r beq u em e Sprechw eise für Bi
lanzkonto . L e i t n e r  b e to n t den  U n te r
sch ied  durch die B ezeichnungen Inven
tarb ilanz  u n d  B ilanzkonto. W ie will 
ab e r eine Inventarb ilanz, die nicht 
B ilanzkonto, a lso nicht A bschluß einer 
B uchführung is t ,  das R einverm ögen, 
die E rneuerungskon ti u nd  die R e
se rv en  b e rücksich tigen?  W o h er kom m t 
eine den  handelsgese tz lichen  V or
schriften  en tsp rech en d e  B ew ertung  der 
Fabrikate  und  H a lb fab rik a te , w enn  
nicht aus d e r B uchführung?

Sehr ausführlich und  desha lb  ver
dienstlich  ist die D arste llu n g  d er g e 
setzlichen V orschriften  und  de r P rax is 
hinsichtlich d er B ew ertu n g  d e r Aktiva 
(S. 79 —142). D iese F rage ist nie wich- 
tig e r  g ew esen  als zur Z eit d er heu tigen  
be isp ie llosen  E n tw ertu n g  des P ap ie r
ge ldes. W ollte  m an  A nlagew erte, die 
aus d e rZ e itv o rd e m  Kriege stam m en, mit 
den  h eu tigen  G esteh u n g sk o sten  (ab
züglich A bnutzung) o d er V erkaufs
w erten  e insetzen , so w ü rd en  sich g e 
radezu  aben teuerliche  M ehrw erte  und 
G ew in n e  erg eb en , B eträge, die sich 
w e d e r a ls S teuern  noch  als G ew inn  
an te ile  auszah len  ließen . D a zw ischen 
den  theo re tisch en  und  prak tischen  
Schriftste llern , zw ischen  d e r P rax is d er 
K aufleute und  d e r R ech tsp rechung  von 
Zivil-, Straf- u n d  S teuergerich ten  keine 
E inigkeit ü b e r die A uslegung  des § 40 
H .G .B . besteh t, so  kann ich d er A nsicht 
P a sso w s  n u r zustim m en, d aß  durch  das 
H .G .B . für P rivatfirm en  d ieselben  Be
w ertungsvorsch riften  g eg eb en  w erden , 
w ie  sie  fü r A k tiengesellschaften  und 
G . m. b. H . seit Jah rzeh n ten  gelten , 
näm lich  d aß  d ie A nschaffungs- o der 
H e rste llu n g sk o s ten  als o b ere  G renze 
d e r  B ew ertung  zu ge lten  haben. D iese



326 H andel  und  V erkehr ,  G e ld w esen

V orschriften  allein  en tsp rech en  den  g e 
su n d en  A n sch au u n g en  d e r K auf leute 
un d  ih re r so lid en  U eb u n g , e in e rU e b u n g , 
d ie  u n b edenk lich  a ls H a n d e lsg ew o h n 
h e itsrech t beze ich n e t w e rd en  d ü rfte , 
w en n  die R ech tsp rech u n g , in sb eso n d e re  
des. P re u ß isc h e n  O b e rv e rw a ltu n g sg e 
richts und  d es R eichsgerich ts in S traf
sachen , n ich t zuw eilen  d avon  a b g e 
w ichen  w äre .

D ie u n te r  K aufleu ten  vielfach b e 
s tr itten e  F rag e , ob  bei B ew ertu n g  von  
F abrik a ten  u n d  H a lb fab rik a ten  n u r 
R ohstoffe u n d  p ro d u k tiv e  L öhne a n g e 
se tz t w erd en  d ü rfen , o d e r  auch  d ie  a ll
gem ein en  F ab rik a tio n su n k o sten , b e jah t 
P a sso w  m it R echt im  zw eiten  S inne, 
sp iich t sich a b e r  n ich t d a rü b e r  aus, 
w as e ine  zw eite  S tre itfrag e  is t ,  ob  
u n te r  d ie  a llg em einen  F ab rik a tio n su n 
k o sten  die A b sch re ib u n g en  auf A n lag e
w erte , w elche  bei d e r H e rs te llu n g  b e 
nu tzt w e rd en , zäh len  d ü rfen  (S. 157). 
R ichtig  b e s tä tig t er, d aß  e ine gleich- 
m assig e  P rax is  in d iesen  P u n k te n  nicht 
b e s teh t, d a ß  a b e r bei so lid  b ilanz ieren 
den  K aufleu ten  e ine  sta rk e  N e ig u n g  
herrsch t, die G en era lu n k o sten  ü b e rh au p t 
n ich t zu e inem  Teil d e r Aktiva zu 
m achen .

U eb er d ie A b sch re ib u n g en  h an d elt 
ein  lan g er A bschnitt (S. 166—247) des 
sechsten  K apitels. Sie w a ren  für die 
ganze  Industrie , w elche w äh ren d  des 
K rieges ih r so n st frem de W aren  h e r
zustellen  h a tte , ein  G e g en s tan d  des 
Z w eife ls , d e r S orge und  vielfach des 
K am pfes m it d en  S teu erb eh ö rd en . Er
freu lich  ist, d aß  die D enkschrift, w elche 
d e r  V erein  d eu tsch e r M asch inenbau- 
A n sta lten  im Jah re  1916 h ie rü b e r h e r
a u sg e g eb e n  hat, d en  Beifall P asso w s 
fin d et; sie ist auf S. 188 bis 192 zum  
g ro ß en  Teil abgedruck t.

G eg en  d ie w eit v e rb re ite te  u n d  in 
d e r  L ite ra tu r fast n u r g e lo b te  Sitte, 
ü b e r d ie w irkliche A bn u tzu n g  h inaus 
s ta rk  abzu sch re ib en , w e n d e t sich P a s
so w  S. 201 seh r energ isch , w eil sie 
dazu  führe, d ie w irklichen H ers te llu n g s
k osten  zu un tersch ä tzen  u n d  dad u rch  
Sch leuderkonkurrenz  zu be tre ib en . Z um  
B ew eis b ez ieh t e r  sich auch auf das 
b ek an n te  Buch von R i e d l  e r ,  »Emil 
R a th en au  und  das W erd en  d e r  G ro ß 
w irtschaft« . Ich m öchte  ab er doch a n 
n eh m en , d a ß  d ie  m eisten  F irm en , 
w e lch e  e inen  T eil ih rer A n lag ew erte  
vö llig  ab g esch rieb en  hab en  u n d  d a 
durch  in d e r  T a t um  die e rsp arte n  A b

sch re ib u n g en  b illig e r fab riz ie ren , n ich t 
v e rsäu m en , e n tw ed e r in  d e n  Z u 
sch läg en  fü r G e n e ra lu n k o s ten  e ine  
d iese r  E rsp a rn is  en tsp rec h en d e  Q u o te  
e in zu se tzen ,o d e r, w as  v ielleicht h äu fig e r 
gesch ieh t, in dem  w e ite ren  Z u sch lag , 
w e lch er K ap ita lz insen , R isikopräm ie, 
V ertrieb sp esen , S teu ern , so n s tig e  H a n d 
lu n g su n k o ste n  u n d  d en  G e w in n  zu 
decken  h a t, d ie  im  vo rau s g em ach ten  
A b sch re ib u n g en  zu berücksich tigen . 
D esh a lb  g lau b e  ich, d a ß  d e r  S eg en , 
w e lch en  ü b e rm ä ß ig e  A b sch re ib u n g en  
in sich b e rg e n , näm lich  Schaffung  
stiller R eserven , a lso  V e rm eh ru n g  des 
w e rb en d e n  V erm ö g en s, g rö ß e r  ist als 
d e r N achteil o d e r  v ie lm eh r d ie  G efah r 
e ines N ach te ils ; zum al d och  fü r jed en  
K aufm ann nach  K rieg ssch lu ß  w ied er 
d ie R egel gilt, se in e  V erk au fsp re ise  d e r 
M ark tlage  an zu p assen .

S eh r treffen d  ist, w as P a sso w  ü b e r 
d ie  häu fige  V erw ech s lu n g  von  A b
sch re ib u n g en  u n d  E rn eu e ru n g sfo n d s  
sa g t (S. 224 u . f.). D ie  V e rw ech slu n g  
ha t ih ren  U rsp ru n g  in d e r  B ed in g u n g , 
u n te r  w e lch er re g e lm ä ß ig  d ie K on
zessio n  fü r E is e n b a h n e n , S tra ß en 
b ah n en , E lek triz itä tsw erk e  e rte ilt w ird , 
e in en  E rn eu e ru n g sfo n d s  zu  schaffen , 
dam it b e i V ersch le iß  d e r  e rs ten  A nlage 
G e ld m itte l zu r B eschaffung  e in e r n eu en  
A nlage v o rh an d en  sind . M a x  B a r t 
h o l d  h a t n u n  in se in em  B uch »V erw al
tu n g sp ra x is  bei E lek triz itä tsw erken  
u n d  elek trischen  S traß en - u n d  K lein
bahnen*  ') g e rad ezu  d ie  L ehre  en t
w ickelt, d a  e rfa h ru n g sg e m äß  d ie  E r
sa tzan sch affu n g en  n u r 90 vH  d e r 
e rs ten  A nschaffung  k o ste ten , g en ü g e  
es, d a ß  s ta tt 100 vH  n u r  90 vH  d e r  
e rs ten  A n sch affu n g sk o sten  in d en  E r
n eu e ru n g sfo n d s  g e le g t w ü rd e n , d aß  
a lso  auf d ie  u rsp rü n g lich e  A n lage  n u r  
90 vH  a b g esch rieb e n  w ü rd e n . D iese 
fa lsche L ehre  ha t e ine  m erk w ü rd ig e  
falsche F o lg e ru n g  in  d e r  A u sfü h ru n g s
b e stim m u n g  v om  14. F e b ru a r  1919 
(R.-A nz. N r. 41) zu  d e r  V e ro rd n u n g  
vom  1. F e b ru a r  1919 (R. G . Bl. S. 135) 
ü b e r  d ie  sch ied sg erich tlich e  E rh ö h u n g  
von  P re ise n  bei d e r  L ie fe ru n g  von 
e lek trisch er A rbe it, G as  u n d  L e itu n g s
w a sse r  gezeitig t. D ie  R egel, d a ß  neue  
A n lag en  um  10 vH  b illig er se ien  a ls 
die a lten , ist m it d e r  V e rd rän g u n g  d e r 
g u ten  G o ld m ark  d u rch  d ie  sch lech te  
P a p ie rm ark  in ih r G e g en te il um g e-

>) B er lin  1906 S . 74 u. 1.
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wandelt worden; nun kostet die neue 
Anlage sechs- bis zehnmal so viel wie 
die alte. Hieraus hat die Ausführungs
anweisung unter 1 2b die Folgerung 
gezogen, die Abschreibungen seien so 
hoch zu bemessen, daß sie ausreichten, 
um Rückstellungen zu erzielen, welche 
Ersatzanschaffungen zu dem heutigen 
Preise ermöglichen. Diesen Abschrei
bungen entsprechend dürfen die Preise 
für Elektrizität erhöht werden; mit an
deren Worten, die Abnehmer müssen 
nicht nur die Preise bezahlen, welche die 
gestiegenen Selbstkosten der Elektrizi
tät decken, sondern überdies den Elek
trizitätswerken gestatten, ihre • Ersatz
anlagen aus den Taschen der Ver
braucher zu bezahlen statt aus ihren 
eigenen. Das ist eine moderne Folge 
der von Passow gerügten Verwechs
lung von Abschreibungen und Emeue- 
rungsfonds.

Erwähnung verdient auch, was Pas
sow S. 293 über den Begriff Gewinn 
sagt. Der Gewinnanteil einer Kon- 
zessionserteilerin wird von einem an
deren Gewinn zu berechnen sein als 
der eines tantiemeberechtigten Ange
stellten oder Vorstandsmitgliedes, näm
lich von dem Gewinn, welcher um diese 
Tantiemen gekürzt ist. In ähnlicher 
Weise wird — sage ich — die Steuer 
(welche ja auch eine Art Gewinnbe
teiligung des Steuerberechtigten ist) 
erst von dem Gewinn zu berechnen 
sein, welcher nach Abzug des Gewinnan
teils der Konzessionserteilerin verbleibt. 
Ebensowenig darf der Gewinn, welcher 
die Kriegsgewinnsteuer des Reiches 
noch einschließt, d. h. von welchem 
diese Steuer zu berechnen ist, als ein 
Teil des Gewinnes behandelt werden, 
welcher den Gesellschaftern einer 
G. m. b. H. zugeflossen ist, ein Stand
punkt, auf den sich neuerdings einige 
übereifrige Steuerbehörden gestellt 
haben. Man darf eben nie vergessen, 
daß eine Bilanz dazu da ist, den geld
lichen Erfolg, den Ertrag zu ermitteln, 
daß aber Ertrag nur sein kann, was 
dem Geschäft entnommen wird, oder 
entnommen werden dürfte, ohne das 
Reinvermögen (Stammvermögen und 
Reserven) zu schmälern.

Alles in allem ist das Buch Passows 
eines der gründlichsten und inhalts
reichsten Werke, die unsere in, dem 
letzten Jahrzehnt so umfangreich ge
wordene Literatur über Buchführung 
und Bilanzwesen besitzt; überall

stößt man auf eigenes Studium der 
gesetzgeberischen und literarischen 
Quellen, auf selbständig gefundene 
Ergebnisse. Da auch die Sprache 
durchweg klar ist, ist das Buch eine 
so anregende wie belehrende Lektüre 
und das baldige Erscheinen des zweiten 
Bandes lebhaft zu wünschen.

Dr. W a lth e r  W a ld sc h m id t.

Der Deutsche Technisch-Wissenschaftliche 
Verkehrsausschuß.

Zur Besprechung über die Gründung 
einer v e r k e h r s p o l i t is c h e n  A rb e its 
g e m e in s c h a f t  hatte das Reichsver- 
kehrsministerium zum 13. April Vertre
ter aus Wirtschaft und Technik, aus den 
Angestelltenverbänden, der Verkehrsver
waltung und der Presse eingeladen. 
Diese Hinzuziehung von Vertretern des 
Wirtschaftslebens zu den behördlichen 
Beratungen war vom Deutschen Ver
bände Technisch - Wissenschaftlicher 
Vereine bereits vor Monaten angeregt 
worden; seinen Bemühungen ist es 
endlich gelungen, die großen Wirt
schaftsverbände, wie den Reichsver- 
band der Deutschen Industrie, den 
Reichsausschuß der Deutschen Land
wirtschaft, den Deutschen Industrie- 
und Handelstag, den Zentral verband 
des Deutschen Großhandels, den 
Reichsverband des Deutschen Hand
werks, die Zentralstelle für das deutsche 
Transport- und Verkehrsgewerbe, die 
Spitzenverbände der Klein- und 
Straßenbahnen, derBinnenschifiahrt, der 
Elektrizitätswerke u. a., in einem D e u t
s c h e n  T ec h n isc h  • W is s e n sc h a f t-  
lic h e n  V e r k e h r a u s s c h u ß  zusam
menzuschließen, dem der Verkehrsmini
ster die Gelegenheit zur Mitarbeit an der, 
großen Neugestaltungsfragen des deut
schen Eisenbahnwesens zugesagt hat. 
Somit wird also nunmehr — hoffent
lich ehe es zu spät ist! — die Ge
samtheit der deutschen Technik und 
der technischen Industrie bei diesen 
lebenswichtigen, in zahlreichen Bezie
hungen doch rein technischen Bera
tungen wenigstens mitgehört werden.

Die gebildete Arbeitsgemeinschaft 
besteht aus einem Hauptausschuß, 
einem »engeren Ausschuß« und 
aus Unterausschüssen. Der Haupt
ausschuß setzt sich aus Vertretern 
der Regierung und der wichtig
sten technischen und wirtschaftlichen 
Spitzenverbände zusammen,der »engere 
Ausschuß« erledigt die laufenden Ge
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schäfte der Arbeitsgemeinschaft, die 
Unterausschüsse sollen unter Hinzu
ziehung von Sachverständigen Sonder
fragen klären. Die Hauptaufgaben des 
Deutschen Technisch - W issenschaft
lichen Verkehrsausschusses liegen auf 
dem Gebiete der Werkstättenorgani
sation, der Verkehrs- und Betriebs
fragen, der Organisation der Reichs
eisenbahnverwaltung, der Eisenbahn- 
finanzen und der Fortbildung des 
Personals.

Der Mißerfolg der Verkehrs-Verstaat
lichung in den Vereinigten Staaten.
Unsere Sozialisierungs - Schwärmer 

müssen, wenn sie sich das klare Urteil 
noch nicht ganz und gar zugunsten 
parteipolitischer Theoretisiererei abge
wöhnt haben, durch gewisse Vorgänge 
im außerdeutschen Wirtschaftsleben 
neuerdings höchst stutzig geworden 
sein. Durch die Nöte des Krieges ge
zwungen, hat man in verschiedenen 
Ländern die Verkehrsmittel in staat
lichen Betrieb genommen, die man da
selbst sonst grundsätzlich und mit 
bestem Erfolge dem Privatkapital über
ließ. Insbesondere gilt dies für England 
und die Vereinigten Staaten, die beiden 
Länder, in denen man stets der staat
lichen Uebernahme von Verkehrsunter
nehmungen am abgeneigtesten gegen
überstand.

Wie wir in Deutschland von Kriegs
gesellschaften und Zwangsbewirtschaf
tung noch nicht wieder loskommen 
können, so ist auch E n g la n d  noch 
nicht wieder zu normalen Friedensver
hältnissen zurückgekehrt und ist noch 
tief in die staatliche Kontrolle des Ver
kehrs, vornehmlich der Seeschiffahrt, 
und das Höchstpreiswesen für Frachten 
verstrickt — sehr zum Kummer der 
betroffenen Privatunternehmungen. In 
den V e re in ig te n  S ta a te n  dagegen, 
wo man nach dem Eintritt in den 
Krieg (6. April 1917) in der Verstaat
lichung des Verkehrswesens viel weiter 
als in England gegangen war und wo 
man nach dem Ende des Krieges als das 
am wenigsten geschädigte Land seine 
volle Bewegungsfreiheit zuerst wieder
gewonnen hat, ist man drauf und dran, 
die Verstaatlichung des Verkehrs wie 
eine lästige Fessel raschestens wieder 
abzustreifen, ungeachtet der mannig
fachen und schweren Verwicklungen, 
die damit verbunden sind, und des 
Widerstandes der auch dort von der

fixen Idee der Sozialisierung erfüllten 
Arbeiterschaft.

Am 26. Dezember 1917 erging die 
Verfügung, wonach die Regierung der 
Vereinigten Staaten die B a h n e n  des 
Landes, über die ihr bis dahin nur ein 
Aufsichtsrecht zustand, in staatliche 
Verwaltung übernahm, und zwar bis 
zu einem Termin v.on 21 Monaten 
nach Beendigung des Krieges. Mc. 
A d o o , der Schwiegersohn des Präsi
denten, wurde zum Generaldirektor er
nannt und wurde somit der Gebieter 
eines Eisenbahnnetzes von 418000 km 
Schienenwegen, das also erheblich 
größer als das ganz Europas war. Für 
die Leistungen der Vereinigten Staaten 
im 'Kriege war dieser staatliche Bahn
betrieb von allerhöchster Bedeutung, 
aber die damit verbundenen wirtschaft
lichen Probleme haben die widerstrei
tenden Interessen fast unlösbar, wie 
einen Rattenkönig, miteinander ver
filzt, so daß gar nicht abzusehen ist, 
wie man sie wieder auseinanderbringen 
will. Der Staat hat ganz gewaltige Mittel 
aufgewandt, um die vorhandenen LinieH 
seinen Bedürfnissen gemäß zu ver
bessern. Schon 1919 waren 3/* Milli
arden Dollar, also über 3 Milliarden 
Mark Goldwährung, ausgegeben. Dazu 
waren bis zum Juli 1918 die Ausgaben 
größer als die Einnahmen; später war 
das Verhältnis zwar umgekehrt, aber 
zur Verzinsung des hineingesteckten 
Kapitals reichten die Einnahmen auch 
dann noch nicht aus. Es entstand nun 
die große Frage: wenn die Bahnen 
den privaten Besitzern zurückgegeben 
werden, wie es die öffentliche Meinung 
des Landes, mit Ausnahme der Arbeiter
schaft und einzelner anderer Kreise, 
forderte — wer trägt dann die Kosten 
für die aufgewandten Verbesserungen? 
Den privaten Unternehmern eine Er
stattung zuzumuten, war wohl nicht 
angängig, denn sie waren ja gar nicht 
um ihre Meinung gefragt worden, ob 
sie mit den Verbesserungen einver
standen waren, die, von ihrem Stand
punkt aus gesehen, obendrein zuweilen 
von recht zweifelhaftem Werte waren. 
Anderseits hatte natürlich auch die 
Regierung wenig Lust, die ausgege
benen 3U Milliarden Dollar einfach in 
den Rauchfang zu schreiben.

Wie man aus diesem Zwiespalt her- 
auskommt, ist zurzeit noch nicht zu 
übersehen. Die Sachlage wird noch 
dadurch weiter verwickelt, daß einzelne
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Eisenbahngesellschaften erklärten, unter 
den neuen Verhältnissen sei ein loh
nender Betrieb für sie ohne staatliche 
Unterstützung ausgeschlossen. Ohne 
eine * kräftige Heraufsetzung der 
Frachten, die in der Folge zu einer 
neuen allgemeinen Verteuerung der 
ohnehin auch in den Vereinigten Staaten 
schon stark veränderten Lebenshaltung 
überhaupt führen muß, wird’s in keinem 
Falle abgehen, weshalb der Wider
stand gegen die Entstaatlichung der 
Bahnen neuerdings im Wachsen be
griffen war.

Nun hat vor einiger Zeit Präsident 
W ils o n  mit einem Federstrich verfügt, 
daß die verstaatlichten Bahnen am
1. März ds. Js. an die Besitzer zurück
zugeben seien, also zu einem sehr viel 
früheren Zeitpunkt, als es durch das Ge
setz vom 26. Dezember 1917 vorgesehen 
war. Welche Beweggründe ihn dazu 
veranlaßt haben, welche Folgen der 
bedeutsame Schritt haben wird, ist 
augenblicklich noch nicht klar zu über
sehen. In jedem Fall aber geht so
viel aus der Maßnahme hervor, daß 
man in der überstürzten Verstaatlichung 
und im staatlichen Betrieb ein erheb
liches Haar gefunden hat — und das 
bei einem Verkehrsmittel, das bei 
seiner Eigenart auch im Staatsbetrieb 
sehr bedeutende Betriebsüberschüsse 
ermöglicht, wie die preußischen Eisen
bahnen vor dem Kriege mit hinreichen
der Klarheit gezeigt haben.

Das sehr viel empfindlichere Instru
ment der H a n d e ls f lo t t e  als weiteres 
Mittel des Verkehrslebens hat in seiner 
Verstaatlichung, die in erheblichem 
Umfang erfolgt ist, den Vereinigten 
Staaten noch sehr viel weniger Freude 
bereitet und z. T. zu schwersten Ent
täuschungen geführt. Was man schon 
früher bei der australischen staatlichen 
Handelsflotte und anderswo wahrge
nommen hat, daß bei dem schwerfäl
ligen staatlichen Betrieb ein einiger
maßen wirtschaftliches Arbeiten der 
Handelsmarine überhaupt nicht oder 
nur ausnahmsweise zu ermöglichen ist, 
das hat sich auch in den Vereinigten 
Staaten in bedenklicher Weise bestätigt. 
Die staatlichen Handelsschiffe, die, so
weit sie auf eigenen Staatswerften ge
baut wurden, sich ungebührlich teuer 
stellten, haben sich so wenig bewährt, 
daß sie seit mehreren Monaten in 
Mengen, z. T. sogar ans Ausland, ver
kauft werden. Das Zeitmaß der Ent

staatlichung der Seeschiffahrt ist dabei 
der Bevölkerung noch viel zu langsam. 
So schrieb die führende Handels
zeitung, das New Yorker »Journal of 
Commerce«, am 27. Januar 1920 nach 
einem Hinweis darauf, daß der Anteil 
des Staates an der vorhandenen Han
delsflotte, der 1918 41 vH betragen 
hatte, zu Anfang 1920 bis auf 62 vH 
gestiegen war:

»Wir müssen mit dem Verkauf 
schneller vorgehen, um die rie
sigen^) Verluste zu ermäßigen, die 
unser Schiffahrtsbetrieb verursacht 
Wir haben, wie ein Sachverstän
diger sagt, keine große Handels
flotte, sondern eine große Kriegs
schöpfung der Regierung, die unter 
Nichtbeobachtung der wirtschaft
lichen Gesetze gebaut worden 
ist. . . Wir haben unsere Schiffe 
zu teuer gebaut, so daß sie un
rationell arbeiten und fast unver
käuflich sind.«

Ein solcher Stoßseufzer spricht Bände. 
Diesem Zeugnis, was es mit dem fröh
lichen Drauflos-Verstaatlichen um jeden 
Preis für eine Bewandnis hat, lassen 
sich manche andere zur Seite stellen, 
die während der letzten Jahre auch in 
ändern außereuropäischen Ländern 
ausgesprochen sind und die in ähn
licher Weise einen Zusammenbruch 
aller auf die Sozialisierungsexperimente 
gesetzten Hoffnungen künden. Es 
würde zu weit führen, sie hier einzeln 
alle zu erörtern. Die Sprache der in 
den Vereinigten Staaten gemachten 
Erfahrungen ist ja auch eindringlich 
genug und enthält eine unverkennbare 
Warnung für uns, daß wir nicht um 
parteipolitischer Verstiegenheiten und 
marxistischen Dogmenkultus willen die 
traurigen Reste unseres einst so glän
zenden Wirtschaftslebens vollkommen 
kurz und klein schlagen. Discite 
moniti! Prof. Dr. R. H e n n ig .

Die Ertragswirtschaft der schweize
rischen Nebenbahnen. Von 2)r. :3ng. 
H a n s  W eb er. Berlin 1919, Julius 
Springer. 157 S. Preis 6 M  +  10 vH 
Teuerungszuschlag.

Am gesamten schweizerischen Eisen
bahnnetz in Länge von 5900 km sind 
die Nebenbahnen mit 57 vH und nach 
Abzug der Straßen- und Bergbahnen 
immer noch mit 50 vH beteiligt. Schon 
diese Zahlen zeigen, daß eine Unter
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suchung der Ertragswirtschaft der 
schweizerischen Nebenbahnen eine 
lohnende Aufgabe sein muß. Der Be
griff Nebenbahnen umfaßt in der 
Schweiz

1. Stadtstraßenbahnen,
2. Ueberlandnebenbahnen,
3. Vollbahnähnliche Nebenbahnen,
4. Bergbahnen.

Ihnen räumt ein besonderes Neben
bahngesetz von 1899 gegenüber der 
allgemeinen Eisenbahngesetzgebung 
Erleichterungen ein. Der Verfasser 
beschränkt seine Untersuchungen auf 
die zuletzt genannten drei Bahngruppen, 
wobei er diese je nach dem Gesichts
punkt der Untersuchung auch in Tal- 
und Bergbahnen, in Reibungs- und 
gemischte Bahnen, ferner in Regel 
und Schmalspurbahnen gliedert. Die 
Einleitung bringt Mitteilungen über die 
Ausdehnung des Netzes, über die Ver
breitung der Spurweiten — die Schmal
spur überwiegt, in manchen Kantonen 
herrscht sie allein —, über die Aus
dehnung des elektrischen Betriebes — 
1914/15 waren von 2823 Nebenbahn- 
kilometem 1600 km elektrisch be
trieben —, über Baukosten usw.

Dann werden zunächst Tarife und 
Einnahmen behandelt. Im Personen
tarif lehnen sich viele Unternehmungen 
an die Tarifordnung der Schweizer 
Bundesbahnen (S. B. B.) an, je mehr 
der Charakter der Bahn sich von diesen 
entfernt, desto größer auch die Ab
weichungen in der Tarifbildung. Auch 
im Gütertarif liegt den wichtigsten 
Nebenbahnen die Tarifordnung der
S. B. B. zugrunde, die übrigens im 
wesentlichen dem deutschen Gütertarif 
entspricht. Bei einfachen Verkehrsver
hältnissen treten entsprechende Ver
einfachungen der Tarifordnung ein. 
Aus den Bestimmungen über den 
Uebergangsverkehr, die Verkehrstei
lungen, die allgemeinen Beförderungs
bedingungen schließt der Verfasser, 
daß die Regelung des Güterverkehrs 
zwischen den S. B. B. und den Neben
bahnen sowie den Nebenbahnen unter 
sich als vorbildlich anzusehen sei Be
merkenswert ist die Behandlung des 
Tarifs im Verhältnis zu den virtuellen 
Längen. Die sehr eingehenden, auch 
die W agenauslastung berücksichtigen
den Untersuchungen führen zu dem 
Ergebnis, daß es nicht möglich ist, 
einen auf den virtuellen Längen be
ruhenden W eg zur Tarifbestimmung

zu weisen. Um diesen zu finden, 
werden die wirklichen Einnahmen mit 
den Ausgaben verglichen und unter 
bestimmten Annahmen über die Preis
gestaltung in der Zeit nach dem Kriege 
die Zuschläge zu den Tarifen ermittelt, 
die zur Erzielung des Gleichgewichtes 
in Einnahme und Ausgabe erforderlich 
wären. Auch die Frage des richtigen 
Verhältnisses zwischen Personen- und 
Gütertarifsätzen spielt eine Rolle. So
dann werden die Einnahmen im ein
zelnen behandelt: reine Betriebsein
nahmen, Nebeneinnahmen, Beihilfen 
Dritter. Es ergibt sich, daß die Ein
nahmen im allgemeinen nicht aus
reichen, um einen befriedigenden Er
trag zu erzielen, daß jedoch schon eine 
Tariferhöhung von nur 15 bis 20 vH 
einer Reihe von Nebenbahnen wirksam 
helfen könnte. Eine weitere Tarifer
höhung hält der Verfasser im Interesse 
sowohl der Allgemeinheit als auch der 
Bahnen für untunlich — man denke 
hierbei an die heutigen Verhältnisse 
in Deutschland!

Es folgen eingehende Betrachtungen 
über die Ausgaben: reine Betriebsaus
gaben, Einlagen in den Erneuerungs- 
fonds, Nebenausgaben, Steuern, Bei
hilfen an Dritte, Tilgungen. Im An
schluß hieran wird zusammenfassend, 
gezeigt, wie sich der Reinertrag der 
einzelnen Bahngattungen gestaltet.

Besondere Beachtung verdient der 
Schlußabschnitt über die Maßnahmen 
zur Steigerung der Ertragsfähigkeit. Es 
kommt hier in Frage: Schaffung günsti
gerer Tarifverhältnisse, bessere Raum
ausnutzung, Umwandlung in elek
trischen Betrieb. Zum ersten Punkt 
wird neben der bereits oben erwähnten 
Tariferhöhung die Einschränkung der 
zahlreichen Preisnachlässe und — für 
manche Bahnen — die Einführung der 
Einheitsklasse empfohlen. Die Um
wandlung in elektrischen Betrieb wird 
für die Zukunft von der größten Be
deutung sein, und zwar in der 
Schweiz um so m ehr, als dort die 
teure ausländische Kohle durch inlän
dische Wasserkräfte unbegrenzten Er
satz findet.

Die durch zahlreiche Zahlentafeln 
erläuterte, sehr gründliche Arbeit ver
dient schon wegen der Bedeutung des 
Gegenstandes da9 Interesse der Sonder
fachleute. Sie sollte aber auch in wei
teren Kreisen beachtet werden, weil 
sie zu den noch nicht zahlreichen



Untersuchungen gehört, die die Er
tragwirtschaft von Verkehrsuntemeh- 
mungen auf der Orundlage des Arbeits
vorganges, also in technisch-wirtschaft
lichem Geiste behandelt.

Regierungsbaumeister R eu leau x .

Die Rhein-Donau-Verbindung.
Der Binnenwasserweg von der 

Nordsee zum Schwarzen Meer bedingt 
als Schlußstück eine künstliche Ver
bindung des Rheinstromgebietes mit 
der Donau. Um diese Verbindung 
vorzunehmen, kann man an die Be
nutzung der Nebenflüsse des Rheines 
Main oder Neckar denken oder an 
die des Rheines selbst bis zum Bo
densee.

Will man den Main ln Anspruch 
mehmen, der ja bereits, bis Aschaffen
burg kanalisiert, eine wichtige Groß
schiffahrtstraße bildet, so hat man zu
nächst drei Möglichkeiten der Linien
führung zur Donau ins Auge gefaßt.

1. Aschaffenburg—Bamberg—Nürn
berg—Neuburg a. d. Donau.

2. Aschaffenburg—W ernfeld—'Arn
stein — Bamberg — Nürnberg — 
Beilengries—Kehlheim.

3. Aschaffenburg—Wertheim—Mer
gentheim—Nü rnbe rg— A mbe rg— 
Regensburg.

Die erste Linie hat die größte, 
die dritte die. kleinste und die zweite 
eine mittlere Länge. Nach Anhö
rung weiterer Kreise hat die bayeri
sche Regierung sich für die zweite 
Linie entschieden. Diese schneidet die 
Mainschleife, an der W ürzburg liegt, 
unter Benutzung des Werntales ab und 
benutzt den alten Ludwigskanal, der 
natürlich erheblich verbreitert und ver
tieft werden muß. Der Anschluß der 
Stadt W ürzburg soll durch die Ka
nalisierung des Maines bis zu ihr er
reicht werden. Die Wasserversorgung 
des Kanales soll gesichert sein. Nach 
einer Denkschrift des Tarifamtes der 
bayerischen Staatsbahnen soll das Ein
flußgebiet der Main-Donau-Wasser- 
straße für jede W are und jeden Ver
sandort verschieden sein. Das Tarif
amt hat ausführliche Berechnungen 
über den zu erwartenden Verkehr an
gestellt. Nach dem Stande von 1912- 
1913 wird der zu erwartende Verkehr 
Nordwestdeutschland-Bayern auf 1,719 
Mill. t geschätzt, der sonstige Ver
kehr auf 1,446 Mill. t, zusammen rd. 
3,2 Mill. t. Durch den Ausbau der

Handel und

Donau und den Bau des Kanals wäre 
außerdem ein beträchtlicher Verkehr 
neu zu gewannen, so daß für 1930 
mit einem Gesamtverkehr von rd. 5 
Mill. t gerechnet wird. Im Hinblick 
auf den gegenwärtigen Großschiffahrt
verkehr auf dem Main wird mit ver
hältnismäßig rascher Entwicklung des 
Verkehrs gerechnet und angenommen, 
daß schon im vierten Jahre nach der 
Betriebseröffnung der rechnungsmäßig 
gefundene Verkehr sich einstellt.

Der Kanal hat nicht bloß für den 
Durchgang, sondern mehr noch für 
den Ortsverkehr der an ihm gelege
nen Landschaften und Städte Be
deutung. Die Gebiete, die er er
schließt, treiben zurzeit vorwiegend 
Landwirtschaft und wollen ihren 
Ueberschuß an land- und forstwirt
schaftlichen Erzeugnissen befördern. 
Dann aber glaubt man auch auf dem 
Fränkischen Jura ein industrielles Neu
land zu erschließen. Abgesehen von 
Braunkohlenvorkommen liegen auf der 
weite« Hochebene zwischen den 
Städten Nürnberg, Bamberg und Bay
reuth erhebliche Erzmengen, wahr
scheinlich mehrere hundert Millionen 
Tonnen Eisenerz. Diese Erze liegen 
flach, sind allerdings nicht besonders 
hochwertig, lassen sich aber so vor
behandeln, daß die technisch-wirt
schaftlichen Grundlagen für die Ent
wicklung eines Bergbaues in Franken

f egeben sind. Soweit sie nicht ln 
ukunft an Ort und Stelle verhüttet 
werden und damit eine erhebliche 

Industrie sich entwickelt, kann man 
an Ausfuhr etwa nach dem rheinisch
westfälischen Industriegebiet denken.

Begünstigt wird die Entwicklung 
einer Industrie durch die Möglichkeit, 
erhebliche Wasserkräfte durch den Ka
nal zu gewinnen. Von einer Seite 
werden sie auf 100000 PS geschätzt. 
Nach einem Entwürfe des Ingenieure 
H a 11 i n g  e r sollen sogar 500 000 PS 
zu gewinnen sein. Wird die Schaffung 
dieser Kraftwerke auch langsam vor 
sich gehen, so wird doch, sobald sich 
erst einmal die Industrie entwickelt, 
Nachfrage und Absatz der elek
trischen Kraft insbesondere in Anbe
tracht der dort unter allen Umständen 
hohen Kohlenpreise, groß sein. Ueber 
den Durchgangverkehr denkt man we
niger zuversichtlich. Der Wettbewerb 
des Seeweges ist zu scharf. Voraus
sichtlich wird 1930 der Durchgangver
kehr nur 780 000 t erreichen.
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Der W ettbewerb einer etwa noch 
zu schaffenden Rhein-Donau-Verbin- 
dung durch Ausbau des Oberrheines 
über Straßburg bis zum Bodensee und 
Verbindung des Bodensees mit der 
Donau würde in bezug auf Massen
güter nur eine geringfügige Einen
gung des Einflußgebietes mit sich 
bringen; hinsichtlich hochwertiger Gü
ter ist das Einflußgebiet etwas 
größer. Der W ettbewerb eines Elbe- 
Donau- oder Oder - Donau - Kanals 
kommt praktisch wenig in Betracht, 
insbesondere weil die Schaffung dieser 
W asserstraßen durch die politischen 
Verhältnisse augenblicklich in weite 
Ferne gerückt scheint.

Anders verhält es sich mit der 
Schaffung einer Rhein-Donau-Verbin- 
dung unter Benutzung des Neckars. 
W ürttemberg und Baden betrachten 
den Neckarkanal als eine wirtschaft
liche Notwendigkeit für beide Staaten. 
Die gesamte württembergische Indu
strie sowie die Städte Mannheim, 
Stuttgart und Heidelberg treten für 
eine Kanalisierung des Neckars leb
haft ein. Heidelberg sträubte sich an
fangs wegen der Vernichtung land
schaftlicher Schönheiten, sieht aber 
einen Ausgleich dafür im Bau 
eines Stichkanals Heidelberg-Rheinau. 
Durch den Bau des Neckarkanals von 
Mannheim bis ins Herz W ürttembergs

könnten 1200 t-Sdiiffe bis S tuttgart 
gelangen und würden ebenfalls be
deutende W asserkraftmengen zu ge
winnen sein, die einer kohlenarmen, 
aber hochentwickelten Gegend zu 
nutze kämen. Auch Bayern als Ganzes 
hätte von dem Kanal Vorteile. Als 
erste Rate für die Kanalisierung des 
Neckars hat der Reichsrat auch bereits 
10 Mill. M bewiilligt.- Das hat zu
nächst den Widerspruch Bayerns her
vorgerufen, das darin eine Zurück
setzung seiner oben geschilderten 
Pläne sieht. Die bayerische Regie
rung hat ihren Vertreter in Berlin 
beauftragt, von der Reichsregierung 
bei Einbringung der Neckarvorlage in 
der Nationalversammlung eine be
stimmte Erklärung darüber zu verlan
gen, daß durch die Vorlegung des 
Neckarprojektes die Durchführung der 
bayerischen Großschiffahrtpläne nicht 
beeinträchtigt Wird.

Zu Wünschen ist, daß das Reich 
das eine tu t und das andere nicht 
läßt. Mit Rücksicht auf die große 
örtliche Bedeutung für Güterbeförde
rung und Kraftgewinnung, welche so
wohl die Main-Donau- wie die Neckar
straße hat, besitzen beide ihre wirt
schaftliche Berechtigung. Ihre Aus
führung wird auf jeden Fall zur 
Hebung unseres damiederliegenden 
Wirtschaftslebens dienen. Br.

W irtschaft, Recht und  Technik.
Unerlaubte Ausfuhr von Rohstoffen und 

Erzeugnissen der Technik.
W ährend bisher das Ausfuhrrecht 

im wesentlichen nur ein Gegenstand 
des Zollrechtes und die Ausfuhr 
selbst nur im Zollinteresse beschränkt 
war, auch die Kriegsgesetzgebung in 
dieser Beziehung nur verhältnismäßig 
wenig gesetzliche Beschränkung ge
bracht hat, ist das gesamte Ausfuhr- 
recht durch die Verordnung vom 
27. November 1919 auf eine völlig 
neue Grundlage gestellt worden.

Es handelt sich jetzt nicht um die 
Frage, wie das Zollinteresse des Rei
ches zu wahren ist, sondern wie die 
Gegenstände, die für die inländische 
Industrie lebenswichtig sind, auch dem 
Inland erhalten werden.

Es ist künftig dem Reichswirtschafts- 
minsiter überlassen, Gegenstände als

lebenswichtig zu bezeichnen, und er 
hat durch eine Bekanntmachung, gleich
falls vom 27. November 1919, für das 
Gebiet der Technik folgende Gegen
stände als lebenswichtig bezeichnet: 
Eisenerze, Manganerze, Aluminium, 
Eisen, Roheisen, Edelstahl, Formeisen, 
Alteisen, Blech, Eisen- und Stahlschrott, 
Gießereierzeugnisse, Eisenbahnschie
nen, Feldbahnschienen, Straßenbahn
schienen, Träger, Grob- und Feinbleche, 
gewalzten und gezogenen Draht, Stahl 
und Werkzeuge einschließlich Halbzeug, 
Lokomotiven, Eisenbahnwagen für nor- 
malspurige Bahnen sowie deren Be
standteile und Zubehörteile, Steinkohlen, 
Braunkohlen, Preßkohlen, Koks und 
eine Reihe von Baumaterialien sowie 
tierische und pflanzliche Oele und 
Fette, und anderes.

Das Gesetz bedroht mit Strafe den
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jenigen, der es unternimmt, als lebens
wichtig bezeichnete Gegenstände ohne 
Genehmigung aus dem Reichsgebiet 
auszuführen, und zwar ist sowohl das 
vorsätzliche wie das fahrlässige Unter
nehmen unter Strafe gestellt.

Der Begriff des Unternehmens der 
Ausfuhr ist verhältnismäßig eng. 
Unter Ausfuhr versteht man nur die
jenige Handlung, die geeignet ist, 
einen Gegenstand unmittelbar über 
die Reichsgrenze zu schaffen, das 
strafbare Unternehmen ist daher auch 
nur unmittelbar an der Grenze denkbar. 
Damit ist allerdings nicht gesagt, daß 
die Tat auch notwendig nur an der 
Grenze begangen werden kann. Wer 
vielleicht in Berlin eine Frachtsendung 
nach dem Auslande aufgibt, etwa mit 
falschen Zollerklärungen, oder eine 
solche Sendung heimlich einer für die 
Austuhr freigegebenen Sendung bei
fügt, unternimmt es bereits in dem 
Augenblick der Aufgabe, die Waren 
aus dem Reichsgebiet auszuführen. 
Denn entscheidend ist allein der Ge
sichtspunkt, daß zur Ueberführung über 
die Grenze ein besonderes Handeln 
des Täters oder des Gehilfen nicht 
mehr erforderlich ist. Hat jemand 
diejenigen Handlungen begangen, die 
geeignet sind, zu dem Erfolg der 
Grenzüberschreitung zu führen, so hat 
er damit die strafbare Tat bereits 
vollendet

Dagegen ist es nicht strafbar, eine 
spätere verbotene Ausfuhrvorzubereiten 
oder auf sie hinzuwirken. Wenn bei
spielsweise im deutschen Inland aus
ländische Einkäufer auttauchen, die 
die aufgekauften Waren auf heimliche 
Weise über die Grenze zu bringen 
beabsichtigen, so würde der Verkauf 
solcher Waren an die Einkäufer zwar 
unanständig sein können, erfüllt aber 
niemals den Tatbestand der verbote
nen Ausfuhr. Auch eine Beihilfe oder 
Anstiftung zu einer späteren Ausfuhr 
durch die Einkäufer würde in einem 
derartigen Verkauf nicht erblickt wer
den können.

Wenn ein Inländer mit einer aus
ländischen Firma oder einer inländi
schen Firma mit ausländischem Zweig
geschäft ein Lieferungsgeschäft über 
lebenswichtige Gegenstände abschließt 
und diese Gegenstände von Ausländern 
über die Grenze gebracht werden 
sollen, so würde auch in diesem Falle 
die Heranschaffung der Gegenstände

an die Grenze noch immer straflos 
sein; denn die Ueberführung über die 
Grenze geschieht in bloßer Verant
wortung der Täter und nicht der Ver
käufer. Ein anderes wäre es, wenn 
der Verkäufer selbst den ausdrücklichen 
Auftrag gibt, für ihn die Gegenstände 
über die Grenze zu schaffen. Immer
hin sind diese Fälle schon wesendich 
zweifelhafter.

Die verbotene Ausfuhr muß grund
sätzlich eine vorsätzliche sein. Zum 
Vorsatz gehört Kenntnis davon, daß 
die Grenze überschritten werden soll, 
daß die auszuführenden Gegenstände 
als lebenswichtig bezeichnet sind und 
daß sie unter die als lebenswichtig 
bezeichneten Dinge fallen.

Ist der Irrtum nach einer dieser 
Richtungen hin ein schuldhafter, d. h. 
hätte der Täter bei der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt wissen müssen, 
daß die Grenze überschritten werden 
soll oder daß die Gegenstände zu den 
für lebenswichtig bezeichneten gehören, 
so liegt eine fahrlässige Handlung vor.

Unldarheiten in der Gesetzgebung 
würden dagegen wohl zweifellos die 
Fahrlässigkeit ausschließen. Wenn z. B. 
jemand Zubehörteile für Lokomotiven 
ausführt auf Grund der Ueberlegung, 
daß diese Zubehörteile sowohl für 
normalspurige wie für andere Loko
motiven bestimmt sind und daher 
die Ausfuhr zulässig ist, so würde 
sich eine solche Gesetzauslegung 
wohl hören lassen, denn niemand ist 
verpflichtet, sich grundsätzlich eine 
ihm nachteilige Gesetzauslegung zu 
eigen zu machen. Hier würde man 
also schwerlich Fahrlässigkeit annehmen 
können. Im übrigen würde in solchen 
Fällen die Irrtumsverordnung vom 
18. Januar 1917 anwendbar sein, weil 
die Verordnung vom 27. November 1919 
nur eine Erweiterung solcher Kriegs
verordnungen ist, die ihrerseits von 
jener Irrtumsverordnung getroffen 
werden. 9

Die angedrohte Strafe bedingt bei 
vorsätzlichem Handeln Gefängnis nicht 
unter 3 Monaten, bei mildernden Um
ständen Gefängnis von 1 Tag bis zu 
1 Jahr (Geldstrafe allein ist also nicht 
vorgesehen), in besonders schweren Fäl
len kann auf Zuchthaus bis zu 5 Jahren 
erkannt werden. Neben der Freiheits
strafe muß auf Geldstrafe bis zu 
500 000 M erkannt werden. Aberken
nung der bürgerlichen Ehrenrechte ist
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zulässig. Bei fahrlässiger Zuwider
handlung ist auf Gefängnis von 1 Tag 
bis zu 1 Jahr oder auf Geldstrafe 
bis zu 100 000 M oder auf beides neben
einander zu erkennen.

Neben der Strafe kann die Einziehung 
der Gegenstände erklärt werden, auf 
die sich die strafbare Handlung bezieht, 
ohne Unterschied, ob sie dem Täter 
gehören oder nicht.

Neben der Strafe ist ferner auf Ein
ziehung eines Geldbetrages zu erken
nen, der dem durch die strafbare 
Handlung erzielten Gewinn entspricht.

Diese letzten Bestimmungen über 
Einziehung der Gegenstände und eines 
Geldbetrages gelten sowohl bei vor- 
setzlicher wie bei fahrlässiger Bege
hung. Kfm.

Die Baueinstellung der Berliner AEQ- 
Schnellbahn vor dem KammergerichL

In dem Streit der Stadt Berlin und 
des Zweckverbandes Groß-Berlin gegen 
die AEG-Schne!!bahn-A.-Q. hat das 
Kammergericht am 15. März eine Ent
scheidung gefällt, die in ihrer Bedeu
tung über den Einzelfall hinausgeht. 
Die Gesellschaft hatte der Stadt Berlin 
mitgeteilt, daß sie infolge der durch 
den Rohstoffmangel und die Steigerung 
der Baustoffpreise und Löhne völlig 
veränderten Verhältnisse nicht in der 
Lage sei, ihren Vertragsverpflichtungen 
zum Fertigbau der angefangenen 
Schnellbahn nachzukommen, obwohl 
noch im Dezember 1918 ein Nachtrags
vertrag errichtet worden war, nach 
welchem der Weiterbau erfolgen sollte, 
obschon sich Infolge des Kriegsaus
ganges und der Revolution damals 
schon die Verhältnisse verändert hatten. 
Die Stadt Berlin hatte hierauf eine 
einstweilige Verfügung erwirkt, die 
vom Landgericht bestätigt wurde, daß 
die Schnellbahngesellschaft die Bau
arbeiten fortzusetzen habe; nunmehr 
ist diese Verfügung vom Kammerge- 

• rieht aufgehoben worden.
Das Kammergericht hat dabei die 

juristische Frage bejaht, ob sich seit 
Abschluß des Vertrages die wirtschaft
lichen Verhältnisse so geändert haben, 
daß die durch den Vertrag geforderte 
Leistung unmöglich oder mindestens 
eine völlig andere geworden ist, zu

gleich aber auch die weitere praktische 
und volkswirtschaftliche Frage verneint, 
ob durch Weiterführung des Baues 
produktive Arbeit geleistet und ein 
unter den heutigen Verhältnissen 
lebensfähiges Unternehmen geschaffen 
wird. Ohne die Möglichkeit zu erörtern, 
durch eine Erhöhung der Tarife der 
künftigen Schnellbahn die Steigerung 
der Anlagekosten wettzumachen, weist 
das Kammergericht besonders darauf 
hin, daß unter den heutigen Verhält
nissen die Finanzierung des Unter
nehmens auf äußerste Schwierigkeiten^ 
stoßen würde. Wurden die Baukosten, 
die vor dem Kriege mit 90 Mill. M 
eingesetzt waren, schon im Herbst 1919 
auf das Vier- bis Fünffache geschätzt, 
so muß heute eine noch viel höhere 
Zahl eingesetzt werden. Die Aufbrin
gung derartiger Summen ist aber unter 
den heutigen Verhältnissen bei den 
schlechten Aussichten des Unterneh
mens fast völlig ausgeschlossen. Eine 
Aenderung der grundlegenden Vertrags
verhältnisse in gegenseitigem Einver
nehmen ist daher unerläßlich. Wenn 
aber das werdende Unternehmen aus 
eigener Kraft nicht lebensfähig ist, so 
bedeutet eine W eiterarbeit daran eine 
Vergeudung von Arbeitskraft und wert
vollem, heute fast unersetzlichem Ma
terial, die auch nach Ansicht des 
Kammergerichtes im Interesse der 
Volkswirtschaft unbedingt vermieden 
werden muß, umsomehr, als die haupt
sächlich in Betracht kommenden Bau
stoffe, Eisen und Zement, im Inlande 
und für die devisenschaffende Ausfuhr 
aufs nötigste gebraucht werden.

In der Generalversammlung der Ge
sellschaft am 26 März hob der Präsi
dent der AEG, Dr. W a l th e r  R a th e 
n a u , besonders hervor, daß, wenn es 
auch privatwirtschaftlich als ausge
schlossen erscheinen müsse, das Unter
nehmen zu einer Rentabilität zu bringen, 
doch im Sinne der Gesamtheit zu 
hoffen sei, daß es der Stadt Berlin 
als wichtiges Verkehrsmittel erhalten 
bleibe. Komme eine Verständigung 
mit der Stadt Berlin nicht zustande, 
so bleibe nur der Weg, ausländisches 
Kapital für die Finanzierung heranzu
ziehen, das bei dem Hochstand der 
ausländischen Valuta vielleicht eine 
Rente herauswirtschaften könnte.
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Wohnungswesen.
Das Reichshelmstättengesetz.

Der Artikel 155 der Reichsverfassung 
erkennt dem Reiche das Recht und die 
Pflicht zu, »jedem Deutschen eine ge
sunde Wohnung und allen deutschen 
Familien, besonders den kinderreichen, 
eine ihren Bedürfnissen entsprechende 
Wohn- und Wirtschaftsheimstätte zu 
sichern«.

An weiteren gesetzgeberischen Ar
beiten im Verfolg dieser Oedanken ist 
zunächst das R e ic h s s ie d lu n g s g e 
s e tz  vom 11. August 1919 entstanden, 
das den Ländern die Pflicht auferlegt, 
gemeinnützige Siedlungsunternehmun
gen zur Schaffung neuer Ansiedlungen 
zu begründen. Weiter ist soeben der 
Nationalversammlung der Entwurf 
eines R e ic h s h e im s tä t te n g e s e tz e s  
zugegangen, zu dem der Reichsrat be
reits seine Zustimmung gegeben hat. 
Dieser Entwurf stellt ein Rahmenge
setz dar für die Gestaltung der neuen 
Rechtsform der Heimstätten. Er be- 
renzt zunächst den Begriff der »Wohn- 
eimstätte« und »Wirtschaftsheim

stätte«. Als Wohnheimstätte ist das 
Einfamilienhaus mit oder ohne Nutz
garten und als Wirtschaftsheimstätte 
das Anwesen anzusehen, zu dessen 
Bewirtschaftung eine Familie unter ge
wöhnlichen Verhältnissen keiner stän
digen fremden Arbeitskraft bedarf. 
Das Reich, die Länder, die Gemeinden 
und Gemeindeverbände können der
artige Heimstätten zu Eigentum aus
geben, dagegen nicht Einzelgrundbe
sitzer oder private Erwerbsgesellschaf
ten. Die Heimstätte soll vom Inhaber 
selbst bewohnt und bewirtschaftet 
werden, woraus sich ergibt, daß nie
mand mehr als eine besitzen soll. Die 
Größe der Heimstätte kann von der 
Landesbehörde festgesetzt werden. Die 
Heimstätte ist weder dem Belieben 
des Eigentümers in vollem Umfange 
noch dem Zugriff Dritter nach den üb
lichen Bestimmungen des bürgerlichen 
Rechtes unterworfen. Deshalb steht 
dem Ausgeber ein Vorkaufrecht zu, 
und die Belastung der Heimstätten 
ist ohne seine Zustimmung nicht 
zulässig. Hypotheken und Grund
schulden müssen die Form unkünd
barer Tilgungsschulden besitzen. Auch 
ein Heimfallrecht im Falle der Ver
nachlässigung steht dem Ausgeber zu.

Teilung, Vergrößerung und Veräuße
rung von Teilen kann die Landesbe
hörde von behördlicher Zustimmung 
abhängig machen. Zwangsvollstreckung 
an einer Heimstätte wegen einer per
sönlichen Schuld eines Heimstätters ist 
unzulässig. Die Löschung der Eigen
schaft als Heimstätte bedarf der Zu
stimmung der obersten Landesbehörde. 
Das Recht, auf einer freigewordenen 
Heimstätte einen neuen Heimstätter 
anzusetzen, steht der Landesbehörde, 
und wenn diese es nicht ausüben will, 
der Reichsregierung zu. Es ist nicht 
bloß vorgesehen, die Begründung von 
Heimstätten durch die Ausgabe neuer 
vorzunehmen, sondern auch durch Un
terordnung bestehender Anwesen unter 
Heimstättenrecht auf Antrag des Grund
eigentümers, zu welchem Zweck der 
bisherige Eigentümer das Eigentum 
einer zur Ausgabe befugten juristischen 
Person übertragen muß. Auch bei 
Erbbaurecht kann Heimstätteneigen
schaft erklärt werden. Zur Begründung 
und Vergrößerung von Heimstätten 
können Grundstücke zugunsten der 
Landlieferungsverbände enteignet wer
den unter den Voraussetzungen und 
nach dem Verfahren, das für die Ent
eignung von Siedlungsland sowie von 
Bau- und Gartenland für Wohnungen 
gilt.

Damit ist zunächst ein Rahmengesetz 
geschaffen, aber auch nur ein Gesetz. 
Ob und wie es in praktische Taten 
umgesetzt wird, ist eine offene Frage 
der Zukunft. Br.

Wohnungsbau und Bautätigkeit 
seit dem Kriege.

Mit Hilfe von 1,3 Milliarden M an 
Zuschüssen, die Reich, Staaten und Ge
meinden im Jahre 1919 bewilligt hatten, 
sollten 60000 Wohnungen errichtet 
werden; kaum 30000 davon sind fertig 
geworden. Die ersten Zuschußbewilli
gungen, die der Preußische Staats
kommissar für das Wohnungswesen, 
später der Preußische Wohlfahrts
minister, ausgesprochen hatte, rechneten 
mit einem Preise von 45 M für das 
Kubikmeter umbauten Raumes. Es 
hatte im Jahre 1914 je nach den ört
lichen Verhältnissen und der Baupla
nung 13 bis 17 M gekostet. Je ge
drängter die Bauweise, um so höher
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der Kubikmeterpreis, aber um so billi
ger die Wohnung. Bei später einge
reichten Plänen mußte die Regierung 
unter Anerkennung der wachsenden 
Teuerung mit dem Preise in die Höhe 
gehen. Man legte 60 M, 70 M, schließ
lich sogar 80 M zugrunde. Diese Zah
len waren im Augenblick der Zuschuß
bewilligung annähernd richtig; doch 
während der Bauausführung stiegen 
die Preise weiter, so daß nur ganz 
besonders leistungsfähige Bauherren, 
in erster Linie solche, die schon sehr 
früh sich mit Baustoffen eingedeckt 
hatten, ihre Wohnungen vollenden 
konnten Ein Maß für die Verteuerung 
geben folgende, Mitte Januar 1920 fest
gestellten Zahlen aus dem Rheinland: 
Zur Zeit der Bewilligung der Bau
kostenzuschüsse berechnete man die 
Stunde A rb e i ts lo h n  mit 2 M, jetzt 
mit 4 M u n i mehr. Für B a u h o lz  be
trug der Preis im Frühsommer 1919 
130 bis 150 M/cbm, im Oktober 1919 
etwa 300 bis 350 M/cbm, im Januar 
1920 8 70 bis 960 M/cbm. T ü r b e -  
s c h l ä g e  (Schloß, Drücker, Fitschen) 
kosteten im Frühsommer 1919 etwa 
7 M, im Oktober 1919 12 M, im Januar 
1920 etwa 35 bis 52 M. H o b e l d i e l e n  
von T/s Zoll Stärke kosteten im Mai
1919 5,90 M/qm, im Januar 1920 
43,50 M/qm. Für Z i e g e l s t e i n e  be
lief sich der amtliche Richtpreis für 
1000 Stück im Frühjahr 1919 auf 66 M, 
im August 1919 auf 71 M, im Januar
1920 auf 150 bis 180 M. ln ähnlicher 
Weise verlief die Preisentwicklung für 
Türen, Fenster, Schwemmsteine, Dach
ziegel, Fensterglas, während die In
stallationsmaterialien, wie Zinkblech, 
Blei usw., verhältnismäßig noch mehr 
gestiegen sind. Zement war allgemein 
nur im Schleichhandel zu Phantasie
preisen zu haben. Man schätzte im 
Januar 1920 die Kosten für das Kubik
meter umbauten Raumes auf 110 bis 
120 M.

Da außerdem die Baustoffe zeitweise 
nicht zu haben waren, wozu der W agen

mangel das seinige beitrug, so ist das 
Gesamtergebnis der staatlichen Zu
schüsse außerordentlich gering. Außer
dem reichen sie bei den Preissteige
rungen bei weitem nicht aus, sodaß 
lebhafte Forderungen auf Nachzah
lungen an die Reichsregierung gerichtet 
worden sind. D*r langsame Fortschritt 
der Bauten erhöht den Zinsverlust und 
macht das Bauen immer noch weniger 
wirtschaftlich. Trotzdem zwingt die Not 
an Wohnungen, das Bauen fortzusetzen, 
und die Reichsregierung hat abermals 
für das laufende Jahr 500 Mill. M  
an Zuschüssen zur Verfügung gestellt, 
die in einer Belastung der alten, durch 
Höchstmietengesetz und Mietämter 
billig erhaltenen Häuser ihre Deckung 
finden sollen. Die Zuschüsse sollen 
als unverzinsliche Darlehen gegeben 
werden, aber für das Quadratmeter 
Wohnfläche nur ein bestimmter niedriger 
Satz, sodaß nur ein kleiner Teil der 
jetzigen Kosten gedeckt wird. So 
kommt es also wieder wie im Vor
jahre, daß sich nur ganz leistungsfähige 
Bauherren, in erster Linie die Groß
städte und die industriellen Werke, zum 
Bauen werden entschließen können. 
Die Eisenbahn, die häufig genötigt ist, 
mit Betriebsanlagen an Plätze außer- 
h a b  der bewohnten Ortschaften zu 
gehen, und die dort nun für Wohnungen 
ihrer Angestellte n sorgen muß, schlägt 
jetzt den Weg ein, daß sie Baugenossen
schaften zum Bauen auffordert und 
ihnen die Deckung des Fehlbetrages 
zusagt.

Den Löwenanteil an der Bautätigkeit 
dieses Jahres wird aber zweifellos der 
Bergbau davontragen, der durch ein 
gesetzliches Aufgeld auf jede Tonne 
Kohlen über die nötigen Baugelder 
verfügt. Die Verwaltung dieser Gelder 
liegt in den Händen der Arbeitsgemein
schaften, die sich für den rheinisch
westfälischen Steinkohlen- und den 
linksrheinischen Braunkohlenbergbau 
zu diesem Zwecke schon gebildet haben.

Regbfr. a. D. T h  im m.
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